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Auszubildende eines Warenhauskonzerns bewirtschaften im Rahmen ihrer Ausbildung 
selbstverantwortlich ein ehemals leerstehendes Ladenlokal in der Oberhausener Innen-
stadt. Das von den jungen Menschen eigenständig geführte Geschäft ermöglicht eine pra-
xisnahe Ausbildung. Darüber hinaus soll es die Fußgängerzone durch die Schaffung eines 
neuen Einzelhandelsangebots an einem benachteiligten Standort beleben.

Zwischennutzungsart: 
Gewerbe

Vornutzung:
Einzelhandel

Realisierungsgrad: 
abgeschlossen

Immobilienart: 
Gebäude

Stadtgröße: 
Großstadt

Lage: 
Innenstadt

Oberhausen – MoKi Azubi-Shop

Kontext 

Die Oberhausener Innenstadt leidet wie 
andere Städte des Ruhrgebiets unter dem 
Rückgang der Bevölkerung und der Konkur-
renz innerhalb der Region. Durch die Eröff-
nung des Einkaufszentrums „CentrO“ in der 
sogenannten Neuen Mitte Oberhausen hat 
sich die Situation für die traditionellen Ein-
kaufsstraßen verschlechtert. Besonders die 
1b-Lagen sind durch leerstehende Laden
lokale oder Spielhallen geprägt, zunehmend 
sind aber auch die zentralen Fußgänger-
zonen betroffen. So stand in der Nähe des 
Oberhausener City-Kaufhofs ein Ladenlokal 
fast zwei Jahre leer. Kaufhof hat aus der Not 
eine Tugend gemacht und den Leerstand für 
ein ungewöhnliches Experiment genutzt.

Projektbeschreibung 

Um Auszubildenden von Kaufhof die Chance 
zu geben, selbstständiger zu arbeiten sowie 
unternehmerisches Denken und Handeln 
auszuprobieren, wurde die Idee eines eigen-
ständig geführten Geschäfts entwickelt. Der 
Geschäftsbetrieb war für einen Zeitraum 
von zwei Jahren angelegt. Die temporäre 
Nutzung des leerstehenden Ladenlokals bot 
sich an, da dieses in unmittelbarer Nähe zur 

Kaufhof-Filiale lag. Das Ladenkonzept haben 
Auszubildende der Kaufhof-Filialen Essen, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen aus 
dem zweiten und dritten Ausbildungsjahr 
entwickelt. Zusätzlich wurden die Auszubil-
denden auch in die Renovierungsarbeiten 
sowie das Einrichtungs- und Dekorations-
konzept eingebunden. Unter dem Namen 
„MoKi – Mode für Kinder“ haben die Aus-
zubildenden 2006 „ihr eigenes Geschäft“ in 
der Oberhausener Innenstadt eröffnet und 
bis März 2008 geführt. 

Auf rund 130 m² Verkaufsfläche wurden 
ausgewählte Kindermode und Spielzeug 
verkauft. Jeweils rund zehn Auszubildende 
übernahmen im sechs- bis neunmonatigen 
Rotationsverfahren die Beratung und den 
Verkauf im Shop. Das Ladenlokal wurde, 
soweit keine Entscheidung durch Externe 
erforderlich war, von den Auszubildenden 
selbstständig geführt. Das umfasste die Be-
triebsorganisation, die Personaleinsatzpla-
nung, die Gestaltung des Warenpakets und 
der Preise sowie das Marketing. Das Konzept 
sollte eine praxisnahe Ausbildung ermögli-
chen und gleichzeitig durch die temporäre 
Nutzung eines bis dahin leerstehenden La-
denlokals einen aktiven Beitrag zur Bele-
bung der Innenstadt leisten. 

Das Projekt entstand im Rahmen des Pro-
gramms „Standort Innenstadt – Raum für 
Ideen“, einer Initiative, die gemeinsam von 
Wirtschaftsunternehmen, Städten des Ruhr-
gebiets und der Landesregierung entwickelt 
wurde. Ziel der Initiative ist es, die Attraktivi-
tät, Qualität und Akzeptanz der Innenstadt-
zentren in Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen zu 
sichern.

Projektchronologie

2005 	 Ideeentwicklung im Rahmen der  
Initiative „Standort Innenstadt“

2006 	 Workshop mit Auszubildenden und 
Eröffnung des Ladens

2006 	 Verleihung des Handelsinnovations-
preises 2006

2008 	 Abschluss des MoKi-ProjektesFront des vormals leerstehenden Ladenlokals
Quelle: BPW baumgart+partner
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Kontakt

Kaufhof Warenhaus AG
Gesamtbetriebsrat
Gabriele Müller
Leonhard-Tietz-Straße 1
50676 Köln
Tel. 0221 223-0
gabriele.mueller25@kaufhof.de

Kümmerer

Verantwortlich für das Projekt waren die 
Hauptverwaltung, die Verkaufsleitung Nord 
und der Gesamtbetriebsrat der Kaufhof Wa-
renhaus AG. Sie haben das Projekt initiiert 
und die notwendigen Verfahrensschritte 
wie Verhandlung und Vertragsregelung mit 
dem Eigentümer, Abstimmung mit IHK und  
Politik sowie Einbettung in den Rahmen der 
Initiative „Standort Innenstadt – Raum für 
Ideen“ durchgeführt.

Auswahl des Ladenlokals erfolgte durch die 
Immobilienabteilung. Der City-Manager der 
Stadt Oberhausen war an der Standortsuche 
beteiligt. 

Finanzierung

Das Projekt erhielt keine Förderung aus öf-
fentlichen Mitteln. Die Finanzierung erfolgte 
durch die Kaufhof AG. Vom Eigentümer 
wurden Investitionen in die Grundinstand-
setzung des Ladens vorgenommen. Kauf-
hof verhalf dem Ladenlokal mit einfachen 
Mitteln zu einem modernen Erscheinungs-
bild, etwa durch Überstreichen der braunen 
Verkleidungen, Aufbereitung der Böden so-
wie der gesamten Frontgestaltung. In der 
Umbau- und Wiedereröffnungsphase gab 
es teilweise Unterstützung v. a. von lokalen 
Unternehmen, die z. B. Regale, Feuerlöscher 
oder auch handwerkliche Leistungen zur 
Verfügung gestellt haben. Die Kaufhof AG 
trug das finanzielle Risiko des Projektes im 
Rahmen der Mitarbeiterausbildung.

Hemmnisse

Es gab anfänglich nur wenig Interesse von 
Seiten der Eigentümer, da diese sich mit 
der Vermietung der oberen Etagen als Woh-
nungen und dem Leerstand des Ladenlokals 
arrangiert hatten. Es handelt sich um ein 
typisches 70er-Jahre-Ladenlokal mit großen 
Schaufensterflächen und kleiner Passage. Es 
gab Überlegungen, die Front zu schließen, 
wobei die dadurch entstandene zusätzliche 
Verkaufsfläche ein umfangreicheres Geneh-
migungsverfahren nach sich gezogen hätte.

Erfolge

Die Verleihung des Handelsinnovations-
preises bestätigte, dass hier auf ungewöhn-
liche und erfolgreiche Weise das Manage-
ment von leerstehenden Läden mit der 
praxisnahen Ausbildung von jungen Men-
schen verknüpft wurde. Das Projekt hat 
Anstoß gegeben, die Leerstandsproblema-
tik mit kreativen Ansätzen anzugehen und 
auf das vorhandene Potenzial freier Laden
flächen aufmerksam zu machen. Auch die 
umfassende Berichterstattung in den Medi-
en hat dazu beigetragen, die Oberhausener 
Innenstadt wieder verstärkt in das öffent-
liche Blickfeld zu rücken. Das Feedback von 
den benachbarten Läden war durchweg 
positiv. Hinsichtlich der Ausbildungseffekte 
ist feststellbar, dass die beteiligten Auszubil-
denden mehr Selbstbewusstsein entwickelt 
haben.

Projekte: Leerstehende Gebäude

Auszubildende in „ihrem“ Laden
Quelle: BPW baumgart+partner

Eigentümer

Bei der Immobilie gibt es drei Eigentümer, 
die durch eine Hausverwaltung vertreten 
werden. Während des Leerstands gab es 
Probleme mit Vandalismus und Verschmut-
zungen, die durch das Projekt vollständig 
verschwunden sind. Das Ladenlokal stand 
ca. eineinhalb Jahre leer, davor nutzte es ein 
traditionsreiches Lederwarengeschäft. 

Nutzer

Nutzer waren bei diesem auf zwei Jahre an-
gelegten Projekt sowohl die Auszubilden-
den als auch die Kunden der Oberhausener 
Innenstadt. In den zwei Jahren waren rund 
50 Auszubildende der Kaufhof Warenhaus 
AG beteiligt, die durch das Projekt eine 
Verbesserung ihrer Qualifikation erfahren 
und die Arbeit durch die Eigenverantwort-
lichkeit positiver erleben konnten. Für die 
Kunden war das Projekt trotz dezenter Hin-
weisschilder kaum von einem normalen 
Geschäft zu unterscheiden und weder als 
Zwischennutzung noch als Ausbildungsstät-
te zu erkennen. Das Projekt hat das Angebot 
in der Innenstadt bereichert.

Maßnahmen und Instrumente

Oberhausen bot sich als Standort an, da es 
das regionale Personalentwicklungszen-
trum der Kaufhof Warenhaus AG ist. Die 
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Remseck am Neckar –
Ortsteilbücherei Aldingen in Containern

Für eine leerstehende Kelter konnte über Jahre keine Nutzung gefunden werden. Da eine 
Ortsteilbibliothek für eine Übergangszeit an einen anderen Standort verlagert werden 
musste, entwickelte das Planungsamt die Idee einer Raum-in-Raum-Lösung. Bürocontai-
ner wurden in das Gebäude geschoben und im Inneren miteinander verbunden. Durch die 
temporäre Nutzung erfährt das historische Gebäude eine besondere Aufmerksamkeit.

Kontext 

Über Jahre wurde ein geeigneter Stand-
ort für eine Ortsteilbibliothek gesucht, da 
der bisherige Standort in einer ehemaligen 
Hausmeisterwohnung eines Schulgebäu-
des nicht gut angenommen wurde. Weil 
langfristig eine zentrale Bibliothek errichtet 
werden soll und dafür bereits Vorplanungen 
laufen, wurde eine zeitlich befristete Lösung 
angestrebt. Gleichzeit fehlte eine Nutzung 
für eine seit etwa 100 Jahren nicht mehr 
dauerhaft benutzte und denkmalgeschützte 
Sommerkelter, die bereits in den Jahren 
1991/92 grundsaniert wurde aber nicht di-
rekt nutzbar war. Überlegungen, das Gebäu-
de zu einer ganzjährig nutzbaren Veranstal-
tungsstätte umzubauen, scheiterten sowohl 
an dem erforderlichen Kostenaufwand als 
auch an Fragen des Denkmalschutzes bei 
den erforderlichen Wärmedämm-Maßnah-
men.

Insgesamt konnte mit überschaubaren Fi-
nanzmitteln die Kelter vorerst wieder einer 
Nutzung zugeführt und das Standortprob-
lem für eine zentrale Bibliothekseinrichtung 
kurzfristig gelöst werden. 

Es steht nun eine Grundfläche von 116 m² 
zur Verfügung. Eine Behindertentoilette hat 
ebenfalls Platz gefunden. Derzeit gibt es Plä-
ne der Stadt, auch einen Jugendtreffpunkt 
aus Containern zu errichten. Im November 
2006 wurde die Bibliothek eröffnet. Sie dient 
vor allem Kindern und Jugendlichen sowie 
älteren Bewohnern des Stadtteils.

Projektchronologie

1991 	 Grundsanierung der Kelter
2005	 Machbarkeitsgutachten zur Einrich-

tung einer Bücherei in der Kelter 
2006 	 Ausschreibung der Maßnahme
2006 	 Eröffnung der Bibliothek

Zwischennutzungsart: 
Öffentliche / Soziale Nutzung

Vornutzung:
Kelter

Realisierungsgrad: 
laufend

Immobilienart: 
Gebäude

Stadtgröße:
Mittelstadt

Lage: 
Innenstadtrandlage

Raum-in-Raum-Bauweise
Quelle: Stadt Remseck am Neckar

Innenansicht des Gebäudes
Quelle: BPW baumgart+partner

Projektbeschreibung 

Auf Initiative des Planungsamtsleiters wur-

de zunächst eine Raum-in-Raum-Bauwei-

se zur Einrichtung einer Bibliothek in der 

Kelter untersucht und das Projekt dann 

mit Zustimmung des Gemeinderats ausge-

schrieben. Es wurden sieben Container in 

das Gebäude geschoben und im Inneren 

miteinander verbunden. Das Gebäude wur-

de dabei baulich nicht verändert. Sämtliche 

Baumaßnahmen waren nach weniger als 
vier Monaten abgeschlossen, wobei die Ein-
richtung der Container vor Ort gerade ein-
mal zwei Wochen dauerte. 

Bei Schließung der originalen Flügeltüren ist 
das neue Innenleben des Gebäudes von au-
ßen nicht zu erkennen. Die Containerbau-
weise erfüllt modernste Baustandards und 
ist auch wärmetechnisch unproblematisch. 
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Kümmerer

Die Idee einer Containerlösung wurde vom 
Planungsamtsleiter entwickelt, der alle in-
volvierten Akteure von den Vorteilen und 
der Umsetzbarkeit der Lösung überzeugen 
konnte. Der konzeptionelle Entwurf wurde 
vom Planungsamt gemacht, der Innenaus-
bau von einem Innenarchitekten entwor-
fen.

Eigentümer

Die Eigentümerin der Kelter ist die Stadt 
Remseck. Die Stadt profitiert mehrfach von 
der gefundenen Lösung: Die Kosten waren 
verhältnismäßig gering, die Lösung steht als 
temporärer Bau dem langfristig geplanten 
Neubau einer Bibliothek nicht im Wege, die 
aufwendig sanierte Kelter konnte endlich 
einer sinnvollen Nutzung zugeführt werden, 
der Standort für die Bibliothek ist attrak-
tiv und das denkmalgeschützte Gebäude 
musste nicht in seiner Bausubstanz verän-
dert werden.

Nutzer

Die Ortsbücherei Aldingen profitiert nicht 
nur von der verbesserten Lage im Stadtteil, 
sondern auch von dem ungewöhnlichen 
und attraktiven Standort. Es konnten neue 
Mitglieder, vor allem Kinder und Jugendli-
che sowie ältere Bürger, gewonnen werden.

Historische Kelter mit temporärer Bibliotheksnutzung
Quelle: BPW baumgart+partner

Für die Baumaßnahme wurde eine Aus-
schreibung durchgeführt, bei der sich ein 
örtlicher Unternehmer gegen zehn weitere 
Bewerber durchsetzen konnte. 

Finanzierung

Die denkmalgeschützte Kelter wurde 
1991/1992 von der Stadt für rund 320 000 
Euro grundsaniert. Da es sich um eine befris
tete Nutzung handelt, mussten die Kosten 
für den Einbau der Bibliothek gering bleiben. 
Die Gesamtkosten der Maßnahme betrugen 
152 000 Euro. Die Stadt Remseck hat das Vor-
haben finanziert.

Hemmnisse

Um einen sicheren Fluchtweg zu ermögli-
chen und den Auflagen des Brandschutzes 
zu genügen, musste ein Container bis an den 
Gebäuderand gebaut werden. Die Nutzung 
des Zwischenraums zwischen Containerde-
cke und Dach der Kelter, z. B. für Veranstal-
tungen, durfte nicht zugelassen werden.

Erfolge

Die Bibliothek wird gut angenommen und 
die Kelter konnte in ihrer Form bewahrt wer-
den. Für die Stadt war es eine große Erleich-
terung, für das ortsbildprägende, aber leer-
stehende und grundsanierte Gebäude eine 
verträgliche Nutzung gefunden zu haben. Es 
gibt viele Nachfragen zum Projekt von ande-
ren Kommunen.

Kontakt

Stadt Remseck am Neckar
Planungsamt
Fellbacher Straße 2
71686 Remseck am Neckar
Tel. 07146 289623
planungsamt@remseck.de

Projekte: Leerstehende Gebäude

Nutzer der Bücherei
Quelle: Stadt Remseck am Neckar

Maßnahmen und Instrumente

Die Zwischennutzung der Kelter wurde mit 
einer Raum-in-Raum-Lösung möglich, die 
eine Komplettsanierung des Gebäudes nicht 
mehr notwendig machte. Durch die einge-
stellten Container wurde das grundsanierte 
Gebäude nicht verändert. Es handelt sich 
um standardisierte Baucontainer, die die 
Stadt erworben hat und die nach Aufgabe 
der Bibliothek für andere Maßnahmen wei-
terverwendet werden können. 
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In einer Diplomarbeit wurde ein Konzept zur Nutzung leerstehender Ladenlokale für tem-
poräre Galerien entwickelt. Die Umsetzung des Projektes an zwei Standorten in Trier trug 
zur deren Belebung bei und war zugleich eine Plattform für junge Künstler, die unabhängig 
von Museen und kommerziellen Galerien ausstellen konnten. Beide Immobilien wurden im 
Anschluss an die Galerienutzung wieder dauerhaft vermietet.

Zwischennutzungsart: 
Kunst und Kultur

Vornutzung:
Einzelhandel

Realisierungsgrad: 
abgeschlossen

Immobilienart: 
Gebäude

Stadtgröße: 
Großstadt

Lage: 
Innenstadt

Trier – Kunstmoment

Kontext 

In den innerstädtischen Randlagen der Stadt 
Trier gab es vermehrt Leerstände von Laden
lokalen und Büroräumen. Gleichzeitig fehl-
ten Künstlern und Grafikern Räume, um 
ihre Arbeiten auszustellen. In der Stadt gab 
es keine Galerie mehr, da sich der regionale 
Kunstmarkt ins benachbarte Luxemburg 
verlagerte.

Projektbeschreibung 

„Kunstmoment“ war eigentlich ein theo-
retisches Konstrukt für künstlerische Zwi-
schennutzungen in leerstehenden Laden-
lokalen im Rahmen einer Diplomarbeit im 
Studiengang Kommunikationsdesign an der 
Fachhochschule Trier. Der Autor und spä-
tere Mitinitiator hatte sich mit dem Projekt 
Kunstmoment zum Ziel gesetzt, ungenutzte 
Ladenlokale und andere gewerbliche Räu-
me durch künstlerisch-kreative Zwischen-
nutzung zu beleben. Bei einer Anfrage zur 
Umsetzung der Idee in einem seit mehreren 
Jahren leerstehenden Ladenlokal stimmte 
der Eigentümer, ein auswärtiges Immobilien
unternehmen, einer temporären Nutzung 
als Galerie zu. 

Der Laden war ursprünglich ein alteingeses-
senes Möbelhaus über drei Etagen. Nach der 
Aufgabe des Möbelhauses mietete zunächst 
ein Billigladen die Räumlichkeiten. Da-
nach bedingte Leerstand u. a. Vermüllung 
im Schaufenster und Vandalismusschäden, 
sodass sich nicht nur die Mieter im Haus 
über den Zustand beschwerten. Daraufhin 
stellte das Immobilienunternehmen das 
Ladenlokal über den Hausverwalter für die 
Zwischennutzung als Galerie zur Verfügung, 
ohne dass vertragliche Regelungen erforder-
lich waren. Die Initiatoren, neben dem Autor 
und Ideengeber inzwischen weitere ehren-
amtliche Mitstreiter, haben das Ladenlokal 
aufgeräumt, gestrichen und möbliert. Be-
nachbarte Läden haben auf Nachfrage mit 
Sachspenden geholfen. 

Aufgrund des Erfolgs der ersten Ausstel-
lung folgten zwölf weitere Vernissagen und 

Kunstveranstaltungen in dem Ladenlokal. 
Die Räumlichkeiten wurden wegen der eh-
renamtlichen Betreuung häufig flexibel ge-
öffnet, teilweise gab es aber auch feste Öff-
nungszeiten. Wenn Arbeiten von Studenten 
ausgestellt wurden, haben diese die Galerie 
selbst betreut. Es gab großes öffentliches 
Interesse an dem Projekt. Mit der Nutzung 
wurde die Immobilie optisch aufgewertet 
und wieder positiv wahrgenommen. 

Ein Maklerbüro fragte bei den Initiatoren 
des Projektes Kunstmoment für eine Ga-
lerie-Zwischennutzung in einem anderen 
Ladenlokal in Innenstadtlage an, da sich 
dieses nicht über den Markt vermitteln ließ. 
Auch in diesem Ladenlokal wurden tempo-
räre Ausstellungen durchgeführt. Bei beiden 
Projekten sprach der offene und temporäre 
Charakter Menschen an, die sonst keine Mu-
seen oder Galerien besuchen.

Ladenlokal des ersten Standorts
Quelle: Stephan Zender

Projektchronologie

2002  	 Diplomarbeit zum Konzept „Kunst-
moment“ an der Fachhochschule 
Trier

2003  	 Eröffnung der Galerie am ersten 
Standort

2004  	 Eröffnung der Galerie am zweiten 
Standort

2006  	 Ende des Projektes aufgrund feh-
lender Finanzierung
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Kontakt

Stephan Zender
Im Sabel 6
54294 Trier
Tel. 0651 9983711
info@kunstmoment.de
www.kunstmoment.de

Kümmerer

Die Initiatoren haben unter dem Namen 
„Kunstmoment“ ein theoretisches Konzept 
für die Nutzung leerstehender Ladenlokale 
in die Praxis umgesetzt. Es gibt ein Kern-
team von drei ehrenamtlich engagierten Ak-
teuren, die für die einzelnen Ausstellungen 
von den jeweiligen Künstlern und weiteren 
Mitstreitern unterstützt wurden. Die Initia-
toren verstehen sich als Kommunikations-
plattform zwischen Immobilienbesitzern, 
Hausverwaltungen, Stadtverwaltung und 
interessierten Künstlern. Sie haben Leer-
stände recherchiert und geeignete Projekte 
akquiriert. Kunstmoment hat Sponsoren ge-
sucht und Öffentlichkeitsarbeit betrieben.

Maßnahmen und Instrumente

Am ersten Standort gab es während der ein-
einhalb Jahre dauernden Nutzung nie einen 
Vertrag zwischen dem Eigentümer und dem 
Projekt Kunstmoment. Auch für die Strom-
kosten gab es eine freie Regelung. Dies hatte 
auch Nachteile für die Initiatoren, da sich 
diese durch die Unklarheit bezüglich ihrer 
Rechte bei der Nutzung der Räumlichkeiten 
gehemmt fühlten. Für den zweiten Standort 
wurde mit der Bundesärztekammer daher 
ein notariell geprüfter Nutzungsvertrag ab-
geschlossen. Dieser sah eine Pauschale von 
25 Euro/Monat für den Wasserverbrauch 
vor.

Finanzierung

Die Finanzierung des Projektes erfolgte 
durch Eigenmittel, Unterstützung der City-
initiative Trier sowie durch Zuwendungen 
der Eigentümer und Sponsoring. Das Ein-
treiben von Sach- bzw. Dienstleistungsspen-
den wurde als mühselig und zeitaufwendig 
beschrieben. Erfolgreiche Ansprachen er-
folgten vor allem im Rahmen einer Kunst-
messe. Eine Kanzlei hatte einen Vertrags-
entwurf, der spezielle Vereinbarungen zur 
Überlassung beinhaltete, kostenfrei erstellt. 
Dieser bildete die Grundlage für den Vertrag 
bei dem zweiten Objekt. Bei Verkaufsausstel-
lungen gab es zwei Modelle für die Künstler: 
Mitfinanzierung der Ausstellung und erlös
freier Verkauf oder prozentuale Verkaufs
beteiligung bei kostenfreier Ausstellung. 
Für die Überlassung der Räumlichkeiten an 
Kunstmoment wurde grundsätzlich keine 
Miete von den Eigentümern erhoben.

Hemmnisse

Die Initiatoren fanden aufgrund des infor-
mellen Charakters keine Versicherung die 
bereit war, die ausgestellten Kunstobjekte 
gegen Diebstahl oder Beschädigung zu ver-
sichern. Durch den Mangel an Sponsoren 
gab es keine Ausweitung oder Fortsetzung 
des Projektes. Als problematisch wurde die 
fehlende Honorierung der ehrenamtlichen 
Arbeit beschrieben.

Erfolge

Das Projekt hat seine selbst gesteckten Ziele 
erreicht: Einerseits konnten lokalen Künst-
lern günstige Räumlichkeiten für Ausstel-
lungen zur Verfügung gestellt werden, an-
dererseits wurden die Leerstandsobjekte 
aufgewertet. Beide Ladenlokale sind inzwi-
schen wieder dauerhaft vermietet.

Projekte: Leerstehende Gebäude

Anspruchsvolle Gestaltung eines Ladens
Quelle: Stephan Zender

Eigentümer

Eigentümer des Objekts am ersten Standort 
ist ein Kölner Immobilienunternehmen mit 
unbestimmtem Verwertungsinteresse. Für 
die Betreuung der Immobilie ist eine ört-
liche Hausverwaltung eingesetzt. Durch die 
Galerie haben sich regelmäßig Interessenten 
für die Räumlichkeiten gemeldet. Das La-
denlokal des Objekts am zweiten Standort 
ist im Eigentum der Bundesärztekammer. 
Das Maklerbüro der Ärztekammer ist auf die 
Initiatoren des Projektes Kunstmoment zu-
gegangen, da sich das Objekt zeitweilig nicht 
vermieten ließ. Für beide Eigentümer war 
wichtig, dass ihnen keine Verwaltungsarbeit 
und Kosten entstehen.

Nutzer

Nutzer sind sowohl die Kunstschaffenden, 
die auf diesem Weg eine Chance zur Prä-
sentation ihrer Werke erhielten, als auch die 
kunstinteressierten Besucher der Ausstel-
lungen. Für unabhängige Künstler gibt es in 
Trier wenig alternative Ausstellungs- und Ar-
beitsmöglichkeiten außerhalb der musealen 
Einrichtungen.
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In Wuppertal wird durch die temporäre Gestaltung und durch die Zwischennutzung leer-
stehender Ladenlokale versucht, diese ins öffentliche Interesse zu rücken. Die Belebung 
der Erdgeschosse in den Gründerzeitbauten trägt zu einer sozialen Stabilisierung der be-
troffenen Quartiere bei. Aufgrund des Projekterfolgs wurde eine Zwischennutzungsagentur 
eingerichtet.

Zwischennutzungsart: 
Kunst und Kultur

Vornutzung:
Einzelhandel

Realisierungsgrad: 
laufend

Immobilienart: 
Gebäude

Stadtgröße: 
Großstadt

Lage: 
Innenstadtrandlage

Wuppertal –
Neue Konzepte für leerstehende Ladenlokale

Kontext 

Im gründerzeitlichen Stadtteil Ostersbaum 
war die Zunahme von Leerständen in La-
denlokalen ein Aspekt, der zu einer Abwer-
tung des Stadtbilds führte. Der Stadtteil mit 
besonderem Erneuerungsbedarf wird seit 
1998 im Rahmen des Programms „Soziale 
Stadt NRW“ gefördert. Das mit dem Quar-
tiersmanagement betraute Stadtteilbüro 
unterstützte verschiedene Aktivitäten gegen 
den Ladenleerstand, z. B. temporäre Kunst-
aktionen. Die Kapazitäten des Stadtteilbüros 
reichten aber aufgrund der großen Zahl an 
Leerständen nicht aus, um einen nachhal-
tigen Erfolg erzielen zu können.

Projektbeschreibung 

Das Stadtteilbüro entwickelte gemeinsam 
mit lokalen Initiativen und der Stadt Wup-
pertal bereits Strategien zur Belebung der 
Ladenlokale. So wurde beispielsweise 2003 
ein Wettbewerb für Grafiker und Künstler 
ausgeschrieben, bei dem ein einheitliches 
Design für die temporäre Schaufensterge-
staltung entwickelt wurde. Mit Hilfe eines 
Projektes, in dem Jugendliche Erfahrungen 
in handwerklichen Tätigkeiten sammeln 
konnten und unter fachlicher Anleitung ein-
fache Instandsetzungsarbeiten durchführ-
ten, wurden insgesamt drei leerstehende 
Ladenlokale hergerichtet. Die Eigentümer 
der Ladenlokale stellten das Material für die 
Renovierungsarbeiten zur Verfügung. 

Präsentation von Kunstwerken im Schaufenster
Quelle: Schulten & Weyland GbR

Nach Ablauf der Aktion konnten die gestal-
teten Läden dauerhaft vermietet werden. 
Eine im Rahmen des Förderprogramms  
Regionale 2006 erstellte Studie empfahl auf-
grund der positiven Effekte, für den Stadtteil 
eine Zwischennutzungsagentur einzurich-
ten. Auf Grundlage der Studie wurden För-
dermittel für vier weitere gründerzeitliche 
Stadtteile im Rahmen von Stadtumbau West 
sowie für das Quartier Ostersbaum im Rah-
men der Sozialen Stadt beantragt und be-
willigt, so dass die Stadt Wuppertal eine Aus-
schreibung durchführen konnte. 

Seit 2007 arbeitet ein örtliches Büro für Or-
ganisations- und Unternehmensberatung 
unter dem Label „Zwischennutzungsagen-
tur Wuppertal“ an der Behebung von Leer-
standsproblemen in den vier benachbarten 
Stadtteilen. Seit 2008 hat die Agentur auch 
im Stadtteil Ostersbaum die Arbeit aufge-
nommen. Die Agentur bietet eine kostenlose 
Beratungs- und Vernetzungsplattform an. Im 
Rahmen einer Bestandsaufnahme wurden 
bereits über 150 leerstehende Ladenlokale 
kartiert und in einer Datenbank erfasst. 

Die Zwischennutzungsagentur systemati-
siert dabei die Ladenlokale zu Mikrostand-
orten, die dann gemeinsam mit einer be-
stimmten Zielsetzung (z. B. Atelierräume) 
vermarktet werden sollen, um Agglome-
rationsvorteile entwickeln zu können. Alle 
Eigentümer werden in Zusammenarbeit mit 
der Stadt von der Zwischennutzungsagentur 
angesprochen. Es ist geplant, die Läden auch 
über eine Vermittlungsplattform im Internet 
zu präsentieren.

Projektchronologie

2003 	 Gestaltungswettbewerb für drei La-
denlokale und Umsetzung der Kon-
zepte

2006 	 Studie „Neue Konzepte für leerste-
hende Ladenlokale“ im Rahmen der 
Regionale 2006

2007 	 Gründung der Zwischennutzungs
agentur Wuppertal
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Kontakt

Stadt Wuppertal
Koordinierung Stadtentwicklung
42269 Wuppertal
Tel. 0202 563-2879
jutta.schultes@stadt.wuppertal.de

Zwischennutzungsagentur 
Wuppertal
c/o ORG.BERATUNG 
Schulten & Weyland GbR
Zimmerstraße 40
42105 Wuppertal
Tel. 0202 4957018
info@zwischennutzungsagentur 
-wuppertal.de

Kümmerer

Die Zwischennutzung von Ladenlokalen 
in den betroffenen Stadtteilen wurde vom 
Stadtteilbüro Nachbarschaftsheim Wupper-
tal e. V. und dem örtlichen Unternehmer-
verein startpunkt e. V. initiiert. Die Stadt 
Wuppertal hat das Vorhaben u. a. durch 
Eigentümeranfragen unterstützt. Das Stadt-
teilbüro hat versucht, selbst Ladenlokale zu 
vermitteln, die Kapazitäten reichten aller-
dings für die hohe Zahl an Leerständen nicht 
aus. Seit dem Sommer 2007 ist das Büro 
Schulten & Weyland GbR für vorerst ein Jahr 
als Zwischennutzungsagentur zur Reduzie-
rung von Leerständen in vier Stadtteilen be-
auftragt, eine Verlängerung ist vorgesehen. 

Eigentümer

Die leerstehenden Ladenlokale sind in 
den meisten Fällen in privatem Eigentum. 
Ein Teil der betroffenen gründerzeitlichen 
Bausubstanz ist an ausländische Immobi-
lienfonds veräußert worden, wodurch eine 
Beteiligung erschwert wurde. Weiterhin bil-
den Migrantenhaushalte eine wachsende 
Gruppe von Eigentümern, die ebenfalls nur 
schwer für Zwischennutzungen erreicht 
werden können. Neben der Weitergabe der 
Betriebskosten und der Sicherung des Ge-
bäudes motiviert die Eigentümer vor allem 
die Hoffnung auf langfristige Vermietung.

Nutzer

Die Nutzer sind vor allem die Zwischen-
mieter, also Künstler, Vereine oder Existenz-
gründer, die zu günstigen Konditionen ihre 
Werke präsentieren oder die Ladenlokale als 
Werkstätten nutzen können. Die Bewohner 
der Quartiere profitieren von der Bereiche-
rung des lokalen Angebots und der Belebung 
der Erdgeschosszonen.

Maßnahmen und Instrumente

Wesentliche Maßnahme ist die Professiona-
lisierung der bisher vom Quartiersmanage-
ment nebenbei geleisteten Vermittlungstä-
tigkeit durch eine eigenständige Agentur. 
Mit der Aufnahme der Leerstände in eine 
Objekt-Datenbank und einer daraus ent-
wickelten Strategie können sowohl die An-
sprache der Eigentümer als auch das Ange-
bot für Nutzer verbessert werden. Die Arbeit 
der Zwischennutzungsagentur wird durch 
eine städtische Projektleitung gesteuert und 
von einem Projektbeirat begleitet. Der ört-
liche Maklerverband ist Mitglied des Beirats. 
Auf diese Weise kann einerseits sichergestellt 

Projekte: Leerstehende Gebäude

Temporäre Galerie in Ladenlokal
Quelle: Schulten & Weyland GbR

werden, dass die Agentur nicht konkurrie-
rend arbeitet, andererseits kann bei Bedarf 
auf Expertenwissen zugegriffen werden.

Finanzierung

In den Jahren 2003/2004 wurde das Projekt 
durch das EU-Programm „Lokales Kapital 
für soziale Zwecke“ (LOS) mit 10 000 Euro 
unterstützt. Von diesen Mitteln wurden 
u. a. eine Designerin und ein Handwerker 
finanziert, die Jugendliche bei der Renovie-
rung von drei Ladenlokalen anleiteten. Eine 
grundlegende Leerstandskartierung wurde 
im Rahmen der Regionale 2006 durchge-
führt. Die Tätigkeit der Zwischennutzungs-
agentur wird mit Mitteln aus Stadtumbau 
West gefördert. Das Land Nordrhein-West-
falen verfolgt den Ansatz, auch investitions-
vorbereitende und -begleitende Projekte zu 
fördern, und hat die notwendigen Mittel bis 
2011 bewilligt. Die Fördermittel decken die 
Honorar- und Bürokosten der Zwischennut-
zungsagentur sowie die Öffentlichkeitsar-
beit und Projektinitiierung.

Hemmnisse

Die Überzeugungsarbeit für die Teilnahme 
am Projekt gestaltet sich bei den Eigentü-
mern schwierig. Unter den Eigentümern 
sind wenig Ortsansässige zu finden, wobei 
vor allem diejenigen ohne Kenntnisse des 
lokalen Markts überzogene Mieterwar-
tungen haben. Ein weiteres Problem sind 
Erbengemeinschaften, die sich untereinan-
der einigen müssen.

Erfolge

Durch die Tätigkeiten des Stadtteilbüros, 
des Unternehmervereins und der Zwischen-
nutzungsagentur konnten bereits zahlreiche 
Ladenlokale renoviert und inszeniert wer-
den. Einige Ladenlokale konnten unmittel-
bar nach der temporären Nutzung dauerhaft 
vermietet werden. 
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Zur Ergänzung der Erkenntnisse aus den 
Fallstudien wurden für drei bei der Realisie-
rung von Zwischennutzungen häufige Pro-
blemstellungen externe Expertisen erstellt. 
Diese beschäftigen sich mit der planungs- 
und bauordnungsrechtlichen Genehmigung 
von Zwischennutzungen, mit vertragsrecht-
lichen Regelungsmöglichkeiten sowie mit 
dem Einfluss von Zwischennutzungen auf 
den Verkehrswert und die Wirtschaftlichkeit 
einer Immobilie. Die wesentlichen Inhalte 
der Expertisen sowie Meinungen der Verfas-
ser werden in diesem Kapitel zusammenge-
fasst. Die Titel und Verfasser der Expertisen 
sind:

„Planungs- und baurechtliche Genehmi-
gung von Zwischennutzungen“, Prof. Dr. 
Gerd Schmidt-Eichstaedt, Plan und Recht 
GmbH, Berlin

„Vertragsrechtliche Regelungsbedarfe bei 
Zwischennutzungen“, Carsten Strasen, 
Streifler & Kollegen Rechtsanwälte, Ber-
lin

„Einfluss von Zwischennutzungen auf 
den Verkehrswert von Immobilien“, Dr. 
Egbert Dransfeld, Daniel Lehmann, Insti-
tut für Bodenmanagement, Dortmund

4.1	 Genehmigung von  
Zwischennutzungen

Die Genehmigung von Zwischennutzungen 
stößt in der Praxis oft auf baurechtliche Hin-
dernisse. Das liegt unter anderem daran, 
dass für Zwischennutzungen einschlägige 
Regelungen derzeit nur im Bauplanungs-
recht – also im Baugesetzbuch (BauGB) zu 
finden sind, nicht aber im Bauordnungs-
recht – also in den Landesbauordnungen. 

Festsetzung einer befristet zulässigen 
Nutzung nach § 9 Abs. 2 BauGB

Im Bauplanungsrecht besteht durch § 9  
Abs. 2 BauGB die Möglichkeit, befristete 
oder nur bedingt zulässige Nutzungen in 
Bebauungsplänen zu regeln. Dabei soll ne-
ben der temporär zulässigen Nutzung auch 
die Folgenutzung festgesetzt werden. Auf di-
ese Art ist planungsrechtlich ein vollständig 
geordnetes Verfahren für die Regelung von 
Zwischennutzungen möglich. 

Allerdings setzt die Anwendung von § 9 Abs. 
2 BauGB voraus, dass der jeweilige Rechts-
rahmen des BauGB eingehalten wird. Hier-

•

•

•

nach können zeitlich befristete Nutzungen 
in einem Bebauungsplan nur in „besonde-
ren Fällen“ festgesetzt werden. Insgesamt 
muss es sich gemäß § 9 Abs. 1 (erster Satz-
teil) um „städtebauliche Gründe“ handeln, 
die jedoch in der Regel beim Ansteuern von 
städtebaulich erwünschten Zwischennut-
zungen gegeben sind. 

Des Weiteren müssen Festsetzungen in 
einem Bebauungsplan aus Gründen der 
Rechtsstaatlichkeit hinreichend „bestimmt“ 
sein. Dies bedeutet für die Festsetzung be-
fristeter Nutzungen, dass diese für einen 
bestimmten Zeitraum oder bis zum Eintritt 
bestimmter Umstände zulässig sind. Bei der 
Bestimmung des Zeitraums für die Zulässig-
keit von Nutzungen ist dieser kalendarisch 
genau zu definieren. Kann oder soll das 
Ende der Gültigkeit (der Festsetzung) nicht 
durch einen bestimmten Zeitpunkt markiert 
werden, muss ein genau definierter und ob-
jektiv feststellbarer Umstand bestimmt wer-
den. Die Tatsachenerhebung darf aber nicht 
von Entschlüssen oder Erlaubnissen Dritter, 
z. B. unternehmerischen Rentabilitätserwä
gungen, abhängen.

Bebauungspläne der Innenentwicklung

Durch die Einführung des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a BauGB für Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung können 
Bebauungspläne auch für Zwischennut-
zungen sehr zügig ohne formalisierte Um-
weltprüfung und mit konzentrierten Verfah-
rensschritten aufgestellt werden. Dennoch 
ist die Aufstellung eines Bebauungsplans 
nicht in allen Fällen das geeignete Mittel für 
die Zulassung einer Zwischennutzung. Dies 
gilt sowohl für Gebiete im unbeplanten In-
nenbereich als auch für überplante Gebiete 
mit gültigen Bebauungsplänen. Beide Fäl-
le sollen im Folgenden genauer betrachtet 
werden.

Vorhaben im unbeplanten Innenbereich

Die Zulässigkeit einer Nutzung im unbe-
planten Innenbereich wird im ersten Schritt 
nur unwesentlich davon beeinflusst, ob sie 
nur zeitweise oder auf Dauer beabsichtigt 
ist: Das Vorhaben muss sich gemäß § 34 
Abs. 1 BauGB nach Art, Maß, Bauweise und 
überbaubarer Grundstücksfläche in die Ei-
genart der näheren Umgebung einfügen. 
Dieser Einfügenstatbestand gilt sowohl für 

4  Rechtliche und wirtschaftliche Aspekte
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Zwischennutzungen als auch für dauerhaft 
angelegte Nutzungen.

Das Gesetz lässt in zweierlei Hinsicht Ab-
weichungen von dieser Anforderung des 
Einfügens zu: Zum einen kann laut § 34 Abs. 
2 BauGB bei der Zulassung einer baulichen 
Nutzung auf die Befreiung nach § 31 Abs. 2 
BauGB zurückgegriffen werden, falls die Ei-
genart der näheren Umgebung einem der 
Baugebiete der Baunutzungsverordnung 
entspricht. 

Zum anderen erlaubt § 34 Abs. 3a BauGB 
eine Abweichung von der Erfordernis des 
Einfügens auch zugunsten einer Zwischen-
nutzung. Dies ist dann möglich, wenn di-
ese Abweichung der Erweiterung, Ände-
rung, Nutzungsänderung oder Erneuerung 
eines zulässigerweise errichteten Gewerbe
betriebs, Handwerksbetriebs oder Wohn-
hauses dient, städtebaulich vertretbar ist 
und auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 

§ 34 Abs. 3a BauGB erweitert gleichsam die 
nur auf die Art der Nutzung bezogene Be-
freiungsmöglichkeit des § 34 Abs. 2 BauGB 
für die genannten Vorhaben auf alle Krite-
rien des Einfügens im Sinne des § 34 Abs. 1 
BauGB – also auch auf das Maß der Nutzung, 
die Bauweise und die Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll. Die Bedeutung dieser 
Vorschrift für Zwischennutzungen dürfte 
nicht allzu erheblich sein. § 34 BauGB ist al-
lerdings insgesamt nicht auf die Zulassung 
von Zwischennutzungen ausgerichtet.

Duldungsverträge

Eine Lösung kann in geeigneten Fällen der-
gestalt herbeigeführt werden, dass über § 34 
BauGB (und daher formell und materiell) 
nicht genehmigungsfähige Zwischennut-
zungen in vorhandenen baulichen Anlagen 
durch zeitlich befristete Duldungsverträge 
mit der Bauaufsicht vor der Nutzungsun-
tersagung geschützt werden. Im Gegenzug 
muss die Beendigung der Zwischennutzung 
nach Ablauf der Duldungsfrist zugesichert 
und zuverlässig mit Sicherheitsleistungen 
gewährleistet werden.

Vorhaben im Geltungsbereich eines  
Bebauungsplans

Bei erwünschten Zwischennutzungen im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
kommt entweder eine Planänderung (unter 
Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB) oder eine 
befristete Befreiung zur Anwendung. In den 

meisten Fällen ist eine Planänderung für 
eine Zwischennutzung zu aufwendig. Als Be-
freiungsgrund kommt in der Regel nur § 31 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB – die städtebauliche Ver-
tretbarkeit – in Frage. Das Problem bei der 
Zulassung einer Befreiung für Zwischennut-
zungen liegt in der Regel in der Abweichung 
von der im Bebauungsplan festgesetzten Art 
der Nutzung. Denn nach der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung werden durch eine 
beabsichtigte Abweichung von der festge-
setzten Art der baulichen Nutzung in aller 
Regel die Grundzüge der Planung berührt. 
Dies gilt nur dann nicht, wenn lediglich eine 
Randkorrektur der Planung herbeigeführt 
wird. 

Bei der Einordnung der Genehmigungs-
fähigkeit einer Zwischennutzung in das 
Rechtsinstitut der Befreiung müssen jedoch 
andere Maßstäbe angelegt werden als bei 
der Beurteilung einer endgültig beabsich-
tigten Abweichung. Endgültig können über 
§ 31 Abs. 2 BauGB nur Randkorrekturen zu-
gelassen werden. Bei Zwischennutzungen 
geht es jedoch nur um eine zeitweise Abwei-
chung. Nach Beendigung der Zwischennut-
zung soll der ursprüngliche Festsetzungska-
talog wieder uneingeschränkt gelten. Das ist 
eine völlig andere Konstellation als die einer 
(endgültigen) Randkorrektur. Bei Zwischen-
nutzungen kommt es für die Einhaltung der 
Grundzüge der Planung nur darauf an, ob 
die Zwischennutzung als isoliertes Ereignis 
im Zeitablauf eingeordnet werden kann, das 
nach der Beendigung keine wesentlichen 
Spuren zurücklassen wird (dann werden die 
Grundzüge der ursprünglichen und nach der 
Zwischennutzung wieder uneingeschränkt 
geltenden Planung nicht berührt), oder ob 
die Zwischennutzung die bisherigen Kons-
tellationen nachhaltig so verändern wird, 
dass nach ihrem Ende nicht zum Status quo 
zurückgekehrt werden kann (dann sind die 
Grundzüge der Planung berührt).

Im Ergebnis heißt dies: Zeitlich klar be-
grenzte Zwischennutzungen, nach deren 
Beendigung aller Voraussicht nach der ur-
sprüngliche Zustand wiederhergestellt wer-
den kann und die während ihrer Laufzeit 
das städtebauliche Umfeld nicht unwieder-
bringlich verändern, können über § 31 Abs. 
2 Nr. 2 BauGB als städtebaulich vertretbar 
im Wege der Befreiung zugelassen werden. 
Städtebauliche Vertretbarkeit liegt vor, wenn 
die Zwischennutzung auch der abwägungs-
gerechte Gegenstand eines Bebauungsplans 
sein könnte. 
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Die Grundzüge der Planung werden nicht 
berührt, wenn diese nur zeitweilig in den 
Hintergrund treten, ohne ihre Geltungskraft 
zu verlieren. Es geht hier nicht um dauer-
hafte „Randkorrekturen“, sondern um eine 
vorübergehende und daher unschädliche 
Zurücksetzung der unverändert fortgelten-
den Prinzipien. 

Wenn allerdings absehbar ist, dass der ur-
sprünglich festgesetzte Rahmen nicht wie-
derkehren wird und die Zwischennutzung 
nur eine Zwischenstation auf dem Weg zu 
einer gänzlichen Neuordnung ist, dann ist 
die Befreiung nach Bauplanungsrecht nicht 
möglich; vielmehr muss dann förmlich gep-
lant werden.

Befreiung nach dem Bauordnungsrecht

Die bauordnungsrechtliche Befreiung ist 
in der Musterbauordnung (MBO) unter der 
Überschrift „Abweichungen“ in § 67 gere-
gelt. Die Vorschriften der Bauordnungen der 
Länder entsprechen im Wesentlichen der 
MBO. In der Gesamtschau ist den bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften der Länder 
zu entnehmen, dass „die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung, insbesondere Leben, Ge-
sundheit und die natürlichen Lebensgrund-
lagen“, durch eine Befreiung keinesfalls 
gefährdet werden dürfen. Die Instrumente 
und Methoden, mit denen dieser Schutz 
gewährleistet werden soll, sind jedoch aus-
tauschbar, und zwar auch aufgrund von Be-
scheinigungen für den Einzelfall. 

So kommt es auf das Ergebnis an, nicht auf 
die wortgetreue Einhaltung jeder Einzelvor-
schrift. Von daher müssen diese Vorschriften 
gerade bei Zwischennutzungen konstruktiv 
angewendet werden. Öffentliche Sicherheit 
und Ordnung können eventuell auch mit 
behelfsmäßigen Lösungen garantiert wer-
den. Möglicherweise sind sie auch anders 
herzustellen, als es für den Regelfall vorge-
sehen und vorgeschrieben ist. 

Unter Umständen können auch die in meh-
reren Bauordnungen zu findenden Expe-
rimentierklauseln helfen. Beispielsweise 
erlaubt § 56 Abs. 2 Nr. 4 der baden-württ-
embergischen Bauordnung Abweichungen 
zur „praktischen Erprobung neuer Bau- und 
Wohnformen im Wohnungsbau“. In einigen 
Ländern besteht zudem eine Regelung, die 
Ausnahmen in Fällen ermöglicht, bei denen 
die Durchführung der bauordnungsrecht-
lichen Vorschriften zu einer nicht beabsich-
tigten Härte führen würde.

Sicherheitsleistung und Aussetzung von 
Baurechten

Die Befreiung ist sowohl im Bauplanungs- 
als auch im Bauordnungsrecht die ein-
fachste Möglichkeit zur Zulassung von Zwi-
schennutzungen auf vorhandenem Bauland 
und in vorhandenen baulichen Anlagen.

Bei der Genehmigung von Zwischen
nutzungen muss entscheidendes Gewicht 
darauf gelegt werden, von vornherein Si-
cherheit für die korrekte Beendigung der 
Zwischennutzung und die Übernahme der 
Beseitigungskosten zu gewinnen, z. B. durch 
Hinterlegung oder durch Bürgschaftserklä-
rung. Je länger die Zwischennutzung dauern 
soll, desto teurer wird eine solche Sicher-
heitsleistung, was wiederum ihre Durch-
setzung schwierig werden lässt. Die Sicher-
heitsleistung kann entweder als Bedingung 
im Rahmen einer Baugenehmigung durch-
gesetzt werden, die im Ermessen der Bauge-
nehmigungsbehörde steht (also insbesonde-
re im Kontext von Befreiungen), oder durch 
einen städtebaulichen Vertrag im Vorfeld der 
Aufstellung eines Bebauungsplans, mit dem 
die Zwischennutzung legalisiert wird. 

Eine vertragliche Aussetzung von Baurechten 
kann immer nur auf Zeit erfolgen. Ihre Dau-
er ist eine Frage der Abwägung. Während der 
vertraglichen Aussetzung ist der Lauf der 
Plangewährleistungsfrist in entsprechender 
Anwendung des § 42 Abs. 5 gehemmt. Folg-
lich verlängert sich die Sieben-Jahres-Frist 
entsprechend.

4.2	 Vertragsrechtliche  
Regelungsbedarfe bei  
Zwischennutzungen

Aus rechtlicher Sicht ist eine Zwischennut-
zung die Überlassung einer Immobilie auf 
Zeit und unterscheidet sich daher auf den 
ersten Blick kaum von üblichen Miet- und 
Pachtvertragssituationen. Dennoch ergeben 
sich eine Reihe von Besonderheiten, die ei-
ner rechtlichen Beachtung bedürfen. Dabei 
müssen sowohl die Bedürfnisse der Eigen-
tümer als auch der Nutzer berücksichtigt 
werden:

Eigentümer möchten sich die Möglichkeit 
bewahren, kurzfristig eine Zwischennut-
zung zu beenden und den Wert der Immo-
bilie zu erhalten. Aus diesem Grund sind 
aus Sicht der Eigentümer eine Befristung 
der Verträge und die Möglichkeit von kurzen 
Kündigungsfristen zweckdienlich. Weiterhin 
ist der Zwischennutzer dazu verpflichtet, die 
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Immobilien instand zu halten, möglichst die 
Verkehrssicherungspflichten zu überneh-
men sowie die Erhaltungskosten zu tragen. 

Nutzer möchten den Aufwand und die Ko-
sten minimieren, gleichzeitig aber unkon-
ventionelle Projekte realisieren. Dies bedingt 
die Notwendigkeit, oftmals sehr individuell 
auf die Besonderheiten der Nutzung und der 
Nutzer einzugehen. Nutzer benötigen trans-
parente Regelungen zu Nutzungsdauer und 
Kündigungsfristen. Je nach Nutzungsart 
kann eine Absicherung von zu tätigenden 
Investitionen wünschenswert sein. 

Oftmals stehen die Interessen der Beteilig
ten nicht in Einklang. Die rechtlichen Re-
gelungen müssen gleichermaßen die Ziele 
und die jeweiligen besonderen Bedürfnisse 
beachten und zu einem tragfähigen Kom-
promiss vereinen.

Vertragsarten

Es lassen sich verschiedene Vertragsarten 
unterscheiden, zu denen im Folgenden die 
wesentlichen Merkmale dargelegt werden 
sollen.

Nutzungsvertrag

Der für die Zwischennutzungspraxis wich-
tigste Vertragstyp dürfte der sogenannte 
Nutzungsvertrag sein. Bei diesem handelt 
es sich um einen privatrechtlichen Vertrag, 
der die Nutzung eines Grundstücks oder 
Gebäudes regelt. Bei Nutzungsverträgen ist 
zwischen Miet-, Leih- und Pachtvertrag zu 
unterscheiden. Eine Leihe ist in Abgrenzung 
zur Miete die auf einem Vertragsschluss ba-
sierende unentgeltliche Überlassung einer 
Sache für eine bestimmte Zeit. Pachtverträ-
ge bieten die Möglichkeit der sogenannten 
Fruchtziehung, also durch Bewirtschaftung 
der Fläche (z. B. als Parkplatz oder Mieter-
garten) finanzielle Erträge zu erzielen. 

Meist handelt es sich bei diesen Verträgen 
um Standardverträge, die jedoch in ent-
scheidenden Punkten wie Kündigungsfrist 
und Kündigungsschutz der Zwischennut-
zung angepasst worden sind. Solche Verträge 
enthalten in der Regel Angaben zu Nutzung, 
Mietdauer (meist befristet mit sehr kurzen 
Kündigungsfristen), Entgelt, Haftung, Be-
stimmungen zum Erhalt der Mietsache, 
zur Übernahme von Verkehrssicherungs-
pflichten, zu Verbrauchs- und Betriebsko-
sten sowie zur Veränderung der Mietsache 
(z. B. durch Bebauung oder Abriss).

Gestattungsvereinbarung

Gestattungsvereinbarungen sind in der Re-
gel öffentlich-rechtliche Verträge zwischen 
einer Kommune und einem privaten Grund-
stückseigentümer und betreffen demnach 
ein Verwaltungshandeln. Mittels der Ge-
stattungsvereinbarung wird in den meisten 
Anwendungsfällen die Verkehrssicherungs-
pflicht auf die Kommune übertragen und 
die Fläche einer temporären öffentlichen 
Nutzung zugeführt. Das bestehende Bau-
recht bleibt üblicherweise unberührt.

Untermietvertrag

Es ist auch möglich, dass ein Generalmieter 
ein Objekt anmietet, um es dann weiter zu 
vermieten. Die Regelungen für eine mög-
liche Untervermietung muss der Eigentü-
mer bestimmen. Der Untervermieter muss 
wiederum gegenüber den Untermietern für 
die Einhaltung dieser Regelungen sorgen. 
Für den Eigentümer wird der Verwaltungs-
aufwand reduziert, für den Untermieter ent-
stehen allerdings höhere Kosten, wenn die 
Verwaltungsaufgaben des Generalmieters 
auf die Miete umgelegt werden.

Bürgschaften

Bürgschaften werden häufig von Kommu-
nen gegenüber Eigentümern übernommen, 
damit Belastungen durch etwaige Mietaus-
fälle der Nutzer, Risiken aus Insolvenz oder 
Kostenrisiken für die Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustands gemildert werden 
können. Bürgschaften sind daher ein wirk-
sames Instrument seitens der Kommunen, 
um Risiken bestimmter Zwischennutzungen 
für private Eigentümer zu reduzieren.

Pflegeverträge

Pflegeverträge sind in der Regel Verträge zwi-
schen Kommunen und Vereinen, Verbänden 
oder Privatpersonen. Diese verpflichten sich 
zu Pflegemaßnahmen auf den betreffenden, 
meistens kommunalen Freiflächen. Im Ge-
genzug wird die Nutzung (z. B. als Nach-
barschaftspark oder Spielplatz) dieser sonst 
brachliegenden Freiflächen gestattet. 

Unterscheidung nach Freiflächen und  
Gebäuden

Wichtig bei allen Arten von Verträgen ist 
die Unterscheidung der Objekte nach Frei-
flächen oder Gebäuden, da diese teilweise 
unterschiedlichen vertraglichen Regelungs-
bedarf zur Folge haben. So handelt es sich 
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bei der Zwischennutzung von Gebäuden 
fast ausschließlich um Mietverträge mit ent-
sprechenden Anpassungen. Im Vordergrund 
stehen hier vor allem Regelungen zum Er-
halt der Mietsache und zur Verteilung der 
Betriebskosten. Grundstücksflächen ohne 
Bebauung können entweder vermietet oder 
verpachtet werden, je nachdem, ob eine 
Fruchtziehung aufgrund der Nutzung er-
wünscht ist. Wichtig ist hier meist die Re-
gelung von Haftungsfragen. Allen Verträgen 
gemein ist der weitgehende Verzicht auf 
Kündigungsschutz, die Festlegung der Nut-
zungsart und die Erforderlichkeit etwaiger 
behördlicher Genehmigungen.

Versicherungs- und Haftungsfragen

Häufig ergibt sich im Bereich von Zwischen-
nutzungen ein konkreter Regelungsbedarf 
zu Versicherungs- und Haftungsfragen. 
Aus Eigentümersicht sind solche Haftungs
risiken zu minimieren, die sich aus einer 
spezifischen Nutzungsart ergeben und 
für den Eigentümer des Grundstücks nur 
schwer abzuschätzen sind. Aus Nutzersicht 
ist die Haftung des Eigentümers für den Zu-
stand der Mietsache zu beachten. Gerade 
bei Zwischennutzungen ist der Zustand des 
Grundstücks und der sich darauf befind-
lichen Anlagen oftmals sehr schlecht. Der 
Vermieter möchte in diesen Fällen nicht für 
die Gebrauchsfähigkeit der „Mietsache“ haf-
ten. Mitunter bestehen weitere haftungsre-
levante Risiken.

Regelungen zum Schutz des Eigentümers:

Haftungsausschluss für Belegenheit  
(Eigenschaften) des Grundstücks

Haftungsausschluss für das Fehlen be-
hördlicher Genehmigungen

Haftungsausschluss für Zugangsbehin-
derungen bei durchzuführenden Bau-
maßnahmen

Haftungsausschluss für nachträglich fest-
gestellte Umweltbelastungen (evtl. auch 
zu Lasten des Eigentümers geregelt)

Übernahme der Haftung durch Nutzer 
für die von ihm geplante Nutzung des 
Objekts

Haftung des Nutzers und seiner Erfül-
lungsgehilfen wegen Beschädigungen an 
dem Grundstück und der Bebauung

Haftung des Nutzers wegen Mietausfalls 
bei schuldhaft verhinderter Weiterver-
mietung

•

•

•

•

•

•

•

Regelungen zum Schutz des Mieters:

Übernahme der Haftung wegen vom Ei-
gentümer zu vertretender Umstände und 
dadurch bedingten Wegfall der Nutzungs-
möglichkeit (Untergang der Zwischen-
nutzungssache)

Haftung des Eigentümers für Schäden am 
Zwischennutzereigentum

Hintergrund dieser Regelungen ist die Risi-
koverteilung zwischen den Beteiligten. Viele 
Regelungen dienen oftmals nur der Klarstel-
lung der Rechtslage, die in verschiedenen 
Bereichen auch nicht durch einen Vertrag 
geändert werden kann. Beispielsweise kann 
die Haftung des Eigentümers für Schäden 
am Eigentum des Zwischennutzers, entspre-
chend der zu beachtenden Rechtsprechung 
im Mietrecht, nicht vertraglich ausgeschlos-
sen werden. 

Durch Versicherungen wie z. B. Haftpflicht-, 
Rechtsschutz-, Hausrats- und Gebäudever-
sicherungen können Haftungsrisiken redu-
ziert werden. Die Kosten für die genannten 
Versicherungen sind in die Kostenkalkulati-
on mit einzubeziehen und können die Zwi-
schennutzung unerwartet verteuern. Wel-
che Partei welche Kosten zu tragen hat, ist 
im Einzelfall zu regeln, jedoch betreffen üb-
licherweise die Gebäude- und Grundbesit-
zerhaftpflicht vorwiegend den Eigentümer.

Verkehrssicherungspflichten

Zur Regelung der Verkehrssicherungs-
pflichten sind grundsätzlich zwei Konstel-
lationen denkbar: Entweder möchte ein 
privater Eigentümer mittels einer Gestat-
tungsvereinbarung die Nutzung seines 
Grundstücks der Stadt überlassen, um so die 
Verkehrssicherungspflicht an diese weiter-
zureichen. Besonders für nicht ortsansässige 
Eigentümer ist das von einem Grundstück 
oder Gebäude ausgehende Haftungsrisiko 
nur schwer zu kontrollieren. Die Kommune 
übernimmt dieses Risiko und erreicht eine 
Aufwertung des Umfelds durch Gestaltung 
oder Nutzung der Fläche. 

Oder es befinden sich Brachflächen im Be-
sitz der Kommune, die diese nicht selber 
nutzen oder erschließen kann. Mittels eines 
sogenannten Pflegevertrags verpflichtet sich 
ein Verein oder eine Privatperson zur Nut-
zung und Übernahme der Verkehrssiche-
rungspflichten. Dies mindert wiederum das 
Haftungsrisiko der Kommune und gibt den 
Bürgern die Möglichkeit der Nutzung.

•

•
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Laufende Kosten

Die laufenden Kosten eines Grundstücks 
(z. B. Grundsteuer, Pflege und Instandhal-
tung, Straßenreinigung, Müllentsorgung 
etc.) belasten im Falle eines Leerstands un-
mittelbar den Eigentümer. Diese können 
teilweise oder vollständig durch vertragliche 
Regelungen auf einen Zwischennutzer um-
gelegt werden. 

Zur Sicherstellung der Transparenz sollte 
die Umlage der Betriebskosten durch ei-
nen vertraglich festgelegten Umlageschlüs-
sel erfolgen. In komplizierten Fällen, wenn 
beispielsweise ein Altbestandsgebäude 
überdurchschnittlich hohe Heizkosten ver-
ursacht oder aber wenn die Aufteilung der 
Betriebskosten schwer bis gar nicht zu er-
mitteln ist, ergeben sich Sonderproblema-
tiken, die auch vertraglich besonders gere-
gelt werden müssen.

Umgang mit getätigten Investitionen

Es sollten Regelungen zu gewünschten oder 
erforderlichen Investitionen durch den Zwi-
schennutzer getroffen werden. Zum einen 
sind Modelle möglich, die als Gegenleistung 
für die Überlassung einer Fläche oder eines 
Gebäudes über einen festen Zeitraum be-
stimmte Investitionen des Zwischennut-
zers erfordern, wie etwa die Umgestaltung 
einer Brachfläche in eine Grünfläche. Diese 
Investitionen sind in aller Regel nach Been-
digung der Zwischennutzung nicht erstat-
tungsfähig. 

Allerdings existieren auch solche Konstella-
tionen, bei denen die Investitionen des Zwi-
schennutzers geschützt werden sollen. In 
solchen Fällen wird oftmals bei einer Been-
digung des Zwischennutzungsverhältnisses 
eine Ablösung der getätigten Ein- und Um-
bauten vertraglich festgelegt. Dies dient der 
Absicherung des Nutzers und seines finanzi-
ellen und zeitlichen Engagements.

Frühzeitige Kündigung

Die vorzeitige Kündigung hat nicht nur die 
Beendigung der konkreten Zwischennut-
zung zur Folge, sondern auch des jeweiligen 
sozialen oder wirtschaftlichen Engagements. 
Der Nutzer und der Bestand seiner Idee kann 
jedoch auch bei einer Zwischennutzung ge-
schützt werden. Es kann etwa geregelt wer-
den, dass der Eigentümer dem Zwischen-
nutzer Alternativräumlichkeiten im Falle 
einer vorzeitigen Kündigung anbietet. Eine 
solche Regelung kann auch beinhalten, dass 

der Zwischennutzer nicht zum Verlassen 
verpflichtet ist und auch kein Alternativob-
jekt akzeptieren muss, soweit dies nicht ein 
ausreichendes Äquivalent darstellt.

Notarielle Räumungsvereinbarung

Das Instrument der notariellen Räumungs-
vereinbarung bietet dem Eigentümer die 
Möglichkeit, auch ohne den Weg einer Räu-
mungsklage den Mieter bzw. Nutzer räumen 
zu lassen. Grundsätzlich ist es gemäß § 794 
Abs. 1 Nr. 5 der Zivilprozessordnung möglich, 
aus einer notariell vollstreckbar erklärten 
Urkunde im Wege der Zwangsvollstreckung 
räumen zu lassen, und zwar ohne vorher 
den Rechtsweg beschreiten zu müssen. Da 
die Vermietung von Wohnraum unter den 
besonderen Schutz des sozialen Mietrechts 
fällt, ist dieses Instrument auf gewerbliche 
Mietverträge beschränkt. 

Damit notarielle Räumungsverfügungen 
greifen, müssen der vollstreckbare Anspruch 
und die Gläubiger konkret und vollständig 
bezeichnet werden. Pauschale Unterwer-
fungserklärungen sind unzulässig. In der 
Praxis erweist sich das Instrument jedoch 
hin und wieder als unwirksam, da trotz ei-
ner solchen Vereinbarung die Möglichkeit 
von anderweitigem Rechtsschutz (Vollstre-
ckungsschutz) besteht. Trotz der Unsicher-
heiten im Vollzug kann eine solche Verein-
barung eine Entlastung für die Eigentümer 
darstellen. Als formeller Akt besteht zudem 
eine nicht zu unterschätzende psycholo-
gische Wirkung auf den Mieter.

Schiedsgerichtsvereinbarungen

Die Vereinbarung einer Schlichtungs- oder 
Schiedsgerichtsstelle kann im Streitfall aus 
dem Zwischennutzungsverhältnis schnell 
und effektiv eine für beide Seiten verbind-
liche Regelung ermöglichen. Vertragsstrei-
tigkeiten müssen dann nicht vor Gericht 
ausgefochten werden, sondern können ver-
gleichsweise unbürokratisch bei der Schlich-
tungsstelle geklärt werden. Dies erspart im 
Zweifel nicht nur viel Geld und Zeit, es führt 
auch oftmals dazu, dass sich die Parteien 
trotz bestehender Differenzen noch gegen-
seitig akzeptieren und eine evtl. erfolgreiche 
Partnerschaft fortsetzen.

Weitere vertragliche Regelungen

Über die beschriebenen typischen Inhalte 
in den Standardverträgen und die besonders 
genannten Aspekte hinaus können weitere 
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Regelungen im Bezug auf Zwischennut-
zungen erforderlich werden.

Nutzungsänderung

Durch die Zwischennutzung kann eine Än-
derung der genehmigten Nutzung erfolgen. 
Dies kann sich auf die zukünftige Nutzbar-
keit der Immobilie durch den Eigentümer 
auswirken. Daher sollten von der Genehmi-
gung abweichende erlaubnispflichtige Nut-
zungen vertraglich fixiert werden.

Regelungen für den Wegfall der Nutzungs-
grundlagen

Soweit Umstände absehbar sind, die eine 
geplante Zwischennutzung der Immobilie 
erschweren oder unmöglich machen – etwa 
bei Sanierungsmaßnahmen –, sind Rege-
lungen wie Unterstützung bei der Suche 
nach Ersatzobjekten oder konkrete Scha-
densersatzzahlungen zu vereinbaren.

Regelungen für den Fall einer gewünschten 
Verstetigung

Während einer Zwischennutzung kann sich 
herausstellen, dass diese auch als Dauernut-
zung in Frage kommt, etwa weil sie sich wirt-
schaftlich etabliert hat. Daher kann es mit-
unter gewünscht sein, die Zwischennutzung 
in eine dauerhafte Nutzung zu überführen. 
Bereits im Nutzungsvertrag können für die-
sen Fall Regelungen – etwa bezüglich Miet-
zins und Mietdauer – geschlossen werden.

Umgang mit Umweltschäden

Der Umgang mit etwaigen vorhandenen 
Umweltschäden oder neuen nutzungsbe-
dingten Schadensfällen kann vorab geregelt 
werden. Es kann beispielsweise geregelt 
werden, dass erst später sichtbar gewordene 
Bodenkontaminationen auf Kosten des Ei-
gentümers zu beseitigen sind.

Mitteilungspflichten der Nutzer

Für den Eigentümer ist es wichtig, über den 
Zustand seiner Immobilie informiert zu 
sein. Daher kann der Nutzer dazu verpflich-
tet werden, Beschädigungen an der Mietsa-
che, Änderungen der Nutzung oder andere 
Ereignisse dem Eigentümer oder der Kom-
mune umgehend mitzuteilen.

Problematik „temporäres Wohnen“

Die Vorschriften des Wohnraummietrechts 
sind auf den Schutz des Mieters ausge-
richtet und erschweren die Zulassung von 

befristeten Wohnprojekten. Die gesetzlich 
vorgeschriebenen Kündigungsfristen sind 
für viele Zwischennutzungen zu lang. Aus-
nahmen können dort gemacht werden, wo 
kein direkter Wohnraummietvertrag zustan-
de kommt, sondern ein Nutzungsverhältnis, 
dessen Zeitbefristung schon vorher abseh-
bar ist. Ein wichtiges Kriterium für die Zulas-
sung eines solchen Nutzungsverhältnisses 
dürfte unter anderem sein, ob der Nutzer 
seinen Lebensmittelpunkt derart in dieses 
Objekt verlagert, dass davon auszugehen 
ist, dass er dort seinen Wohnsitz begründen 
möchte. Sollte er dies nicht beabsichtigen, 
wäre mitunter eine lediglich vorüberge-
hende Überlassung möglich. 

Eine entsprechende Formulierung könnte 
etwa dergestalt aussehen: „Die Mietsache 
wird ausschließlich zur vorübergehenden 
Nutzung als ... für den im Mietvertrag ver-
einbarten Zeitraum vermietet. Der Mieter 
sichert zu, dass er nicht beabsichtigt, seinen 
Lebensmittelpunkt in die Mietsache zu ver-
legen. Eine Nutzung der Mietsache als Woh-
nung durch den Mieter ist nicht gestattet.“

Hoher Bedarf an vertragsrechtlichen 
Regelungen

Es besteht grundsätzlich ein hoher Bedarf 
an spezifizierten und den jeweiligen Inte-
ressen gerecht werdenden vertraglichen 
Regelungen im Bereich von Zwischennut-
zungen. In der Praxis sollten zunächst die 
angestrebten Immobilien- und Nutzungs-
arten typisiert werden, um so geeignete 
Regelungen einzugrenzen. Auf Grundlage 
der Typisierung können Standardverträge 
ausgewählt werden, welche die wichtigsten 
jeweiligen Regelungen beinhalten, die zum 
Erreichen des Vertragszwecks notwendig 
sind. Diese können dann an konkrete Anfor-
derungen des Einzelfalls angepasst werden.

4.3	 Einfluss von Zwischen
nutzungen auf die Wirtschaft-
lichkeit einer Immobilie 

Zwischennutzungen können zu einer städ-
tebaulichen Aufwertung führen. Zusätz-
liches Grün, künstlerische Installationen 
oder Nischennutzungen sind grundsätzlich 
dazu geeignet, neue Qualitäten zu etablie-
ren. Trotzdem stellt sich die Frage, welche 
Vorteile die Eigentümer eines zwischenge-
nutzten Grundstücks haben. Auch für sie 
muss es einen Anreiz geben, temporäre Nut-
zungen zuzulassen. 
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Um das Verhalten der Eigentümer nachzu-
vollziehen, ist es zunächst einmal erforder-
lich, sich die Entwicklung der Grundstücke 
zu vergegenwärtigen: In der Vergangenheit 
haben die Eigentümer mit ihren Grundstü-
cken eine Rendite erzielt. Aufgrund einer 
geänderten Nachfragesituation musste die 
bisherige Nutzung aufgegeben werden und 
das Grundstück fiel brach. Gleichzeitig ver-
hinderte die fehlende Nachfrage eine Nach-
nutzung des Grundstücks entsprechend der 
planungsrechtlich zulässigen Nutzbarkeit 
bzw. der darauf stehenden Gebäude. Der 
Brachezustand eines Grundstücks führt 
dazu, dass der Eigentümer zum einen auf 
Erträge verzichten muss und zum anderen 
ggf. noch laufende Kosten aufzuwenden hat 
(Grundsteuer, Verkehrssicherung, Versiche-
rungen etc.). Eine Zwischennutzung birgt 
hingegen die Gefahr der Verstetigung. Ein 
Grundstückseigentümer wird sein Grund-
stück daher nicht ohne jeglichen Vorteil zur 
Verfügung stellen. 

Zwischennutzungen lassen sich daher in der 
Regel dann realisieren, wenn sie eine Win-
win-Situation für alle beteiligten Akteure 
darstellen. Die erforderliche Herausstellung 
wirtschaftlicher Vorteile erfolgt, indem die 
Veränderungen durch die Zwischennutzung 
analysiert werden. Hierzu muss der Vergleich 
mit dem Zustand des Grundstücks ohne Zwi-
schennutzungen angestrebt werden. Es wird 
somit im Folgenden immer das Eigentum an 
einer gänzlich ungenutzten Brache mit dem 
Eigentum an einer zwischengenutzten Bra-
che verglichen.

Differenzierung zwischen Verkehrswert 
und Wirtschaftlichkeit

Wirtschaftliche Vorteile von Zwischennut-
zungen für den Grundstückseigentümer 
können unterschiedliche Formen haben. 
Es ist daher streng zwischen Einflüssen auf 
den Verkehrswert und sonstigen wirtschaft-
lichen Einflüssen zu unterscheiden. 

Der Verkehrswert ist in Deutschland durch 
§ 194 BauGB normiert. Der Verkehrswert 
eines Grundstücks entspricht dem durch-
schnittlichen Preis, den „jedermann“ für 
dieses Grundstück zu zahlen bereit wäre. 
Für zwischengenutzte Grundstücke bzw. 
für Brachen allgemein gibt es jedoch in den 
meisten Fällen kaum Nachfrage. Gerade das 
Fehlen einer Nachfrage ist der Grund für den 
Brachezustand. Darüber hinaus erwirtschaf-
ten Brachen keine Renditen und dienen kei-
nem konkreten Nutzen. Trotzdem kann das 
Eigentum an einer Brache mit laufenden 

Kosten verbunden sein. Ein Kauf wird daher 
in den meisten Fällen nur zustande kom-
men, wenn ein Interessent eine wirtschaft-
liche Nutzungsoption umsetzen möchte. 

Der Wert eines solchen Grundstücks und 
damit auch der Preis, den ein Interessent 
zu zahlen bereit wäre, hängt wesentlich von 
den Kosten ab, die mit der Um- bzw. Neu-
nutzung verbunden sind sowie der Dauer 
bis zur erwarteten Neuentwicklung. Brach-
flächen können, auch wenn sie Baulandqua-
lität haben, grundsätzlich mit „werdendem 
Bauland“ verglichen werden. Der volle üb-
licher Weise gezahlte Baulandpreis wird nur 
erzielt, wenn das Grundstück entsprechend 
dem jeweiligen Baurecht auch genutzt wer-
den kann. Bei Brachflächen ist dies regelmä-
ßig nicht der Fall, je nach Einzelfall können 
noch Aufbereitungsmaßnahmen des Bo-
dens, Erschließungsmaßnahmen, Planungs-
leistungen oder auch einfach Wartezeiten 
bis zum Wiederaufkommen einer entspre-
chenden Nachfrage erforderlich sein.

Der Einfluss von Zwischennutzungen auf 
den Verkehrswert

Zwischennutzungen können sowohl einen 
Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit als auch 
auf den Verkehrswert von Grundstücken 
haben. Neben den städtebaulichen, sozi-
alen und sonstigen Vorteilen können Zwi-
schennutzungen also auch rentabel sein. 
Will man Zwischennutzungen gezielt ein-
setzen – beispielsweise als Instrument der 
Brachflächenreaktivierung oder Wohnum-
feldverbesserung – scheitert man oftmals an 
den bestehenden mentalen Restriktionen, 
insbesondere der Angst der Grundstücks-
eigentümer vor einer Verstetigung der Zwi-
schennutzung. Die Rentabilität könnte ein 
Argument sein, die überwiegend wirtschaft-
lich denkenden Eigentümer von dem Ins-
trument der Zwischennutzungen zu über-
zeugen. 

Der Einfluss von Zwischennutzungen auf 
den Verkehrswert ist empirisch kaum nach-
weisbar. Hierzu wäre es erforderlich, die er-
zielten Preise für zwischengenutzte Grund-
stücke denen nicht zwischengenutzter, aber 
ansonsten vergleichbarer Grundstücke ge-
genüberzustellen. Auch die Nutzungspers-
pektiven für diese Grundstücke müssten 
vergleichbar sein. Um einen sicheren empi-
rischen Beweis zu erbringen, wären zudem 
mehrere Kauffälle erforderlich. Das Vorhan-
densein solcher Kaufpreiskonstellationen 
ist sehr unwahrscheinlich und zumindest 
derzeit nicht bekannt. Einflüsse auf den Ver-

Rechtliche und wirtschaftliche Aspekte
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kehrswert können deshalb per se nur theore-
tisch über Berechnungen geschätzt werden. 
Es ist zuerst zu klären, ob und wie Zwischen-
nutzungen die wertbestimmenden Faktoren 
von Brachflächen beeinflussen können. Das 
geltende Planungsrecht bleibt durch Zwi-
schennutzungen in aller Regel unberührt.

Die Kosten für die Wiederaufnahme der al-
ten oder die Realisierung einer neuen Nut-
zung hingegen können unter bestimmten 
Voraussetzungen durch Zwischennutzungen 
beeinflusst werden. Das Gleiche gilt für die 
Zeit bis zur Wiederaufnahme einer neuen 
(wirtschaftlichen) Nutzung. Mittlerweile 
werden Zwischennutzungen beispielswei-
se als Marketinginstrumente gezielt einge-
setzt. Es werden so die Realisierungs- und 
Vermarktungszeiträume reduziert. 

Der geldwerte Vorteil einer verkürzten War-
tezeit steigert auch regelmäßig den Verkehrs-
wert. Problematisch stellt sich aber immer 
die Schätzung einer durch Zwischennut-
zungen verkürzten Wartezeit dar. Die Zeit-
spanne bis zum Abschluss der Vermarktung 
ist erst im Nachhinein bekannt, und selbst 
dann fehlt der Vergleich mit einer hinsicht-
lich der wertbeeinflussenden Parameter 
ansonsten identischen, nicht zwischenge-
nutzten Brache.

Der Einfluss von Zwischennutzungen auf 
die Wirtschaftlichkeit

Die Quantifizierung von reinen Einflüssen 
auf die Wirtschaftlichkeit ist jedoch relativ 
einfach zu leisten. Die mit dem Eigentum 
an einem Grundstück verbundenen Kosten 
sind dem Eigentümer bekannt. Bei Brach-
flächen handelt es sich hierbei in der Regel 
um:

die Grundsteuer

die Kosten der Verkehrssicherung

Ver- und Entsorgungskosten

ggf. weitere flächenspezifische Kosten

Ebenso wie die anfallenden Kosten sind 
dem Eigentümer auch die Einnahmen be-
kannt. Beide Positionen können jahrweise 
geschätzt und saldiert werden. Auch die 
Schätzung der zukünftigen Kosten und Ein-
nahmen ist in der Regel problemlos mög-
lich. Diese Kalkulation kann sowohl für die 
Kosten- und Einnahmesituation aufgrund 
der Zwischennutzung als auch für die Si-
tuation ohne Zwischennutzung erfolgen. 
Die Differenz beider Salden entspricht dem 
Einfluss der Zwischennutzung. Dauert die 

•

•

•
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Zwischennutzung länger, sollten auch die 
Zinsbelastungen einkalkuliert werden. Da 
es sich in diesem Fall nicht um einen Aspekt 
der Verkehrswertermittlung handelt, wird 
empfohlen, die zum Zeitpunkt der Schät-
zung am Kapitalmarkt üblichen Zinssätze 
zu verwenden.

Die Wertermittlung zwischengenutzter 
Flächen

Es gibt eine Reihe von Anlässen, welche die 
Kenntnis um den Wert eines momentan 
zwischengenutzten Grundstücks erfordern. 
Aber wie ist der Wert zu ermitteln? Grund-
sätzlich ist zwischen der Wertermittlung 
unbebauter und bebauter Flächen, die zwi-
schengenutzt werden, zu differenzieren. 

Unbebaute Grundstücke

Selbst bei vorhandenem Baurecht kann ein 
brachliegendes Grundstück nicht den an-
sonsten üblichen Baulandwert aufweisen, 
wenn die Nutzung, die diesem Wert zugrun-
de liegt, nicht in absehbarer Zeit ausge-
führt werden kann. Gleichzeitig ist es auch 
nicht mit einer Brachfläche vergleichbar, 
da es ja tatsächlich genutzt wird. Es handelt 
sich somit um zwei aufeinanderfolgende 
Nutzungen eines Grundstücks, die unter-
schiedliche Wertniveaus aufweisen: das der 
Zwischennutzung und das der zukünftig er-
warteten Nutzung. 

Bezüglich der Verkehrswertermittlung ist 
eine Zwischennutzung daher mit in Zukunft 
zu erwartenden Nutzungsänderungen, 
dem Baurecht auf Zeit oder einer GFZ-Än-
derung vergleichbar. Der Unterschied er-
gibt sich durch die zeitlich befristete und 
von der planungsrechtlich vorgesehenen 
Nutzung abweichenden Zwischennutzung. 
Dementsprechend kann der bei diesen Fall-
konstellationen genutzte Ansatz auch für 
die Wertermittlung von zwischengenutzten 
Grundstücken verwendet werden.

Die Wertermittlung von zwischengenutzten 
unbebauten Flächen weist jedoch im Allge-
meinen drei Problemstellungen auf:

Wie bereits ausgeführt wurde, beeinflusst 
die Zeitspanne, in der ein Grundstück 
nicht optimal genutzt wird, den Grund-
stückswert wesentlich. Diese Zeitspanne 
korrespondiert mit der Dauer der Zwi-
schennutzung. In den meisten Fällen ist 
jedoch nicht absehbar, wann die Haupt-
nutzung wieder aufgenommen wer-
den kann. Auch festgelegte Laufzeiten 
der Zwischennutzung sind damit nicht 

•
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gleichzusetzen. In diesen Fällen kann die 
entsprechende Zeitspanne lediglich über 
den Weg der Schätzung eruiert werden. 
Es muss dann auf die jeweiligen Umstän-
de des konkreten Einzelfalls abgestellt 
werden. 

Der Wert der Zwischennutzung selbst 
muss hinreichend quantifizierbar sein. 
Wie hoch der Wert eines Grundstücks mit 
einer künstlerischen Installation, einer 
temporären Anpflanzung oder ähnlicher 
Nutzungsformen ist, wird nie leicht zu 
beantworten sein, da für solche Nut-
zungsformen nur selten Vergleichspreise 
vorliegen. Je nach Art der Zwischennut-
zung könnten die üblicherweise für Ge-
meinbedarfsflächen, Gartenland oder 
Kleingärten gezahlten Preise einen An-
haltspunkt geben. In Einzelfällen kann 
der Wert auch darunter liegen, bis hin zur 
kostenlosen Überlassung.

Ein weiteres Problem stellt die Wahl des 
Zinssatzes, der bei der Diskontierung an-
gesetzt wird, dar. Das Problem der Zins-
satzwahl bei der Wertermittlung einer 
Liegenschaft, für die eine Nutzungsän-
derung absehbar ist, ist in der Praxis ins-
besondere bei der Wertermittlung warte-
ständigen Baulands bekannt. 

Bebaute Grundstücke

Während der Eigentümer bei vollständigem 
Leerstand keine Einnahmen generiert und 
lediglich laufende Kosten zu tragen hat, 
kann ihm die Zwischennutzung im Vergleich 
zum Leerstand diverse Vorteile bringen:

eine geringe Entgeltzahlung

Übernahme laufender (Betriebs-)Kosten

•

•

•

•

Verminderung der durch dauerhaften 

Leerstand entstehenden Schäden

Verhinderung von Vandalismusschäden

leichte Instandhaltungsarbeiten

Alle genannten Positionen können den Ver-

kehrswert beeinflussen. 

Von diesen Vorteilen sind jedoch lediglich die 

Entgeltzahlungen und die Übernahme lau-

fender Kosten konkret quantifizierbar. Auch 

der Einfluss der vom Zwischennutzer durch-

geführten Instandhaltungsarbeiten könnte  

u. U. noch näherungsweise geschätzt wer-

den. Obwohl nicht bei allen Zwischennut-

zungen jeder dieser Vorteile zum Tragen 

kommt, können bereits ein oder zwei dieser 

Punkte die Werthaltigkeit des Eigentums 

deutlich verändern. Dahingegen kann etwa 

die Vermeidung von Vandalismusschäden 

nie konkret beziffert werden, da nicht vor-

hersehbar ist, ob und in welcher Form sie 

auftreten werden. Auch die ggf. durch den 

Leerstand entstehenden Schäden können 

nur schwer beziffert werden, da in der Regel 

der Zustand etwa der Leitungssysteme nicht 

bekannt ist. 

Die Zwischennutzung leerstehender Ge-

bäude ähnelt prinzipiell der Situation zwi-

schengenutzter unbebauter Grundstücke. 

Während bei unbebauten Grundstücken die 

Wertdifferenz über Dauer der Zwischennut-

zung und Wiederaufnahme der Hauptnut-

zung festgelegt wird, definiert sie sich bei 

bebauten zwischengenutzten Grundstücken 

über unterschiedliche Ertragsverhältnisse.

•

•

•

Rechtliche und wirtschaftliche Aspekte

Nutzungsdauer: 4 Jahre Leerstand Zwischennutzung

Jährliche Nettokaltmiete 0 € 3 600 €

abzgl. Bewirtschaftungskosten – 3 600 € – 3 600 €

abzgl. nicht umlegbare Betriebskosten – 1 800 € – 1 800 €

abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag – 2 500 € – 2 500 €

=	 Reinertrag – 7 900 € – 4 300 €

x 	 Vervielfältiger (bei p=5 % und n=4)* 3,55 3,55

=	 Ertragswert der baulichen Anlagen über 
	 die Nutzungsdauer

– 28 045 € – 15 265 €

* p=Liegenschaftszinssatz, n=Jahre
Annahmen: Bodenwert: 50 000 €, Mietfläche: 300 m², Liegenschaftszinssatz: 5,00 %, Bodenwertverzinsungsbetrag: 2 500 €,  
Bewirtschaftungskosten (für Instandhaltung ohne Generierung von Reperaturstau): 3 600 €, nicht umlegbare Betriebskosten (6 € pro m² 
und Jahr): 1 800 €, Mietzins der Zwischennutzung: 1 € pro m² und Monat

Quelle: 	 Institut für Bodenmanagement

Tabelle 9
Beispielrechnung für Wohnhaus mit vier Jahren Leerstand bzw. vier Jahren Zwischennutzung
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Sonstige Aspekte der Wirtschaftlichkeit 
von Zwischennutzungen

Neben den oben beschriebenen direkten 
Auswirkungen von Zwischennutzungen wie 
reduzierten Kosten oder auch zusätzlichen 
Einnahmen kommen fallspezifisch immer 
wieder Fragen auf, inwieweit auch indirekte 
Beeinflussungen vorliegen können. 

Als Einflussgrößen wären hier insbesondere 
zu nennen:

steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten

Fördermittel

Kreditgebung

sonstige externe Effekte

Eine Verhinderung von Zwischennutzungen 
aufgrund der steuerlichen Abschreibungs-
möglichkeiten, etwa von leerstehenden 
Objekten, kann nicht generell bejaht oder 
verneint werden. Es wird aber für jeden Ei-
gentümer einen Punkt geben, an dem die 
finanziellen Vorteile der Zwischennutzung 
in Form von Miet- bzw. Pachtzahlungen, 
Kostenübernahmen und sonstigen Effek-
ten, wie etwa verminderte Wartezeiten, die 
Abschreibungsmöglichkeiten übersteigen. 

•

•

•

•

Diesen Punkt zu finden, obliegt den Ver-
handlungen der beiden Akteure über die 
Leistungen des Zwischennutzers. 

In Einzelfällen wird bemerkt, dass Zwi-
schennutzungen eine Behinderung bei der 
Kreditvergabe darstellen können. Kredite 
auf Grundlage der ermittelten Beleihungs-
werte berücksichtigen in besonderer Weise 
das mit dem Grundstück verbundene Risiko. 
Ein Risikofaktor für die Wiederaufnahme der 
Hauptnutzung wäre die Zwischennutzung 
jedoch nur, wenn der Zwischennutzungs-
vertrag lange Laufzeiten und Kündigungs-
fristen vorsieht. Hiervon wird aber in den 
meisten Zwischennutzungsverträgen Ab-
stand genommen. 

Zwischennutzungen können unter be-
stimmten Umständen die nähere Umgebung 
maßgeblich beeinflussen. Während Brachen 
generell den Verfall und Niedergang eines 
Grundstücks aufzeigen und somit auch das 
Image der umliegenden Grundstücke be-
einträchtigen, vermag bereits eine einfache 
Begrünung diese Wirkung zu verringern. Je 
nach Art der Zwischennutzung kann sogar 
eine Aufwertung erfolgen, indem neue Qua-
litäten geschaffen werden.
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Die Literaturrecherche, die Untersuchung 
der ausgewählten Projekte vor Ort sowie die 
durchgeführten Expertengespräche ermög-
lichen eine Einschätzung der Bedeutung von 
Zwischennutzungen für die Stadtentwick-
lung in Deutschland. Zahlreiche Artikel, Ver-
öffentlichungen und Fachveranstaltungen 
verdeutlichen die Aktualität des Themas. 
Gleichzeitig bestehen bei vielen Akteuren 
Unsicherheiten im täglichen Umgang mit 
Zwischennutzungen. 

Während Zwischennutzungen von Gebäu-
den, Freiräumen und städtebaulichen Lü-
cken in der Vergangenheit für die Stadtpla-
nung nur eine untergeordnete Rolle spielten, 
hat die temporäre Nutzung von Räumen vor 
dem Hintergrund „schrumpfender“ Städte 
eine neue, konzeptionell-strategische Be-
deutung für die Stadtentwicklung erlangt. So 
wurden in den vergangenen Jahren mit dem 
– in Teilen drastischen – Bevölkerungsrück-
gang in den ostdeutschen Städten der sicht-
bare Leerstand von Wohn-, Geschäfts- und 
Produktionsgebäuden und die zunehmende 
Verödung öffentlicher Räume deutlich. Die 
Probleme des Leerstands und Verfalls von 
Gebäuden vermochten die stadtplane-
rischen Instrumente der städtebaulichen 
Sanierung und Entwicklungsmaßnahme 
sowie auch die Möglichkeiten der behut-
samen Stadterneuerung nicht zu lösen. 
Die ostdeutsche Stadt Leipzig war die erste 
Großstadt, die Strategien und neue Instru-
mente des Stadtumbaus anstelle nicht ein-
lösbarer Wachstumsziele entwickelte und 
die Schrumpfung der Stadt sowie den strate
gischen Einsatz von Zwischennutzungen als 
eine Chance für die Stadtentwicklung be-
griffen hatte.

Die vorliegende Untersuchung hat gezeigt, 
dass Zwischennutzungen nicht nur im Kon-
text von Schrumpfungsprozessen eine Rolle 
spielen. So setzen etwa Entwicklungsgesell-
schaften auf Zwischennutzungen zur Image-
vorbereitung, beispielsweise in der Hambur-
ger HafenCity. Zwischennutzungen können 
auch in Toplagen wie der Residenzpost in 
der Münchener Innenstadt eine wichtige 
Rolle bei der Überbrückung von zeitlichen 
Lücken im Umnutzungsprozess spielen.

Die im Folgenden beantworteten fünf For-
schungsleitfragen haben den Rahmen für 
das Forschungsvorhaben definiert.

Wie können Zwischen- und Nischennut-
zungen optimal für erweiterte und struk-
turfördernde städtebauliche Qualitäten im 
Stadtumbau Ost und West und als wertvolle 
Elemente nachhaltiger Stadtentwicklung 
genutzt werden?

Die Instrumente der Städtebauförderung 
„Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“ 
haben im vorliegenden Forschungsvor-
haben bei der Auswahl der Projekte keine 
Rolle gespielt. Dennoch stehen zahlreiche 
Projekte direkt oder indirekt im Einfluss der 
Förderprogramme.

Zwischennutzungen können eine städtebau-
liche Aufwertung von Quartieren bewirken, 
da sie der Verwahrlosung nicht genutzter 
Räume mit gestalterischen Maßnahmen so-
wie mit deren Aneignung durch Nachbarn, 
Vereine, Künstler, Kulturschaffende etc. 
entgegenwirken, ohne eine künftige Bebau-
ung oder die Umsetzung gewandelter Nut-
zungsansprüche zu verhindern. Dabei kön-
nen Zwischennutzungen sozial integrativ 
wirken, indem sie die Nachbarschaft durch 
gemeinsame Aktionen und Projekte stärken 
und Kindern und Jugendlichen Spiel- und 
Bewegungsräume ermöglichen. Zwischen-
nutzungen leisten somit einen Beitrag zur 
Stabilisierung benachteiligter Stadtquar-
tiere. In Form von temporärer Architektur 
oder künstlerischen Installationen können 
Zwischennutzungen auch auf die Vernach-
lässigung von Standorten in zentralen in-
nerstädtischen Bereichen aufmerksam ma-
chen oder städtebauliche Nischen füllen. Im 
Hinblick auf die Förderung städtebaulicher 
Qualitäten sind durch Zwischen- und Ni-
schennutzungen verschiedene Aspekte zu 
differenzieren:

Die Zwischennutzung erhöht temporär 
die städtebauliche Qualität gegenüber 
der vorgefundenen Situation, also meist 
einer Brachfläche oder eines leerstehen-
den Gebäudes.

Die Zwischennutzung fördert die Nach-
nutzung und stellt somit einen dauer-
haften Zustand höherer städtebaulicher 
Qualität zu einem früheren Zeitpunkt 
her.

Die Zwischennutzung erweist sich als 
geeignete Nutzung für den Standort und 
entwickelt sich selbst zu einer dauer-
haften Lösung höherer städtebaulicher 
Qualität.

•

•

•

5  Fazit
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Die Fallstudien haben in vielfältiger Weise 
gezeigt, wie temporäre Gestaltungen von 
Brachflächen oder die Belebung leerste-
hender Gebäude die Verwahrlosungsten-
denzen von Quartieren reduzieren können. 
Vandalismus und Müllablagerungen treten 
kaum noch auf, und es entstehen neue Kul-
tur- oder Freizeitangebote. Bei Abriss oder 
Nutzungsaufgabe verlorene Identifikati-
onspunkte können durch mit Anwohnern 
gemeinsam entwickelte Nutzungen zumin-
dest teilweise kompensiert werden und tra-
gen zur Wohnumfeldverbesserung bei, wie 
dies etwa bei der Gestaltung der Flächen 
rückgebauter Eckgebäude in Glauchau sehr 
anschaulich zu sehen ist. Gemeinsame Pro-
jekte können zu stabilen Nachbarschaften 
und der Entwicklung neuer Perspektiven für 
ein Quartier führen, wie dies etwa bei den 
Nachbarschafsgärten in Leipzig der Fall ist. 
Die kulturelle Nutzung der ehemaligen Ba-
deanstalt in Halberstadt oder die Wächter-
häuser in Leipzig und Gera haben gezeigt, 
dass Zwischennutzungen zum Erhalt stadt-
bildprägender Bausubstanz beitragen kön-
nen. 

Im Hinblick auf die städtebauliche Qualität 
muss gerade auch bei Zwischennutzungen 
sichergestellt werden, dass diese zwar nicht 
den Ansprüchen dauerhafter baulicher An-
lagen genügen müssen, aber nur positive 
Wirkungen entfalten können, wenn eine 
nachbarschaftliche Akzeptanz sicherge-
stellt wird. Insbesondere die Überprüfung 
der Entwicklung der Projekte aus der Studie 
„Zwischennutzung und neue Freiflächen“ 
hat gezeigt, dass bei einigen Zwischennut-
zungsprojekten, die auf eine kurze Periode 
ausgelegt waren, z. B. temporäre Begrünung 
für einen Sommer, keine ausreichenden Räu-
mungs- oder Pflegekonzepte berücksichtigt 
wurden. Wenn sich keine direkte Nachnut-
zung anschließt und Brachflächen noch über 
Jahre von den Resten eines zurückliegenden 
Events – etwa Teilen von Installationen oder 
Pflanzkübeln – geprägt werden, stellt sich 
die Situation möglicherweise schlechter dar 
als vor der Zwischennutzung.

Die Beschleunigung einer Nachnutzung 
durch Zwischennutzungen lässt sich nur 
schwerlich belegen. Dennoch konnte bei 
zahlreichen Projekten bestätigt werden, dass 
durch die Zwischennutzungen die Aufmerk-
samkeit auf die Immobilien erhöht wurde 
und zu Nachfragen von Investoren geführt 
hat. Hinweisschilder an den Orten der Nut-
zung mit Angaben zu Eigentümer und An-
sprechpartner erleichtern die Kontaktauf-

nahme. Ebenso machen sie den temporären 
Charakter der Nutzung transparent. 

Im Gegensatz dazu steht das Phänomen, 
dass sich die Zwischennutzungen selber als 
dauerhaft tragfähiges und für den Standort 
optimales Konzept entwickeln. Diese Ver-
stetigungen weisen in der Regel eine große 
Verbundenheit mit dem Standort auf. Bei-
spielhaft können hier etwa die erfolgreichen 
Betriebe in der Kemmel-Kaserne Murnau 
oder in den ehemals leerstehenden Laden-
lokalen im Berliner Reuterquartier genannt 
werden.

Im Hinblick auf die nachhaltige Stadtent-
wicklung spielen neben der städtebaulichen 
Aufwertung auch die „weichen Faktoren“ 
eine Rolle:

Zwischennutzungen bieten Anlass zu 
einem Diskurs über die Stadtentwick-
lung.

Die temporäre Gestaltung von Räumen 
erfordert und fördert bürgerschaftliches 
Engagement.

Pioniernutzungen und Akteure der Krea-
tivwirtschaft schaffen Arbeitsplätze und 
eröffnen neue Perspektiven.

Die Zeitgärten in Ingelheim zeigen sehr an-
schaulich, wie befristete und ungewöhnliche 
Nutzungen auf Brachen oder untergenutzte 
Flächen aufmerksam machen und eine Dis-
kussion über die zukünftige Entwicklung 
fördern. Dabei können Zwischennutzungen 
provozieren, Fragen nach den Wünschen 
der Bürger eröffnen oder Defizite im Stadt-
gefüge offenbaren. Die vielfach praktizierte 
Nutzung leerstehender Ladenlokale für 
Kunstpräsentationen macht nicht nur ver
ödete Erdgeschosszonen attraktiver, son-
dern spricht zudem auch Menschen niedrig
schwellig an, die nicht in ein Museum gehen 
würden.

Durch die weniger formalisierten Ansprü-
che an Gestaltung und Ausführung sowie 
meist kürzere Genehmigungsverfahren bie-
ten sich Zwischennutzungen besonders für 
die Mitwirkung der Öffentlichkeit an der 
Planung und Herstellung sowie der Pflege 
an, da Konzepte schneller umgesetzt und  
Erfolge sichtbar werden. Insbesondere bei 
der Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen sind schnelle Umsetzungserfolge 
wichtig, wie sie etwa bei der Multisportan
lage in Erfurt möglich waren.

Pioniernutzungen, Akteure der Kreativ-
wirtschaft oder Existenzgründer benötigen 

•

•

•
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häufig besonders günstige Einstiegskondi-
tionen oder ungewöhnliche Orte. Sie schaf-
fen Arbeitsplätze und können sich in vie-
len Fällen wirtschaftlich etablieren. Bei der 
Zwischennutzung entstehen zudem häufig 
von Synergieeffekten getragene Standort-
gemeinschaften wie etwa bei den Optimol-
werken und der Kultfabrik in München. Bei 
einer anstehenden Zwischennutzungsauf-
gabe sollte daher frühzeitig geprüft werden, 
ob eine Verlagerung erfolgreicher temporä-
rer Nutzungen möglich ist. Angesichts aus-
differenzierter Lebens- und Arbeitsformen 
können durch die Besetzung potenziell 
wirtschaftlicher Nischen solche Standorte 
mittelfristig durchaus positive strukturför-
dernde Effekte für das Quartier oder die 
Gesamtstadt entwickeln.

Wo sind in Ost- und Westdeutschland  
Zwischen- und Nischennutzungen städte
baulich geduldet, erwünscht oder sogar 
erforderlich?

Bei der Frage nach Standorten von Zwischen- 
und Nischennutzungen hat sich eine Unter-
scheidung zwischen Ost- und Westdeutsch-
land als wenig geeignet herausgestellt. Der 
strategische Einsatz von Zwischennutzungen 
ist im Kontext des massiven Rückbaus 
im Osten zwar zuerst aufgetaucht, heute 
müsste bei der wachsenden Bedeutung von 
Zwischennutzungen jedoch kleinräumiger 
nach wachsenden und schrumpfenden Re-
gionen differenziert werden. Innerhalb von 
Städten ist ebenfalls eine Differenzierung 
in Quartiere unterschiedlicher Rahmenbe-
dingungen erforderlich. Baulücken, Indus-
triebrachen, Rückbauflächen, leerstehende 
Ladenlokale und Gebäude finden sich in 
fast allen deutschen Städten. Zwischennut-
zungen spielen überall dort eine Rolle, wo 
der Nutzungsdruck oder die Nachfrage für 
eine sofortige dauerhafte Nachnutzung zu 
gering ist, aber auch eine endgültige Stand-
ortaufgabe noch nicht erforderlich ist.

Städtebauliche Duldung betrifft vor allem 
Zwischennutzungen, bei denen Eigen
tümern ausschließlich an der Generierung 
von Einnahmen gelegen ist, etwa den häufig 
zu findenden Gebrauchtwagenhändlern in 
Baulücken oder der Nutzung leerstehender 
Gebäude als Lager. 

Städtebaulich erwünscht oder erforderlich 
sind Zwischennutzungen dort, wo durch die 
Nutzung positive Effekte für den Standort 
und das Umfeld erzeugt werden können:

Entwicklung eines öffentlichen Bewusst-
seins für ehemals unzugängliche Areale

Wandlung des Images negativ besetzter 
Standorte oder benachteiligter Stadt-
quartiere

Erhöhung der Aufmerksamkeit auf Stand-
orte und Erzeugung eines Nutzungsinte-
resses

Reduzierung des Verwertungsdrucks auf 
Grundstücke

Überbrückung langer Planungshorizonte 
bei Konversionsflächen

Erhalt stadtbildprägender Baustrukturen 
sowie von Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur durch Weiternutzung

Verhinderung von Vandalismus oder Ver-
wahrlosung

Angebot von Raum für innovative Ni-
schennutzungen und für benachteiligte 
Gruppen

Das Beispiel des neuen Düsseldorfer Stadt-
quartiers „Le Quartier Central“ zeigt be-
sonders anschaulich, wie das ehemals un-
zugängliche Güterbahnhofsareal durch 
Zwischennutzungen zu einem lebendigen 
Viertel entwickelt wurde. Die Lagerhallen 
und Verwaltungsgebäude wurden für Gastro
nomie, Clubs, Lagerverkauf, Vereine und 
soziale Projekte geöffnet. Dies geschah so 
erfolgreich, dass ein Teil des Gebietes heute  
unter dem Namen der Zwischennutzung, 
der Flohmarkthalle „Les Halles“, vermarktet 
wird und diese somit eine imageprägende 
Funktion übernahm.

Künstlerische und kulturelle Nutzungen 
können aber auch positiv auf das Image 
gewachsener Quartiere wirken, wie das Bei-
spiel der Hamburger Leerstandsimmobilien 
„Frappant“ und „Forum“ zeigt. Die hohe 
Aktionsdichte in einem ehemaligen Kauf-
haus- und einem Verwaltungsgebäude hat 
dazu geführt, dass derzeit keine Leerstände 
mehr im Umfeld verzeichnet werden und 
sich der Anteil vor allem junger Bewohner 
im Quartier erhöht hat.

An anderer Stelle kann es hingegen erforder-
lich sein, den Verwertungsdruck auf Stadt-
entwicklungsgebiete zu reduzieren, wie das 
etwa bei dem Bremer Güterabfertigungs
gelände der Fall ist. Da die Stadt sich derzeit 
auf andere Entwicklungsareale konzentriert, 
können durch die Zwischennutzung der von 
der kommunalen Entwicklungsgesellschaft 
erworbenen ehemaligen Bahngebäude die 

•

•

•

•

•

•

•

•

Fazit
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laufenden Kosten reduziert werden. Vor 
allem hat sich aber der öffentliche und poli
tische Druck hin zu einer Entwicklung des 
Geländes verringert, so dass hierfür ein gün-
stiger Zeitpunkt abgewartet werden kann. 
Ebenso konnten die Kosten für Abriss oder 
Umbau verschoben werden.

Bei Konversionsprojekten sind häufig lang-
jährige Verhandlungs-, Planungs- und Gut-
achterverfahren notwendig, so dass – wie 
bei der Kemmel-Kaserne in Murnau – die 
Zeitspanne bis zur Nachnutzung durch Zwi-
schenvermietungen überbrückt werden 
kann. Ohne dass dies ursprünglich vorgese-
hen war, haben sich viele der Zwischennut-
zer am Ort etabliert und heute große Teile 
der sanierten oder neu gebauten Gebäude 
gemietet bzw. gekauft.

Dass durch Zwischennutzungen Vandalis-
mus an Gebäuden oder Müllablagerungen 
auf Brachflächen reduziert oder verhindert 
werden können, haben fast alle dargestell-
ten Projektbeispiele bestätigt. Auf diese 
Weise wird nicht nur eine negative Wirkung 
auf das Umfeld vermindert, es können auf 
Eigentümerseite auch Kosten für die Siche-
rung oder Herstellung der Immobilie verrin-
gert werden.

In einigen Fällen bieten Brachflächen eine 
Gelegenheit, Engpässe der öffentlichen Ver-
sorgungsinfrastruktur durch temporäre An-
lagen preiswert und kurzfristig zu überbrü-
cken. Hier kann vor allem auf Trends reagiert 
werden, bei denen eine dauerhafte Nachfra-
ge noch nicht abschätzbar ist, etwa bei Er-
holungs- und Sportflächen die Berücksich-
tigung von Trendsportarten.

Urbane Trends, bei denen eine langfristige 
Nutzungsperspektive ebenfalls noch nicht 
abschätzbar ist – etwa die Beachclubs in 
Hamburg oder der Campingplatz Tent
station im Zentrum von Berlin –, können 
erprobt werden. Andererseits sind manche 
Projekte möglicherweise nur als temporäre 
Lösung politisch und öffentlich durchsetz-
bar, wie etwa das Projekt bed-by-night für 
Straßenkinder in Hannover oder das Projekt 
für Freizeitgestaltung in Hamburg-Harburg 
für substituierte Drogenkranke.

Wer oder was sind Zwischen- und Nischen-
nutzer in ost- und westdeutschen Stadt-
umbaukommunen? Welche Akteure kön-
nen für Zwischen- und Nischennutzungen 
gewonnen werden? Welche Akteure suchen 
nach Raum für Zwischen- und Nischen
nutzungen?

Die Fallstudienrecherche hat gezeigt, wie 
vielfältig die verschiedenen Arten von Zwi-
schennutzungen sein können. Dementspre-
chend sind auch die Akteure eine hetero-
gene Gruppe von Einzelpersonen, Vereinen, 
Kleinunternehmen oder Nachbarschaften, 
die aus unterschiedlichsten Interessenlagen 
heraus handeln. Dabei wird die Nutzungs-
befristung oder -einschränkung in der Regel 
in Kauf genommen, um Immobilien zu be-
sonders günstigen Konditionen oder gerin-
gen Auflagen nutzen zu können: 

Jugendliche benötigen Orte für selbst
organisierte Freizeit, z. B. DirtBiking oder 
Skaten, die auf den normalen Park- und 
Spielflächen nicht zu realisieren sind.

Mieter in Quartieren ohne eigene Gär-
ten wünschen sich Grabeland ohne die  
Kosten und Auflagen von Kleingärten.

Künstler und Kulturschaffende benöti-
gen häufig viel Fläche an inspirierenden  
Orten zum Arbeiten und Proben bei mi-
nimaler Finanzausstattung.

Künstler und Kulturschaffende benötigen  
Orte für Ausstellungen und Inszenierun
gen außerhalb der etablierten Museums- 
und Kunstszene.

Existenzgründer müssen ihre Mietbela-
stung in den ersten Jahren minimal hal-
ten und sind daher bereit, Kompromisse 
bei Komfort und Mietsicherheit einzuge-
hen.

Bürgerinitiativen wollen die Entwicklung 
neuer Stadtquartiere z. B. durch eine tem-
poräre Bespielung der Flächen begleiten.

Grundeigentümer oder Entwicklungs
gesellschaften wollen die Aufmerksam-
keit auf Flächen erhöhen und inszenieren 
temporäre Projekte.

Nachbarschaften möchten ihr Wohnum-
feld verbessern und kümmern sich um 
die Gestaltung und Pflege von Brachen 
und Baulücken.

Elterninitiativen vermissen Naturerleb-
nisräume für Kinder in der Stadt und 
haben die Potenziale von Brachflächen 
entdeckt.

•

•

•
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Betreiber von Gastronomiebetrieben und 
Clubs suchen den besonderen Charme 
und die Vergänglichkeit von ungewöhn-
lichen Orten.

Vielfach wird von Nutzerseite kritisiert, dass 
die kreativen und wirtschaftlichen Poten
ziale in den Quartieren von Eigentümern 
und den Kommunen unterschätzt und die 
Nutzer mit ihren oft unkonventionellen 
Ideen nicht ernst genommen werden. In den 
Fallbeispielen ist deutlich geworden, dass 
insbesondere eine Hilfe bei der Verhandlung 
zwischen Eigentümer und Nutzer sowie 
eine Beratung für Existenzgründung, Ver-
einsgründung, Finanzierung oder bauliche 
Maßnahmen die Realisierungschancen von 
Projekten erhöhen.

Die Zwischennutzungsagenturen in Berlin 
und Wuppertal oder der Verein HausHalten 
e. V. aus Leipzig haben gezeigt, dass eine 
professionelle Vermittlung von leerste-
henden Gebäuden auch in Quartieren mit 
Schrumpfungstendenzen eine Nachfrage 
erzeugen kann. In den beschriebenen Fäl-
len übersteigt die Nachfrage das vermittel-
bare Angebot an Räumlichkeiten. Kleine 
Einheiten von 15–30 m² sind bei Existenz-
gründern, Kleinstunternehmen, Vereinen 
und Künstlern besonders gefragt. Dabei 
spielen sowohl ein günstiger Mietpreis, ein 
inspirierendes Ambiente, eine besondere 
Gemeinschaft oder der Schutz vor langfri-
stiger Mietbindung eine Rolle.

Ungleich schwerer stellt sich die Nachfrage 
nach Freiflächen dar. Bis auf wenige beson-
ders attraktive Lagen, wie sie etwa Beach
clubs suchen, oder Gartenland, das von 
Nachbarschaftsinitiativen gewünscht wird, 
bedarf es der Nutzungsinitiierung durch die 
öffentliche Hand. Die Suche nach Trägern 
oder Betreibern für Zwischennutzungen auf 
größeren Freiflächen ist problematisch.

Die Einbindung von Bürgern in Konzeption 
und Gestaltung von Zwischennutzungen, 
die als Top-down-Prozess inszeniert wurden, 
erhöht deren Akzeptanz. Insbesondere die 
Beteiligung von Jugendlichen bei Freizeit-
anlagen führt häufig zu guten Ideen, inten-
siver Beteiligung und nachfragegerechten 
Anlagen. Dabei ist es empfehlenswert, auch 
bei Zwischennutzungen regelmäßig über 
die dauerhafte Entwicklung des Standortes 
zu informieren und die Nutzer ggf. am 
Planungsprozess zu beteiligen.

• Wie können Zwischen- und Nischennut-
zungen planerisch und finanziell in die 
allgemeine städtebauliche Entwicklung 
integriert werden?

Zwischennutzungen stehen im Zusammen-
hang mit aktuellen Tendenzen der Stadt-
entwicklung wie der Verkürzung von Nut-
zungszyklen, einer größeren Dynamik von 
Entwicklungsprozessen und einer zuneh-
menden Bedeutung informeller Planver-
fahren. Allen Entwicklungen ist gemeinsam, 
dass sie sich nur schwer in dem auf Dauer-
haftigkeit angelegten Planungsinstrumen
tarium abbilden lassen.

Ein erster Schritt zur Integration von Zwi-
schennutzungen in die allgemeine städte-
bauliche Entwicklung einer Kommune ist 
eine Bestandsaufnahme von Brachen und 
Leerständen. Auf Grundlage eines solchen 
Flächen- und Gebäudekatasters lassen sich 
nicht nur Anfragen potenzieller Zwischen-
nutzer effizienter beantworten, sondern 
vor allem Handlungsbedarfe identifizieren 
und Orte definieren, an denen Zwischen-
nutzungen explizit für die Stadtentwicklung 
gewünscht werden. Machbarkeitsstudien zu 
Zwischennutzungspotenzialen erleichtern 
eine strategische Vorgehensweise.

Die Erfahrungen in den Projekten haben 
gezeigt, dass allein das Anbieten von Flä-
chenbrachen für Zwischennutzungen kaum 
zu erfolgreichen Projekten führt. Es bedarf 
der Projektinitiierung, -begleitung und ggf. 
-förderung. Auf dieser Erkenntnis basiert die 
derzeit zu beobachtende Professionalisie-
rung im Umgang mit Zwischennutzungen. 
Dabei hat sich vor allem die Einrichtung 
von Vermittlungsstellen bewährt, die in der 
Regel von kommunaler Seite gefördert oder 
geführt werden. Sie sind in der Stadtverwal-
tung meist beim Planungsamt verortet. Alter
nativen oder Ergänzungen stellen lokale 
Koordinationsstellen, z. B. beim Quartiers-
management, externe Dienstleister, z. B. 
Zwischennutzungsagenturen, sowie ehren-
amtliche Initiativen dar. 

Aufgrund der häufig kurzen Realisierungs-
zeiten von Zwischennutzungen und einer 
dazu erforderlichen kurzen Verfahrens-
zeit für Planung und Genehmigung kann 
ein fachämterübergreifender Arbeitskreis, 
beispielsweise bestehend aus Planungsbe-
hörde, Genehmigungsstelle, Umwelt- bzw. 
Grünflächenamt, Liegenschaftsverwaltung, 
Entwicklungsgesellschaft und Kulturbehör-
de, zur Beschleunigung der Planungs- und 
Genehmigungsverfahren beitragen.

Fazit



      Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau      Werkstatt: Praxis Heft 57112

Es gilt dabei frühzeitig abzuwägen, welche 
Probleme und Risiken im Zusammenhang 
mit Zwischennutzungen vor dem Hinter-
grund des temporären Charakters der Nut-
zung hingenommen werden können bzw. 
ob sich die Probleme mit vertretbarem Auf-
wand lösen lassen. Die Erfahrungen aus den 
Fallstudien haben gezeigt, dass vor allem 
eine intensive Kommunikation und Koope-
ration zur erfolgreichen Projektrealisierung 
führt.

Vielfach ist die Kontaktaufnahme mit den 
Eigentümern schwierig und noch mehr 
Probleme mag es bereiten, sie von einer  
Zwischennutzung zu überzeugen. Durch 
eine aktuell zu beobachtende Internatio-
nalisierung von Eigentümerstrukturen und 
häufige Eigentümerwechsel gerade bei pro-
blematischen Immobilien wird die Erreich
barkeit erschwert. Zudem bestehen auf 
Eigentümerseite Ängste vor ungewünschter 
Verstetigung von Zwischennutzungen, exis-
tieren zu hohe Renditeerwartungen oder 
aber es fehlt schlicht an Interesse. 

Die Erfahrungen in vielen Städten haben  
dabei gezeigt, dass schriftliche Anfragen an 
Eigentümer selten erfolgreich sind. Meist be-
darf es zusätzlich der persönlichen Anspra-
che und Kontaktpflege. Häufig unterschei-
den sich auch kommunale Liegenschaften 
oder städtische Wohnungsbaugesellschaften 
in ihren Bedenken gegenüber Zwischennut-
zungen nicht von privaten Eigentümern. 
Eine besonders kontroverse Situation ent-
steht, wenn aufgrund politischer Beschluss-
lagen bei städtischen Grundstücken eine 
Pacht erhoben werden muss, obwohl dies 
eine planerisch gewünschte Zwischennut-
zung erschwert oder verhindert.

Bei der finanziellen Einbindung von Zwi-
schennutzungen in die allgemeine städte-
bauliche Entwicklung muss unterschieden 
werden zwischen den Kosten für die Instal-
lation und den Betrieb der Projekte einer-
seits und den Kosten für die Vermittlung und 
vorbereitende Organisation andererseits. 
Bei vielen Projekten sind Instandsetzun-
gsarbeiten zur Betriebsfähigkeit und Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Sicherheit  
vorab erforderlich.

Die Fallstudien haben gezeigt, dass eine 
Vielzahl von Fördermitteln für Zwischen-
nutzungen zum Einsatz kommt, teilweise 
unter Vereinbarung von Sonderregelungen. 
Durch die Einrichtung eines eigenen Haus-
haltspostens zur Anschubfinanzierung von 
Zwischennutzungen, wie z. B. in Erfurt oder 

Ingelheim, können Verwaltungsmitarbeiter 
freier und effektiver agieren. Mit Unterstüt-
zung durch den städtischen Bauhof oder 
entsprechende Materialbereitstellung kön-
nen die Kosten reduziert werden.

Den Stadtverwaltungen fällt es mitunter 
nicht leicht, die Vermittlungsarbeit zu lei-
sten, weil diese meist zusätzlich zu den üb-
lichen Tätigkeiten anfallen. Daher müssen 
entweder neue Stellen in der Verwaltung 
geschaffen oder städtische oder private 
Dienstleister beauftragt werden. 

Inwieweit erfordern Zwischen- und Ni-
schennutzungen einen innovativen An-
satz städtebaulicher Instrumente? Spielen 
hierbei temporäre Festsetzungen in der 
Bauleitplanung eine Rolle?

Die planungs- und bauordnungsrechtliche 
Genehmigung wurde bei vielen Fallstudien-
projekten als vermeintliches Hindernis iden-
tifiziert. Die Expertise dazu kommt zu dem 
Ergebnis, dass sich über Befreiungen die 
meisten Zwischennutzungen genehmigen 
lassen. Hier besteht aber die Notwendigkeit, 
im bauordnerischen Genehmigungsverfah-
ren ergebnisorientierter zu agieren und bei 
den Belangen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung auch behelfsmäßige, jedoch 
immer zweckmäßige Lösungen auf Eignung 
zu prüfen.

Ein Beispiel, wie eine geduldete Zwischen-
nutzung nach gewünschter Verstetigung in 
einem Teilbereich dauerhaft planungsrecht-
lich gesichert werden kann, stellen die Mün-
chener Domagkateliers dar. Hier wurde in 
einem neu aufgestellten Bebauungsplan die 
zukünftige Nutzung durch Künstler mit der 
Ausweisung eines Sondergebiets „Künstler-
hof“ gesichert.

Innovative Lösungen wurden vor allem beim 
Umgang mit Anpflanzungen entwickelt. So 
gibt es in Erfurt eine Aussetzungsregel in der 
Baumschutzsatzung für Baumpflanzungen 
auf Flächen im Brachenkataster. In Nord
rhein-Westfalen wurde mit der Änderung 
des Landesnaturschutzgesetzes für den so-
genannten „Wald auf Zeit“ bei Konversions-
flächen die Ausgleichspflicht ausgesetzt.

Als neues öffentlich-rechtliches Vertrags-
werk hat sich vor allem die von der Stadt 
Leipzig entwickelte Gestattungsvereinba-
rung durchgesetzt, mit der Eigentümer ihr 
Grundstück für einen festgelegten Zeitraum 
einer öffentlichen Nutzung zur Verfügung 
stellen. 
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Allein die schnelle Verbreitung des Instru-

mentes nach dessen Onlinestellung hat ge-

zeigt, wie groß der Bedarf nach konkreten 

Anregungen ist. Ein weiteres Instrument 

zur Förderung von Zwischennutzungen ist 

der Erlass der Grundsteuer, wie er von der 

Stadt Leipzig im Zusammenhang mit Ge-

stattungsvereinbarungen in Einzelfällen 

praktiziert wird.

Mit der Baugesetzbuch-Novelle aus dem 

Jahre 2004 wurde durch die Einführung zeit-

lich bedingter Festsetzungen gem. § 9 Abs. 

2 BauGB auf die zunehmende Bedeutung 

temporärer Nutzungen für die Stadtent-

wicklung reagiert und den Gemeinden die 

Möglichkeit gegeben, Zwischennutzungen 

in besonderen Fällen planungsrechtlich zu 

sichern, ohne langfristige Entwicklungs-

möglichkeiten für die betreffenden Stand-

orte aufzugeben.

Da beim „Baurecht auf Zeit“ der Zeitraum 

der Zulässigkeit bestimmt werden muss und 

das Planverfahren vergleichsweise aufwän-

dig ist, eignet sich das Instrument nur für 

wenige Arten von Zwischennutzungen. Hilf-

reich ist das Instrument z. B. bei zeitlich klar 

planbaren Zwischennutzungen wie Garten-

schauen.

Schlussbemerkung

Die Projektrecherche hat gezeigt, dass Zwi-
schennutzungen weit verbreitet sind und 
unter sehr verschiedenen Standortbedin-
gungen funktionieren. Trotz der beschrie-
benen Effekte auf die Standortentwicklung 
und die umliegenden Quartiere soll an dieser 
Stelle noch einmal darauf hingewiesen wer-
den, dass eine Zwischennutzung vor allem 
dann erfolgreich ist, wenn sie tatsächlich 
eine endliche Nutzung darstellt und in eine 
dauerhafte Flächen- oder Gebäudenutzung 
überführt werden kann. Auch zukünftig wer-
den Zwischennutzungen einen wichtigen 
Beitrag für eine dynamische Stadtentwick-
lung leisten, die Potenziale sind allerdings 
noch lange nicht ausgeschöpft.

Der Qualifizierungsprozess im Umgang 
mit Zwischennutzung ist derzeit vor allem 
ein durch gegenseitiges Lernen und Nach
ahmen gekennzeichneter Prozess. Von vielen  
Akteuren wird ein fachlicher Beratungs
bedarf beim Thema Zwischennutzungen 
formuliert, da im täglichen Umsetzungs-
prozess viele Fragen, Unsicherheiten und 
Bedenken bestehen. Die beschriebenen 
Praxisbeispiele sowie die im folgenden Ka-
pitel formulierten Handlungsempfehlungen 
sollen dazu beitragen, die Realisierung von 
Projekten zu erleichtern.

Fazit
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6  Handlungsempfehlungen

sein gelangen. So können die Nutzungen  
einen Diskurs über die Stadtentwicklung an-
regen und dieser neue Impulse geben.

Möglichkeit der Bürgerbeteiligung

Zwischennutzungen können den Bürgern 
die Chance bieten, sich an der Stadtgestal-
tung zu beteiligen. Durch den temporären 
Charakter und die in der Regel geringen 
Investitionskosten der Projekte können die 
Wünsche der Bürger schneller und unbüro-
kratischer umgesetzt werden. Gerade bei der 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
können kurzfristige Umsetzungserfolge Lust 
auf Mitarbeit an der Stadtentwicklung ma-
chen.

Ortsbildschädigende Wirkungen vermeiden

Leerstehende Gebäude laden zu Vanda-
lismus ein, Brachflächen werden als wilde 
Müllkippen genutzt. Zwischennutzer bewir
ken eine Belebung und soziale Kontrolle, 
Vandalismusschäden und „Angsträume“ 
werden reduziert. Auch eine temporäre Ge-
staltung kann zur Beseitigung von „Nicht-
Orten“ im Stadtbild beitragen. 

Stadträumliche Qualitäten ergänzen

Zwischennutzungen können urbane Quali-
tät schaffen oder erhalten. Sie können ökolo-
gische, soziale, kulturelle oder ökonomische 
Ergänzungen zu den bestehenden Ange-
boten der Städte bieten. Temporäre Nut-
zungen können zu einer vorübergehenden 
Behebung von Mängeln in der öffentlichen 
Infrastruktur beitragen, etwa durch Grün-, 
Aufenthalts-, Sport- und Spielflächen sowie 
Stellplätze. 

Stadtbildprägende Baustrukturen erhalten

Gebäude sind bei Leerstand schneller dem 
Verfall ausgesetzt, so dass der Erhalt des 
Baukörpers bzw. dessen Instandsetzung im 
Laufe der Jahre immer kostspieliger wird. 
Besonders betroffen von Leerstand sind 
Eckgebäude in Blockstrukturen. Gleichzei-
tig verlieren gerade Gründerzeitviertel mit 
dem Abriss der Eckgebäude ihr historisches 
Erscheinungsbild. Zwischennutzer können 
durch minimale Reparaturen und Lüftung 
zum Erhalt stadtbildprägender Bausubstanz 
beitragen.

Das nachfolgende Kapitel ist eine Hand-
reichung für den praktischen Umgang mit 
Zwischennutzungen. Es gibt eine Übersicht 
über die Organisations- und Planungspha-
sen von Zwischennutzungen und listet dabei 
typischerweise auftretende Probleme auf. 
Ein Schwerpunkt der Handlungsempfeh-
lungen liegt in Vorschlägen, wie mit diesen 
kritischen Bereichen umgegangen werden 
kann. Die Empfehlungen sind dabei jedoch 
nicht abschließend. Für jedes Zwischen
nutzungsprojekt gilt es, eine Vielzahl von 
spezifischen Eigenheiten zu beachten, die 
bei Vollständigkeit den Umfang dieses Kapi-
tels sprengen würden.

6.1	 Was sind Argumente für  
Zwischennutzungen?

Zwischennutzungen spielen einerseits eine 
zunehmend strategische Rolle in der Stadt-
entwicklung, andererseits wird die Zulas-
sung oder sogar Förderung temporärer 
Nutzungen von Flächen und Gebäuden von 
vielen Akteuren kritisch gesehen. Im Fol-
genden sind daher Argumentationshilfen 
für Potenziale von Zwischennutzungen zu-
sammengefasst.

Potenziale für die Stadtentwicklung

Zwischennutzungen bieten Möglichkeiten, 
leerstehende Gebäude oder Flächen ohne 
Verwertungsinteressen als Chance für die 
Stadtentwicklung zu begreifen.

Neues Image für alte Standorte

Brachflächen und leerstehende Gebäude 
sind in den Köpfen der Bürger fest mit der 
Geschichte der ehemaligen Nutzungen ver-
bunden. Zwischennutzungen können dazu 
beitragen, die „Köpfe frei zu machen“ für 
neue Perspektiven und Orten zu einem neu-
en Image verhelfen. Ein ehemaliger Güter
bahnhof wird beispielsweise durch Gastro-
nomiebetriebe in den Abfertigungshallen 
nach und nach zu einer festen Adresse im 
gesellschaftlichen Leben.

Diskurs über Stadtentwicklung

Zwischennutzungen ziehen häufig ein öf-
fentliches Interesse auf sich. Vergessene und 
aufgegebene Orte können durch temporäre 
Aktivitäten und über die Berichterstattung in 
den Medien wieder ins öffentliche Bewusst-
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Ver- und Entsorgungsinfrastruktur sichern

Durch das Aufgeben von Nutzungen kön-
nen im Laufe der Zeit nicht nur Schäden an 
Gebäuden entstehen, sondern bei größeren 
Arealen wie Kasernen oder Industriebe-
trieben kommt es mitunter zu erheblichen 
Problemen bei den Ver- und Entsorgungs
systemen. Insbesondere Wasserver- und 
‑entsorgungsleitungen sind in der Regel 
schon nach wenigen Jahren Stillstand nicht 
mehr nutzbar. Durch temporäre Weiternut-
zung kann diese Infrastruktur gesichert und 
für eine Nachnutzung erhalten werden. 

Innovative Nutzungen und Experimente

Zwischennutzungen sind aufgrund güns
tiger Mieten und kurzer Vertragsbindungen 
besonders attraktiv für junge und innovative 
Nutzungsformen. So können städtebauliche 
Experimentierräume z. B. für Jungunter-
nehmen, Start-ups oder die Kreativwirt-
schaft mit geringem Eigenkapitel entstehen.  
Häufig ziehen aber auch die ungewöhnlichen 
Orte oder der „Charme des Temporären“  
bestimmte Nutzergruppen an. Das Zusam-
menspiel vieler Nutzer kann zu interes-
santen Milieus und Agglomerationsvorteilen 
führen. 

Raum für benachteiligte Gruppen

Aufgrund des geringen Verwertungsdrucks 
können Brachflächen und leerstehende 
Gebäude besondere Gestaltungsperspekti-
ven für benachteiligte Gruppen in der Stadt 
bieten. Ein häufiges Beispiel ist die Nutzung 
von Brachflächen als Grabeland, z. B. durch  
Migranten, die sich eigene Parzellen in Klein-
gärten weder leisten können noch wollen.

Interessen der Eigentümer

Aus Eigentümersicht beinhalten Zwischen-
nutzungen trotz möglicher Risiken eine Rei-
he von Vorteilen und neuen Perspektiven.

Strategischer Zeitgewinn bis zur  
Neunutzung

Zwischennutzungen von Flächen und Ge-
bäuden haben sich zur Überbrückung von 
Nutzungslücken bei längeren Entwick-
lungszeiträumen bewährt. Dies kann so-
wohl von Interesse sein, wenn langwierige 
Planungs- und Abstimmungsprozesse ab-
sehbar sind (z. B. bei Altlastenverdacht, Ent-
widmungsverfahren oder zu erstellenden 
Fachgutachten), als auch bei strategischen  
Vermarktungsrückstellungen. Zwischennut-
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zungen lassen sich meist schnell bei entste-
henden Vermarktungschancen beenden.

Sicherung der Immobilie

Durch die Nutzung von Immobilien können 
Verwahrlosung und Vandalismus verhindert 
werden, was einerseits mögliche Instand-
haltungs- bzw. Sanierungskosten senkt, 
andererseits die Vermarktungschancen 
verbessert. Die mit der Zwischennutzung 
verbundene Beräumung einer Brache oder 
Sicherung eines Gebäudes reduziert das Ge-
fährdungspotenzial.

Senkung der laufenden Kosten

Der mit sozialer Kontrolle durch die Nut-
zer verbundene Gebrauch der Immobi-
lie ermöglicht die Einsparung von Kosten 
für den Erhalt der Gebäudesubstanz. Viele 
Zwischennutzer übernehmen einfache In-
standsetzungsarbeiten in Eigenregie. Auch 
wenn bei Zwischennutzungen in der Regel 
keine marktüblichen Preise für die Pacht 
bzw. Miete angesetzt werden, können Ei-
gentümer sich häufig mit dem Nutzer auf die 
Übernahme der Betriebskosten einigen.

Fördermittel für Zwischennutzung

In Einzelfällen besteht die Möglichkeit, bei 
der Herrichtung der Zwischennutzung eine 
öffentliche Förderung zu erhalten. Dies 
kann den Abriss von baulichen Anlagen, 
die Beräumung und Sicherung des Grund-
stücks oder die Gestaltung als Grün- oder 
Sportfläche umfassen. Auch die Bereitschaft 

Vorteile Nachteile

•  Neues Image für alte Standorte
•  Diskurs über Stadtentwicklung
•  Möglichkeit der Bürgerbeteiligung
•  Ortsbildschädigende Wirkungen

vermeiden
•  Stadträumliche Qualitäten ergänzen
•  Stadtbildprägende Baustrukturen 

erhalten
•  Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 

sichern
•  Innovative Nutzungen und Experimente
•  Raum für benachteiligte Gruppen
•  Strategischer Zeitgewinn bis zur 

Neunutzung
•  Sicherung der Immobilie
•  Senkung der laufenden Kosten
•  Fördermittel für Zwischennutzung
•  Bekanntmachung der Immobilie
•  Erreichen potenzieller Dauernutzer
•  Günstige Miete oder Pacht
•  Geringe Verbindlichkeit
•  Unbürokratische Umsetzung
•  Gestaltung der Stadtentwicklung

•  Konflikte mit dem Umfeld
•  Konflikte unter Zwischennutzern
•  Fehlende Genehmigungsfähigkeit der

Zwischennutzung
•  Risiko der unbeabsichtigten 

Verstetigung
•  Negative oder ausbleibende Effekte 

der Zwischennutzung
•  Spannungsfeld zwischen Eigentümer

und Zwischennutzer

Tabelle 10
Vor- und Nachteile von Zwischennutzungen

Quelle: 	 BPW baumgart+partner
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Geringe Verbindlichkeit

Kurze Kündigungsfristen und befristete 
Laufzeiten bei Nutzungsverträgen bieten 
nicht nur Vorteile für die Eigentümer, son-
dern reduzieren auch die Verbindlichkeiten 
auf Nutzerseite. Durch kurze und flexible 
Nutzungsvereinbarungen können finan-
zielle Risiken überschaubar bleiben. Dies 
erleichtert den Schritt, innovative oder ris-
kante Projekte zu wagen. Problematisch 
sind kurze Vertragslaufzeiten bei größeren 
Investitionen der Nutzer.

Unbürokratische Umsetzung

Zwischennutzungen profitieren in der Regel 
von niedrigeren genehmigungsrechtlichen 
Anforderungen, die im Vergleich zu dauer-
haften Nutzungen an sie gerichtet werden. 
Ausnahmeregelungen werden aufgrund der 
Nutzungsbefristung eher eingesetzt. Ent-
sprechend geringer sind auch die Anforde-
rungen an die Gestaltung, so dass auf diese 
Weise Kosten reduziert werden können. Die 
unbürokratische Umsetzung von Zwischen-
nutzungen macht sie zu einem Experimen-
tierfeld für Nutzer, die unkonventionelle 
Projektideen ausprobieren wollen.

Gestaltung der Stadtentwicklung

Zwischennutzungen bieten Raum für 
künstlerische und kulturelle Auseinander-
setzungen mit der Vergangenheit und der 
Zukunft der aus der Nutzung gefallenen  
Flächen oder Gebäude. 

6.2	 Was sind mögliche Probleme 
und Risiken?

Zwischennutzungen werden von vielen 
Akteuren der Stadtentwicklung durchaus 
kritisch gesehen. Zahlreiche Bedenken 
und Vorurteile haben dabei ihre Berechti-
gung, und nicht immer ist eine temporäre 
Nutzung die optimale Lösung. Allerdings  
können viele Risiken durch frühzeitige Be-
rücksichtigung und entsprechende Rege-
lung minimiert werden.

Konflikte mit dem Umfeld 

Durch die Einrichtung von Zwischennut-
zungen kann es zu Konflikten mit dem Um-
feld kommen, etwa durch Lärmemissionen, 
zusätzliches Verkehrsaufkommen, fehlende 
Parkplätze oder fehlendes Verständnis für 
unkonventionelle Ideen. Außerdem kön-
nen Interessenkollisionen auftreten, wenn 
in der Nachbarschaft eine andere mit der 

zu privatem Sponsoring ist bei besonderen 
Projekten möglich.

Bekanntmachung der Immobilie

Ein Eigentümer kann von der Öffentlich-
keitswirkung einer Zwischennutzung profi-
tieren, die sowohl die Immobilie bei poten-
ziellen Investoren bekannt macht, als auch 
diese durch ihren gesteigerten Bekannt-
heitsgrad attraktiv für zukünftige Bewohner 
oder Gewerbetreibende macht. Es besteht 
zudem die Möglichkeit, direkt am Ort der 
Zwischennutzung auf die Nutzbarkeit der 
Immobilie aufmerksam zu machen.

Erreichen potenzieller Dauernutzer

Im Rahmen einer Zwischennutzung ist es 
auch möglich, dass sich aus den initiierten 
Nutzungsclustern Impulse für eine zukünf-
tige Nutzungsmischung ergeben bzw. diese 
sich zur Dauernutzung entwickeln. In vielen 
Fällen haben sich auch Zwischennutzer, die 
anfänglich zu Sonderkonditionen die Im-
mobilien nutzen konnten, so weit etablieren 
können, dass sie marktübliche Miet- oder 
Pachtpreise entrichten oder später die Im-
mobilien erwerben.

Interessen der Nutzer

Aus Sicht der Nutzer liegen die Vorteile von 
Zwischennutzungen in erster Linie in der 
Möglichkeit, Ideen zu realisieren, die aus 
verschiedenen Gründen nicht auf dem nor-
malen Immobilienmarkt zu verwirklichen 
sind.

Günstige Miete oder Pacht

Die Miet- oder Pachtpreise liegen bei nur be-
fristet nutzbaren Freiflächen oder Gebäuden  
in der Regel deutlich unterhalb des norma-
len Immobilienmarktes. Häufig können die 
Immobilien auch unentgeltlich oder gegen 
Übernahme der Betriebskosten genutzt wer-
den. Aufgrund der geringen Kosten sind Zwi-
schennutzungen etwa für Existenzgründer, 
ehrenamtliche Initiativen sowie soziale oder 
kulturelle Projekte besonders attraktiv. Als 
Gegenleistung müssen die Nutzer jedoch 
Einschränkungen hinsichtlich der Nut-
zungsdauer oder der baulichen Standards 
hinnehmen. Vereinbarte Leistungen für 
den Immobilieneigentümer können auch 
kleinere Reparaturen, die Überwachung des 
Geländes oder die Übernahme der Verkehrs-
sicherungspflicht sein. 
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Zwischennutzung konkurrierende Nutzung 
für die Immobilie gewünscht wurde (z. B. 
Spielplatz oder Hundewiese). Daher ist zu 
prüfen, ob die temporäre Nutzung für das 
bestehende Umfeld geeignet ist und sich in 
das Stadtbild einpasst.

Konflikte unter Zwischennutzern

Bei größeren Arealen mit verschiedenen 
Miet- oder Pachtverhältnissen kann es zu 
Konflikten zwischen den Nutzern kommen, 
z. B. bei Ateliernutzungen von Künstlern 
neben Gewerbetreibenden oder Musikpro-
beräumen. Deswegen sollte trotz des tem-
porären Charakters auf eine verträgliche 
Nutzungsmischung und geeignete Träger
organisationsformen geachtet werden.

Fehlende Genehmigungsfähigkeit der  
Zwischennutzung

Vielfach werden Zwischennutzungen von 
den Behörden mit dem Hinweis abgelehnt, 
dass die Nutzungen planungs- oder bauord-
nungsrechtlich nicht genehmigungsfähig 
seien. Hier ist allerdings zu prüfen, ob die 
genehmigenden Stellen die rechtlichen 
Spielräume tatsächlich ausschöpfen.

Risiko der unbeabsichtigten Verstetigung

Einer der Ablehnungsgründe für Zwischen-
nutzungen ist die Angst der Eigentümer 
oder Behörden vor der Verstetigung. Diese 
Sorge ist nicht grundsätzlich unberechtigt, 
das Risiko kann aber durch vertragliche 
Regelungen und begleitende Öffentlich-
keitsarbeit reduziert werden. Besonders bei 
beliebten und intensiv genutzten Zwischen-
nutzungen, wie zum Beispiel Beachclubs, 
Grünanlagen oder Kunst- und Kulturpro-
jekten, kann es aus der Bevölkerung oder 
auch von Seiten der Lokalpolitik zu Wider-
ständen gegen eine Beendigung kommen. 
Dabei gilt, dass die Auflösung der Nutzung 
tendenziell schwieriger wird, je länger der 
Nutzungszeitraum war. 

Negative oder ausbleibende Effekte der  
Zwischennutzung

Nicht alle Zwischennutzungen sind erfolg-
reich. Eventuell wird die temporäre Nutzung 
am Ort nicht angenommen oder das Betrei-
berkonzept geht nicht auf. Ebenso kann es 
dazu kommen, dass durch die Ansiedlung 
einer Nutzung mit negativer öffentlicher 
Wahrnehmung ein schlechtes Image auf die 
Immobilie und ggf. auf das gesamte Quartier 
ausstrahlt. Daher können sowohl gestalte-

rische Mindeststandards als auch Vereinba-
rungen zur Wiederherstellung des ursprüng-
lichen Zustands erforderlich sein.

Spannungsfeld zwischen Eigentümer und 
Zwischennutzer

Eine Problematik entsteht aus den oftmals 
unterschiedlichen Vorstellungen der Zwi-
schennutzer und der Eigentümer. Hinsicht-
lich des zeitlichen Nutzungsrahmens benöti-
gen Zwischennutzer genauso wie „normale“ 
Mieter und Pächter Verbindlichkeiten, wenn 
sie unternehmerische Risiken eingehen. 
Dadurch wird der Eigentümer unflexibler 
hinsichtlich kurzfristiger Vermarktungsopti-
onen. Zu hohe Renditeerwartungen der Ei-
gentümer stehen häufig nicht im Verhältnis 
zu den Möglichkeiten der Zwischennutzer 
und ihrem Leistungspotenzial.

6.3	 Welche Immobilien sind  
geeignet?

Nicht jedes Objekt bietet sich gleichermaßen 
für eine Zwischennutzung an. Im Folgenden 
soll anhand von allgemeinen Kriterien, Im-
mobilientypen und Eigentümerprofilen eine 
Eignungsabschätzung ermöglicht werden.

Allgemeine Beurteilungskriterien

Aufgrund der großen Bandbreite sowohl 
an Immobilienarten, Standorten und Rah-
menbedingungen als auch an möglichen 
Nutzungsarten können auf Grundlage der 
Erkenntnisse aus dem Forschungsvorhaben 
nur allgemeine Hinweise dazu gegeben wer-
den, wann ein Objekt tendenziell gut oder 
weniger gut geeignet ist.

Abbildung 1
Bewertungsschema für Immobilien

Quelle: 	 BPW baumgart+partner
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Alleinstellungsmerkmal der Immobilie

Der Charakter einer Immobilie, etwa ein 
denkmalgeschützter Altbau oder eine Frei-
fläche mit altem Baumbestand, kann be-
stimmte Nutzungen erleichtern. Attraktive 
Orte oder ungewöhnliche Objekte üben eine 
besondere Anziehungskraft aus und können 
auch Standortnachteile kompensieren.

Größe der Immobilie

Ein kleineres Objekt ist aufgrund des gerin-
gen Koordinationsaufwands grundsätzlich 
einfacher zu nutzen als ein größeres. So ist 
etwa bei den großen Gebäudekomplexen 
wie Industrieanlagen oder Kasernen ein 
übergeordnetes Zwischennutzungskonzept 
erforderlich, da kaum ein Einzelnutzer für 
die Gesamtanlage gefunden werden kann. 
Hingegen genügt es bei einem leerstehen-
den Ladenlokal, einen einzelnen Zwischen-
nutzer zu finden. Eine Besonderheit bei grö-
ßeren Anlagen kann jedoch die Option zur 
Bildung von Standortgemeinschaften sein.

Besonderheiten bestimmter  
Immobilientypen

Die Bandbreite nutzbarer Objekte ist vielfäl-
tig. Verschiedene Standorte unterscheiden 
sich in ihren Rahmenbedingungen und eig-
nen sich für unterschiedliche Zwischennut-
zungen. Es lassen sich Kategorien bilden, für 
die typische Rahmenbedingungen hinsicht-
lich der spezifischen Vor- und Nachteile be-
schrieben werden können.

Immobilientypen

•  Reserveflächen und Stadtentwicklungsflächen
•  Industrie-, Militär- und Infrastrukturbrachen
•  Rückbauflächen im Geschosswohnungsbau
•  Baulücken
•  Ladenlokale und Kaufhäuser
•  Büro- und Verwaltungsgebäude
•  Wohngebäude

Nutzungsdauer

Entscheidend für die Eignung von Flächen 
und Gebäuden zur Zwischennutzung ist der 
Zeitraum, in dem das Objekt zur temporä-
ren Nutzung bereitsteht. Prinzipiell lassen 
sich auch kurze Zeiträume von unter drei 
Monaten, etwa für Events, nutzen, aller-
dings wird die Vermietung bei sehr kurzen 
Fristen in den meisten Fällen schwieriger. 
Nutzungsgarantien von über drei Jahren 
sind selten, da sie für den Nutzer das ver-
tragliche Bindungsrisiko erhöhen. Attraktiv 
aus Zwischennutzersicht sind Immobilien 
mit geringem Verwertungsdruck.

Lage und stadträumliche Einbindung

Das entscheidende Kriterium zur Beurtei-
lung von Immobilien gilt gleichermaßen für 
Zwischennutzungen: Periphere Standorte 
schränken die Auswahl der geeigneten Zwi-
schennutzungen merklich ein. Eine stadt- 
und sozialräumliche Einbindung erhöht 
die Nachfrage durch potenzielle Nutzer. Sie 
begünstigt vor allem kommerzielle, künstle-
rische und kulturelle Nutzungen. Gerade bei 
Zwischennutzungen mit Publikumsverkehr 
ist die verkehrliche Erreichbarkeit sowie das 
Stellplatzangebot am Ort von Bedeutung.

Baulicher Zustand

Je besser der bauliche Zustand eines Objekts, 
desto einfacher eine Zwischennutzung. Ins-
besondere bei Gebäuden mit baulichen 
Mängeln erschweren hohe Investitionen 
zur Herstellung eines nutzbaren Zustands  
die Zwischennutzbarkeit der Immobilie. 
Ähnliches gilt für Freiflächen, wenn diese 
zunächst aufwändig geräumt werden müs-
sen. Falls die Investitionen jedoch ohnehin 
für eine spätere Dauernutzung getätigt wer-
den müssen und vom Eigentümer getragen 
werden, ist ein schlechter baulicher Zustand 
allein noch kein Ausschlusskriterium.

Anschluss an Ver- und Entsorgungssysteme

Für die meisten Zwischennutzungen – wie 
für dauerhafte Nutzungen – gilt, dass An-
schlüsse an Ver- und Entsorgungssysteme 
(Wasser, Strom, Gas, Abwasser) gegeben 
sein müssen. Sind diese nicht vorhanden, 
muss in der Regel zumindest ein Frischwas-
seranschluss ermöglicht werden. Strom, Gas 
und Toiletten können für kurze Perioden 
ähnlich wie für Festivals oder Baustellen-
einrichtungen organisiert werden. Solche 
Lösungen werden aber kaum über mehrere 
Monate oder Jahre akzeptiert.

Reserveflächen und Stadtentwicklungs
flächen

Städtebauliche Reserveflächen sind Areale, 
die für eine künftige Entwicklung vorgehal-
ten werden. Liegen diese in der Nähe zu be-
stehenden Stadtquartieren, kommt für die 
Überbrückung der temporären Nutzungs-
lücke auch der Einsatz von Zwischennut-
zungen in Frage, die über die Verpachtung 
als landwirtschaftliche Nutzfläche hinaus-
gehen. Am leichtesten lassen sich vergleich-
bare Zwischennutzungen wie Grabeland 
umsetzen, etwa für „Internationale Gär-
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ten“. Bei Stadtentwicklungsflächen können 

Zwischennutzungen auch strategisch zur 

Imagebildung der zukünftigen Quartiere 

eingesetzt werden.

Industrie-, Militär- und  
Infrastrukturbrachen

Industrie- und Militärbrachen sowie aufge-

lassene Infrastrukturflächen sind während 

der Nutzungsdauer für weite Teile der Bevöl-

kerung meist nicht zugänglich, so dass sie 

nicht zum erlebbaren Stadtraum vieler Bür-

gerinnen und Bürger gehören. Zwischennut-

zungen können hierbei ein Schlüssel sein, 

um die Areale zu öffnen. Problematisch sind 

die auf Vornutzungen optimierten Gebäude 

und Erschließungsanlagen, die Einschrän-

kungen in der Nutzungskonversion mit sich 

ziehen sowie eine hohe Wahrscheinlichkeit 

für Bodenbelastungen. 

Die planerische Entwicklung der meist groß-

en Areale ist in der Regel ein mehrjähriger 

Prozess und die Umsetzung erfolgt in Pha-

sen. Daher ist es zunächst empfehlenswert, 

ein Rahmenkonzept für mögliche Zwischen-

nutzungen zu erarbeiten. Bei diesem sollte 

sowohl auf die Verträglichkeit der möglichen 

Zwischennutzungen als auch auf die Mög-

lichkeit einer schrittweisen Überplanung des 

Areals geachtet werden. Da es insbesondere 

bei ehemaligen Kasernengeländen schnell 

zu einer Vielzahl an Einzelmietverhältnissen 

kommen kann, sollte überprüft werden, ob 

ein Generalmieter den Verwaltungsaufwand 

reduzieren kann.

Rückbauflächen im Geschosswohnungsbau

Bei Rückbauflächen in Großsiedlungen sollte 

auf Grundlage fundierter Gutachten un-

terschieden werden zwischen Flächen, die 

für eine spätere Bebauung mit Wohnungen 

oder Infrastruktureinrichtungen geeignet 

sind, und Flächen, bei denen auch langfri-

stig eine baulich Nachnutzung unrealistisch 

ist. Nur für Erstere sind Zwischennutzungen 

eine geeignete Option. 

Generell gilt, dass die befristet zu Verfügung 

stehenden Freiflächen insbesondere dann 

angenommen werden, wenn sich durch die 

Nutzung ein Mehrwert für die Anwohner er-

gibt. Geeignete Nutzungen sind daher etwa 

Grabeland oder Gewerbebetriebe, die die 

Arbeitsplatz- und Ausbildungsperspektive 

verbessern.

Baulücken

Der Nutzen einer temporären Gestaltung 
von innerstädtischen Baulücken liegt eben-
falls im Mehrwert für die Anwohner. In vielen 
Fällen hat sich eine Umnutzung als öffent-
liche Grünfläche oder als Spielplatz durch 
die Nähe zu den Wohnstandorten und die 
klare räumliche Begrenzung bei Baulücken 
bewährt. Gewerbliche Zwischennutzungen 
wie der häufig anzutreffende Gebrauchtwa-
genhändler sind eher im Hinblick auf gene-
rierbare Einnahmen attraktiv.

Ladenlokale und Kaufhäuser

Leerstehende Ladenlokale gehören zu den 
am häufigsten zwischengenutzten Objekten. 
Die Wiederansiedlung von Einzelhandel 
steht dabei meist nicht im Vordergrund, 
da die Leerstandsobjekte die gewandelten 
Standort- und Verkaufsflächenansprüche 
des Einzelhandels oft nicht mehr erfüllen 
können. Leerstehende Ladenlokale bieten 
aber vielfältige Nutzungsoptionen für lokale 
Initiativen oder die Existenzgründung jun-
ger Unternehmen. Bei leerstehenden Kauf-
häusern ergeben sich spezifische Anforde-
rungen aufgrund der Gebäudegröße und der 
stadträumlichen Ausstrahlungskraft.

Büro- und Verwaltungsgebäude

Büro- bzw. Verwaltungsgebäude bieten sich 
für eine weitergehende Büronutzung an, da 
sie hierfür aufgrund ihrer Grundrissgestal-
tung am besten geeignet sind. Möglich sind 
aber auch künstlerische oder soziale Zwi-
schennutzungen. Bei der Zwischennutzung 
eines größeren Gebäudekomplexes sollte 
ein Augenmerk darauf gelegt werden, dass 
durch die Clusterbildung von Zwischennut-
zern aus sich ergänzenden Branchen ein 
guter Beitrag zur Standortvorbereitung ge-
leistet werden kann.

Wohngebäude

Die Zwischennutzung von Wohngebäuden 
schließt oftmals temporäres Wohnen aus, 
da gerade in Städten mit hohem Wohnungs-
leerstand vermieden werden soll, einen wei-
teren konkurrierenden Wohnungsmarkt zu 
eröffnen. Hinzu kommt, dass Wohnnutzer 
höhere Nutzungsansprüche an den bau-
lichen Zustand eines Gebäudes haben als 
beispielsweise gewerbliche Nutzer. Daher 
finden sich in leerstehenden Wohngebäu-
den eher gewerbliche Nutzungen wie Büros 
oder Lagerräume, soziale Nutzungen oder 
Proberäume. In der Praxis finden sich aller-
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dings auch Wohnnutzer in Gewerbemietver-
hältnissen, die nicht selten von allen beteili-
gten Akteuren toleriert werden.

Besonderheiten verschiedener  
Eigentümerprofile

Ein entscheidender Vorteil für die Organi-
sation einer Zwischennutzung ist ein vor 
Ort erreichbarer Eigentümer, da gerade in 
der Anfangsphase verstärkter Kommuni-
kations- und Koordinationsbedarf besteht. 
Schwieriger wird es, wenn Eigentümer an 
einem anderen Ort oder gar im Ausland an-
sässig sind.

Eigentümerprofile

•  Einzeleigentümer
•  Eigentümergemeinschaften
•  Institutionelle Eigentümer
•  Kommunale Liegenschaften

Handlungszwang, so dass es schwieriger 
sein kann, die Eigentümer von den Vortei-
len einer Zwischennutzung zu überzeugen. 
Für Einzelpersonen oder lokale Initiativen 
auf der Nutzerseite ist es aufgrund der Un-
ternehmensstruktur oft nicht leicht, beim 
richtigen Ansprechpartner ihr Anliegen zu 
platzieren. Es sind aber gerade Immobili-
engesellschaften und Projektentwickler, die 
zunehmend Zwischennutzungen aktiv zur 
Standortvorbereitung einsetzen. Viele Im-
mobilien- oder Finanzunternehmen sind 
offen für temporäre Nutzungen, solange der 
Verwaltungsaufwand hierdurch nicht unnö-
tig hoch wird.

Kommunale Liegenschaften

Kommunen als Eigentümer haben einer-
seits ein Interesse, nicht genutzte Liegen-
schaften wieder neuen Nutzungen zuzu-
führen und maximale Renditen zu erzielen, 
andererseits stehen die Kommunen auch in 
der Pflicht, ihre Immobilien im Interesse der 
gesamtstädtischen Entwicklung einzuset-
zen. Häufig sind gerade Liegenschaftsämter 
aufgrund politischer Grundsatzbeschlüsse 
verpflichtet, bei der Abgabe von Immobilien 
festgelegte Erlöse zu erzielen. Erschwerend 
kommt hinzu, dass Zwischennutzungen für 
die kommunalen Verwaltungen in erster Li-
nie einen zusätzlichen Arbeitsaufwand be-
deuten und so manchmal nur ein geringes 
Interesse besteht, sich für Zwischennut-
zungen einzusetzen.

6.4	 Welche Zwischennutzungen 
kommen in Frage?

Die Palette an bekannten und denkbaren 
Zwischennutzungen ist breit, den folgenden 
Nutzungskategorien lassen sich jedoch die 
meisten Nutzungen zuordnen.

Gärten und Grabeland

Gärten und Grabelandnutzungen sind die im 
Rahmen von Bürgerbeteiligungsverfahren 
am häufigsten gewünschten Zwischennut-
zungen. Bewohner benötigen Freiflächen, 
die möglichst in der Nähe der Wohnquar-
tiere liegen. Gärtnerische Nutzungen er-
fordern gewisse Mindestvoraussetzungen 
bei der Bodenqualität. Es ist allerdings die 
hohe Identifikation der Gärtner mit „ihrem“ 
Garten zu berücksichtigen, was eine Been-
digung der Zwischennutzung erschwert. 
Daher bietet sich diese Nutzungsform vor 
allem an, wenn keine dauerhaft nutzbaren 
Flächenalternativen zur Verfügung stehen 

Einzeleigentümer

Für Einzeleigentümer kann gerade nach län-
geren Leerständen ihrer Immobilie die Idee, 
durch eine Zwischennutzung den Erhalt 
der Bausubstanz zu sichern, überzeugend 
wirken. Schwieriger wird es, wenn zunächst 
Investitionen getätigt werden müssen, 
etwa um die Wasser- und Stromversorgung 
wiederherzustellen oder einen baulichen 
Mindeststandard zu gewährleisten, da in 
manchen Fällen aufgrund langer Mietaus-
fälle und laufender Kosten die finanziellen 
Spielräume begrenzt sind. Allerdings kann 
eine Nutzungsanfrage auch unrealistische 
Renditeerwartungen nach sich ziehen.

Eigentümergemeinschaften

Für mehrere Personen als gemeinsame Ei-
gentümer (z. B. Erbengemeinschaften) gilt 
im Prinzip dasselbe wie für Einzelpersonen. 
Allerdings kann es vorkommen, dass die Be-
sitzverhältnisse innerhalb der Eigentümer-
gemeinschaft strittig sind, kein interner Ab-
stimmungsprozess möglich ist oder es kein 
vertretungsberechtigtes Mitglied gibt, so 
dass Absprachen mit Einzelpersonen nicht 
ausreichen.

Institutionelle Eigentümer

Institutionelle Eigentümer von Liegen-
schaften arbeiten oft nach anderen Kriterien 
als Privateigentümer. Zum einen spielen die 
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten 
leerstehender Immobilien eine größere 
Bedeutung, zum anderen ergibt sich aus 
einzelnen Leerständen kein notwendiger 
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und gleichzeitig nur ein geringer Nach-
nutzungs- und Verwertungsdruck für die 
Grundstücke besteht. Internationale Gärten 
können zusätzlich einen wertvollen Beitrag 
zur sozialen Integration leisten.

Öffentliche Grünflächen

Im Gegensatz zu gärtnerischen Nutzungen 
werden Herstellung und Unterhalt von öf-
fentlichen Grünflächen in der Regel von der 
Kommune übernommen. Eine Alternati-
ve bilden Pflegekonzepte durch Anwohner 
oder soziale Gruppen. Die Grünflächen kön-
nen zumindest zeitweilig dazu beitragen, 
bestehende lokale Grünflächendefizite zu 
beheben. Über Gestattungsvereinbarungen 
können auch private Grundstücke für eine 
öffentliche Nutzung zur Verfügung gestellt 
werden. Grünflächen mit Aufenthaltsfunk-
tionen sind aufgrund ihrer öffentlichen 
Bedeutung nur bei längerfristigen Nut-
zungsperspektiven zu empfehlen. Einfache 
Anpflanzungen oder Einsaaten können aber 
auch für eine kurzfristige Gestaltung von 
Flächenbrachen genutzt werden.

Sportanlagen (insbesondere Funsport)

Sportanlagen eignen sich sowohl für Gebäu-
de- als auch für Freiflächennutzungen. Für 
Indoor-Sport können z. B. größere Hallen 
genutzt werden. In der Praxis haben sich vor 
allem Fun- und Trendsportarten für Jugend-
liche als Zwischennutzung bewährt. Eine 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
in der Planungs- und Ausführungsphase 
verbessert die Nutzbarkeit der Anlagen und 
erhöht die Identifikation und damit auch die 
Bereitschaft zum Erhalt und zur Pflege. Be-
stimmte Sportnutzungen können auch für 
kurze Laufzeiten von nur einer Saison ge-
nutzt werden (z. B. Beachvolleyball).

Kunst und Kultur

Nutzungen aus den Bereichen Kunst oder 
Kultur sind sowohl für Gebäudenutzungen 
als auch für Freiflächen geeignet. Grund-
sätzlich ist zu unterscheiden zwischen Pro-
jekten, die auf eine öffentliche Präsentation 
abzielen, etwa Installationen, Konzerte oder 
Happenings, und Räumen, die zum Arbeiten 
genutzt werden, also Ateliers oder Proberäu-
me. Eine besondere Chance bei einer Förde-
rung von Nutzungen aus dem kulturellen 
oder künstlerischen Bereich kann in einer 
Auseinandersetzung mit dem Ort und dem 
Stadtentwicklungsprozess bestehen.

Gastronomie

Gastronomische Zwischennutzungen sind 
im Normalfall auf Laufkundschaft angewie-
sen, so dass die Zentralität der Standorte von 
entscheidender Bedeutung ist. Ausnahmen 
können besondere Orte sein, also etwa die 
Nutzung von Hafenstandorten durch Beach
clubs oder von Industriedenkmälern durch 
Themenrestaurants. Bei der Nutzung durch 
Diskotheken, Barbetriebe oder Konzert-
veranstalter sollten mögliche Konflikte mit 
Anwohnern berücksichtigt werden. Gastro-
nomische Betriebe haben auch bei tempo-
rären Projekten häufig hohe Investitionskos-
ten, um den Betrieb sicherzustellen und die 
öffentlichen Auflagen zu erfüllen. Hier gilt 
es, eindeutige vertragliche Regelungen im 
Hinblick auf eine mögliche Beendigung der 
Nutzung zu finden.

Büros und Läden

Befristete Verträge für Büro- und Ladennut-
zungen bieten bei günstigen Konditionen 
besondere Perspektiven für Existenzgrün-
der oder Betriebe der Kreativwirtschaft. Der 
besondere Charme temporärer Orte wird 
dabei von vielen Nutzern als Standortvorteil 
gewertet. Durch Clusterung der Zwischen-
nutzer können Agglomerationsvorteile ent-
stehen und unternehmerische Chancen ver-
bessert werden. Büros und Läden können 
Ankerpunkte für die dauerhafte Entwicklung 
eines Quartiers oder Gebäudes bilden.

Soziale Einrichtungen

Träger sozialer Einrichtungen wollen vor 
allem die Bewohner eines Quartiers oder be-
stimmte soziale Gruppen erreichen, so dass 
solche Nutzungsarten nur in räumlicher 
Nähe zu diesen Gruppen sinnvoll sind. Ein-
sparungen durch kostenlose oder günstige 
Überlassung von Räumen kommen den 
sozialen Einrichtungen zugute. Sozialträger 
nutzen sowohl Gebäude, etwa für Werkstät-
ten oder Bildungszwecke, als auch Garten-
land, z. B. für Integrationsarbeit.

Temporäres Wohnen

Wohnnutzungen gibt es offiziell relativ sel-
ten im Rahmen von Zwischennutzungen. 
Eine in Deutschland noch weitgehend un-
genutzte Option sind – abgesehen von Un-
terkünften für Flüchtlinge oder Bauarbeiter 
– temporäre Wohnanlagen in Containern, 
wie sie in den Niederlanden oder Großbri-
tannien bereits umgesetzt wurden. So bieten 
sich befristete Wohnlösungen zur Behebung 
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temporärer Engpässe als Studentenwohn-
heim oder für soziale Zwecke wie etwa als 
Notunterkunft für Straßenkinder an.

Gewerbliche Nutzungen

Gewerbliche Nutzungen umfassen eine 
große Bandbreite. Sie lassen sich grob in 
Nutzungen aus dem produzierenden bzw. 
handwerklichen Bereich und extensivere 
Nutzungen wie Parkraumbewirtschaftung 
oder Lager gliedern. Zwischennutzungen 
als Parkplätze oder Lagerflächen sind leicht 
umzusetzen und meist ohne größere Inves
titionen realisierbar. Sie sind aber immer 
mit einem gesteigerten Verkehrsaufkom-
men verbunden und daher nur auf sorgfäl-
tig ausgewählten Grundstücken sinnvoll. Es 
gibt inzwischen bundesweit tätige Unter-
nehmen, die sich auf den Betrieb von tem-
porären Parkplätzen spezialisiert haben. Bei 
gewerblichen Nutzungen sollte überprüft 
werden, ob ggf. der Störungsgrad zu Kon-
flikten mit Anwohnern führen kann.

werden, die sich nicht von selbst regeln oder 
bei denen ein öffentliches Interesse an einer 
Zwischennutzung besteht. Weiterhin wird 
beschrieben, wie Zwischennutzungen ent-
weder initiiert oder deren Erfolgsaussichten 
verbessert werden können.

Unterscheidung verschiedener  
Ausgangslagen

In der Anfangsphase einer Zwischennutzung 
lassen sich drei Szenarien in Abhängigkeit 
des initiativ werdenden Akteurs unterschei-
den. Es können sowohl Zwischennutzer oder 
Eigentümer als auch Akteure der Stadtent-
wicklung eine Zwischennutzung initiieren.

Szenario A: Nutzer sucht Eigentümer

Potenzielle Nutzer haben Interesse an einer 
offensichtlich ungenutzten Immobilie. Ist 
der Eigentümer nicht bekannt, können sie 
an die öffentliche Verwaltung eine Anfrage 
nach dem Eigentümer stellen. Die Kommu-
ne hat Zugriff auf die Eigentümerdaten und 
kann daher vermittelnd tätig werden.

Szenario B: Eigentümer sucht Nutzer

Ausgehend von einer bestimmten, momen-
tan nicht zu vermietenden Immobilie sucht 
der Eigentümer – das kann auch die städ-
tische Liegenschaft sein – nach einer pas-
senden Zwischennutzung.

Szenario C: Stadtentwickler sucht  
Eigentümer und Nutzer

Im Rahmen der städtebaulichen Entwick-
lung spielen Zwischennutzungen als bele-
bendes Element und Imagewandler eine zu-
nehmende Rolle. Hier gilt es für die Akteure 
der Stadtentwicklung, also etwa Stadtpla-
nungsämter, Entwicklungsgesellschaften, 
Quartiersmanager oder private Initiativen, 
sowohl die Eigentümer von Flächen oder 
Gebäuden zu gewinnen, als auch passende 
Zwischennutzer zu finden.

Vermittlungsarbeit

Um Zwischennutzungen zu ermöglichen, 
können Vermittlungstätigkeiten erforderlich 
sein. In den meisten Fällen sind nicht alle der 
in diesem Kapitel beschriebenen Schritte er-
forderlich, dennoch soll die Übersicht auf ei-
nen möglicherweise erforderlichen Aufwand 
hinweisen und gleichzeitig Anregungen für 
eine erfolgreiche Vermittlungsarbeit geben.

Beispiele für Zwischennutzungen

•  Gärten und Grabeland: 
Interkulturelle und Internationale Gärten, 
Mietergärten

•  Öffentliche Grünflächen: 
Parks, Naturerlebnisräume, Spielplätze

•  Sportanlagen (insbesondere Funsport): 
Ballsportanlagen, Skateareas, Dirtbiking, 
Übungsräume

•  Kunst und Kultur: 
Ausstellungen, Galerien, Theater, Installationen, 
Ateliers, Proberäume

•  Gastronomie: 
Biergärten, Cafés, Restaurants, Strandbars, 
Diskotheken

•  Büros und Läden: 
Start-ups, Non-Profit-Projekte, Einzelhandel

•  Soziale Einrichtungen: 
Jugendclubs, Kindergruppen, Altentreffs,  
soziale und karitative Initiativen

•  Temporäres Wohnen: 
Studentenwohnheime, soziale Wohnprojekte, 
Zeltplätze

•  Gewerbliche Nutzungen 
Parkplätze, Lager, Märkte, Gründerzentren, 
Handwerk

6.5	 Wie initiiert man  
Zwischennutzungen?

In vielen Fällen werden Zwischennutzungen 
in direkter Absprache zwischen Eigentümer 
und Nutzer ohne eine Beteiligung von Drit-
ten organisiert. Die Verhandlung von Ver-
trägen unterscheidet sich häufig nicht von 
normalen Verfahren. Nachfolgend sollen 
vor allem Lösungswege für Fälle aufgezeigt 
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Vermittlungsarbeit

•  Kontaktherstellung
•  Vermittlung zwischen Nutzer und Eigentümer
•  Beratung bei Klärung der Rahmenbedingungen
•  Unterstützung im Genehmigungs- und Organi-

sationsprozess
•  Vermittlung in die lokalen Gremien und Öffent-

lichkeitsarbeit
•  Pflege eines Immobilienkatasters, Vermittlung 

von Räumen und Standorten
•  Beratung bei der Finanzierung und Vertrags

gestaltung
•  Unterstützung bei der Organisation von Veran-

staltungen
•  Beratung bei der Akquisition von Fördermitteln
•  Betreuung von Sponsoren und Ehrenamtlichen

an den Zwischennutzer übertragen wer-
den. Zwischen dem Eigentümer und den 
Zwischennutzern gilt es, Hürden zu über-
winden, da ihre Interessen hinsichtlich 
der Verteilung von Rechten und Pflichten 
nicht immer deckungsgleich sind: Verträge 
müssen geschlossen, Versicherungsfragen 
geklärt, die Finanzierung besprochen und 
Vertrauen aufgebaut werden. In den meis
ten Fällen haben weder Eigentümer noch 
Nutzer Erfahrungen mit den besonderen 
Bedingungen von Zwischennutzungen. An 
dieser Stelle ist ein Angebot von Beratungs-
leistungen hilfreich, um mögliche Konflikte 
zu vermeiden.

Unterstützung im Genehmigungs- und 
Organisationsprozess

Vielen Zwischennutzern fehlt es an Pro-
jekterfahrungen. Um die Erfolgschancen 
von Zwischennutzungen zu erhöhen, kann 
daher eine Unterstützung der Nutzer in der 
Anfangsphase entscheidend für die Umset-
zung und den Bestand der Projekte sein. 
Weiterhin stellt eine Vermittlung in die be-
teiligten Genehmigungsbehörden (Bauord-
nung, Ordnungsamt, Gewerbeaufsicht etc.) 
und zu weiteren Trägern öffentlicher Aufga-
ben (Stadtwerke, Straßenmeisterei, Bauhof 
etc.) bei der Umsetzung eines Projektes eine 
große Hilfe dar.

Vermittlung in die lokalen Gremien und 
Öffentlichkeitsarbeit

Für eine positive öffentliche und politische 
Diskussion über einzelne Projekte sowie de-
ren Ausgestaltung und Unterstützung emp-
fiehlt sich eine frühzeitige Information und 
Beteiligung der Lokalpolitik und involvierter 
Kammern und Verbände. Ist darüber hinaus 
von Seiten der Kommune ein strategischer 
Einsatz von Zwischennutzungen vorgese-
hen, sollte das jeweilige Vorhaben zusam-
men mit den zuständigen Personen aus 
dem Stadtentwicklungs-, Wohnungs- oder 
Wirtschaftsressort am Gesamtziel gemes-
sen und bewertet werden. Je nach Größe des 
Projektes kann ein weitergehendes Marke-
ting über Postkarten, Flyer, Plakate, Events, 
Wettbewerbe („Biete Fläche, suche die beste 
Idee“) sinnvoll sein. Im Idealfall wecken die 
Kampagnen das Interesse lokaler Medien 
wie Zeitungen, Lokalfunk oder -fernsehen. 
Wird eine Auftaktaktion gestartet, ist auch 
Wert auf eine gesicherte Verfahrensbeglei-
tung zu legen, um sich nicht öffentlicher 
Kritik auszusetzen.

Kontaktherstellung

Bei der Etablierung von Zwischennut-
zungen stehen sich unterschiedliche Ak-
teursgruppen gegenüber. Dies sind zum 
einen die Zwischennutzer: Einzelpersonen, 
Vereine, Kleinunternehmen und Nachbar-
schaften. Demgegenüber stehen die Immo-
bilieneigentümer: Liegenschaftsämter, Ent-
wicklungsgesellschaften, Privatpersonen, 
Erbengemeinschaften, aber auch Immobili-
engesellschaften und -fonds sowie Banken. 
Schon die Kontaktherstellung kann sich als 
problematisch erweisen. Für einen poten-
ziellen Zwischennutzer, z. B. einen Künstler 
oder einen Bürgerverein, ist es nicht ohne 
Weiteres möglich, mit einer großen Immo-
biliengesellschaft oder einem Investment-
fonds Kontakt aufzunehmen und für sein 
Anliegen um Verständnis zu werben. Hier 
kann ein vermittelnder Akteur oder eine 
Einbettung in ein Rahmenkonzept hilfreich 
sein. 

Wenn die Eigentumsverhältnisse einer Lie-
genschaft nicht öffentlich bekannt sind, 
können einzig die Kommunen den Erstkon-
takt zum Eigentümer herstellen. Aus Daten-
schutzgründen sind die Liegenschaftsämter 
nicht berechtigt sind, Dritten über die Ei-
gentumsverhältnisse von Flurstücken oder 
Immobilien Auskunft zu geben.

Vermittlung zwischen Nutzer und  
Eigentümer

Zwischennutzer suchen günstige und kurz-
fristig zur Verfügung stehende Flächen oder 
Gebäude, in denen sie flexibel und mit we-
nigen bürokratischen Auflagen ihre Ideen 
umsetzen können. Die Eigentümer möch-
ten wenig Aufwand mit ihrer Immobilien-
verwaltung haben, Vandalismus und Ver-
wahrlosung verhindern sowie Pacht- und 
Mieteinnahmen erzielen. Kosten für die 
Gebäudesicherung sollen eingespart bzw. 
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Begleitung nach dem Start der  
Zwischennutzung

Auch nach einem erfolgreichen Start eines 
Zwischennutzungsprojektes kann eine 
weitere Begleitung der Zwischennutzer 
empfehlenswert sein. Bei größeren Pro-
jekten können beispielweise regelmäßige 
Abstimmungsrunden mit Zwischennut-
zern, Eigentümer bzw. Verwalter und ggf. 
Behörden organisiert werden. Aufkeimende 
Problemkonstellationen wie nachbarschaft-
liche Streitigkeiten, finanzielle Schieflagen, 
personelle Umstrukturierungen oder Ziel-
verfehlungen des Projektes können so zu 
einem Zeitpunkt erkannt werden, an dem 
ein Eingreifen noch mit überschaubarem 
Mittelaufwand möglich ist. Auch können die 
Zwischennutzer über den aktuellen Stand 
der voraussichtlichen Nutzungsbeendigung 
informiert werden. Sollte sich eine geplante 
Nachnutzung nicht umsetzen lassen, sind 
die Möglichkeiten zur Verstetigung des Pro-
jektes im Rahmen „normaler“ Mietverträ-
ge zu prüfen. Sollte eine Verlängerung der 
Zwischennutzung nicht möglich sein, sind 
rechtzeitig Alternativstandorte zu suchen 
und die Vorbereitungen für die fristgerechte 
Räumung sicherzustellen.

Vermittelnde Akteure und Kümmerer

In der Vergangenheit kamen Zwischennut-
zungen ausschließlich durch einen bilate-
ralen Aushandlungsprozess zwischen Eigen-
tümer und Nutzer zustande. Durch einen 
zunehmend strategischen Einsatz im Rah-

men der Stadtentwicklung ist eine gewisse 
Professionalisierung bei der Initiierung von 
Zwischennutzungen zu beobachten. Sowohl 
die zielgruppenorientierte Ansprache von 
Multiplikatoren als auch eine entsprechende 
Öffentlichkeitsarbeit sind in hohem Maße 
zeitaufwendig, kostenintensiv und bedürfen 
einer besonderen Qualifikation der durch-
führenden Personen. Da die Beauftragungs-
kosten von Maklern mit den zu erzielenden 
Erlösen in der Regel nicht in Einklang zu 
bringen sind, scheiden diese im Rahmen ih-
rer üblichen Tätigkeit für die Erbringung der 
oben aufgezählten Leistungen aus.

Erforderliches Qualifikationsprofil

Wichtig ist es, sich über die erforderlichen 
Qualifikationen im Klaren zu sein, die eine 
Anlaufstelle für Zwischennutzung haben 
sollte: Praxis in Projektmanagement und 
Verfahrensorganisation, Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit mit öffentlichen Behör-
den, Verständnis für kommunale Zusam-
menhänge, Einblick in die Funktionsweisen 
öffentlicher und politischer Willensbildung, 
Know-how im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 
und Projektmarketing sowie hohe Sozial- 
und Kommunikationskompetenz sind für 
die erfolgreiche Tätigkeit einer Koordina-
tionsstelle bzw. Zwischennutzungsagentur 
erforderlich. Weitergehende Kenntnisse in 
den Bereichen Vertrags- und Baurecht sind 
ebenfalls vorteilhaft. Die stark moderative 
Position benötigt ein verbindliches, dem 
jeweiligen Gegenüber angepasstes Auftre-
ten. Generell kann man vier verschiedene 

Abbildung 2
Hürden für Zwischennutzer und Eigentümer

Quelle:  BPW baumgart+partner
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Modelle der Steuerung von Zwischennut-
zungen im Rahmen von Stadtentwicklungs-
prozessen unterscheiden.

Kommunale Koordinationsstelle

Wesentliche Vorteile kommunaler Dienst-
stellen sind die direkten Zugriffsrechte auf 
Eigentümerdaten, kurze Wege für verwal-
tungsinterne Abstimmungsprozesse, die Zu-
ständigkeit für stadteigene Liegenschaften 
und die genauen Kenntnisse der öffentlich-
rechtlichen Genehmigungsverfahren. Die 
Kommune kann dabei sowohl Initiator als 
auch Vermittler von Zwischennutzungen 
sein. Im Idealfall hat die Verwaltung ein 
Brachflächen- oder Leerstandskataster auf-
gebaut, in dem geeignete Immobilien und 
ihre individuellen Besonderheiten gelistet 
sind. Häufig laufen Steuerungsprozesse für 
Zwischennutzungen in den Stadtplanungs- 
oder Grünflächenämtern zusammen, in ei-
nigen Städten wurden spezielle Projektgrup-
pen oder Planstellen geschaffen. Aufgrund 
des hohen Organisationsaufwandes bei der 
Initiierung von Zwischennutzungsprojekten 
ist die Frage zu klären, ob die Wahrnehmung 
der Vermittlungstätigkeiten durch die öf-
fentliche Hand zusätzlich zu den primären 
Aufgaben realisierbar sind.

Lokale Koordinationsstelle

Eine Organisation von Zwischennutzungen 
auf Quartiersebene bietet sich vor allem 
aufgrund der guten Kenntnisse der loka-
len Gegebenheiten an. Ein regelmäßig be-
setztes Stadtteilbüro erlaubt einen nied-
rigschwelligen Zugang für Akteure. Durch 
die Einbindung in Sanierungsprogramme 
kann der Zugriff auf Fördermittel einen be-
sonderen Anreiz für Eigentümer darstellen. 
Als besonders erfolgreich haben sich lokale 
Koordinationsstellen erwiesen, wenn sie 
Teil einer effizienten und hochqualifizierten 
Verwaltungseinheit sind, die große Stadtent-
wicklungsprojekte weitgehend eigenständig 
abwickelt und über ausreichende finanzielle 
Spielräume verfügt. Es ist zu prüfen, ob die 
Kapazitäten für die Vermittlungstätigkeit zu-
sätzlich zu den Routineaufgaben der lokalen 
Koordinierungsstellen ausreichen.

Externer Dienstleister

Ein relativ neues Phänomen ist die Vermitt-
lungstätigkeit durch private Dienstleister. 
Dies können sowohl spezialisierte Büros wie 
die Zwischennutzungsagenturen in Berlin 
oder Wuppertal sein, aber auch Architek-

tur-, Planungs- oder Kommunikationsbüros. 
Für externe Dienstleister spricht das qua-
lifizierte Fachpersonal mit einer flexiblen 
und informellen Arbeitsweise. Als externe 
Vermittlungsstelle stehen sie zwischen der 
öffentlichen Verwaltung, den Eigentümern 
und den Zwischennutzern und können so 
eine vorbehaltlose und neutrale Würdigung 
aller Akteurspositionen gewährleisten. Die 
Akzeptanz externer Dienstleister als Ver-
mittler gegenüber Immobilienbesitzern ist 
hoch. Durch die externe Vergabe der Ver-
mittlungsaufgaben ergibt sich eine hohe Ko-
stentransparenz, da alle relevanten Posten 
einzeln abgerechnet werden können. Die 
Finanzierung der Dienstleistungen erfolgt 
in der Regel aus dem städtischen Haushalt 
oder über Fördermittel. Nachteilig wirkt sich 
aus, dass das gesammelte Know-how außer-
halb der öffentlichen Verwaltung bleibt. Die 
externen Vermittler hingegen haben keinen 
direkten Zugriff auf administrative Prozesse 
und sind daher immer auf die Mitarbeit der 
Verwaltung angewiesen. Weiterhin besteht 
die Gefahr, dass nach dem Ende der Auf-
tragszeit das gebildete Netzwerk wegbricht, 
da es personell und institutionell eng mit 
dem externen Büro verflochten ist.

Ehrenamtliche Initiative

Ehrenamtliche Initiativen zeichnen sich in 
der Regel durch hohe Motivation und per-
sönliches Engagement aus. Sie sind unab-
hängig von wirtschaftlichen Interessen und 
können abseits von etablierten Strukturen 
agieren. Um eine ausreichende Akzeptanz 
bei Immobilieneigentümern sicherzustel-
len, ist ein gewisser Formalisierungsgrad 
und die Unterstützung durch die Stadtver-
waltung erforderlich. Problematisch sind 
die Belastungsgrenzen des ehrenamtlichen 
Engagements, da ohne die Professionalisie-
rung der Vermittlung der Erfolg in hohem 
Maße von der Einsatzbereitschaft Einzel-
ner abhängt. Da ehrenamtliche Initiativen 
außerhalb des kommunalen Einflusses ste-
hen, kann es sinnvoll sein, im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit der Stadt „Spielregeln“ 
zu vereinbaren. Ehrenamtliche Initiativen 
lassen sich nicht „von oben“ initiieren, die 
Kommune muss sich daher auf die Unter-
stützung und Motivation lokaler Akteure 
beschränken. Mögliche Akteurskreise sind 
Agenda21-Gruppen, die örtliche Architek-
tenkammer, Planer- oder Fachverbände und 
Vereine.

Handlungsempfehlungen
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6.6	 Welche öffentlich-rechtlichen 
Anforderungen sind zu  
beachten? 

Die öffentlich-rechtlichen Anforderungen, 
die bei der Genehmigung von Zwischen-
nutzungen zu beachten sind, umfassen ins-
besondere die planungsrechtliche und die 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit. In Ab-
hängigkeit von der Art der Zwischennutzung 
sind gegebenenfalls noch weitere Anforde-
rungen zu beachten.

Die Art der öffentlich-rechtlichen Anforde-
rungen, die bei der temporären Nutzung 
eines leerstehenden Gebäudes oder einer 
Brachfläche zu berücksichtigen sind, haben 
nicht nur Einfluss auf die Realisierbarkeit 
von Vorhaben, sondern auch auf den dazu 
erforderlichen Organisationsaufwand. 

Für Zwischennutzer und Eigentümer stel-
len aufgrund der kurzen Nutzungsspanne 
ihrer Vorhaben und den in aller Regel nicht 
vorhandenen oder nur in geringem Umfang 
zu erwartenden finanziellen Profiten schon 
einfache Genehmigungsverfahren oder 
Behördengänge Hürden dar, die durch for-
mulierte Anforderungen aus Bau- und Bau-
nebenrecht oder aus sonstigen Rechtsberei-
chen mitunter nicht niedriger werden.

Planungsrechtliche Zulässigkeit

Die planungsrechtliche Zulässigkeit einer 
Zwischennutzung wird, wie bei jedem bau-
lichen Vorhaben mit bodenrechtlicher Rele-
vanz, durch das geltende Bauplanungsrecht 
bestimmt. Besteht ein Bebauungsplan, so 
sind dessen Festsetzungen maßgeblich. Bei 
Gebieten ohne Bebauungsplan müssen sich 
die Vorhaben nach Art und Maß der bau-
lichen Nutzung in die Umgebung einfügen. 
Im Folgenden wird insbesondere auf die 
Berücksichtigung von Zwischennutzungen 
bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
durch das Baurecht auf Zeit sowie die Be-
freiung von bauplanungsrechtlichen Fest-
setzungen eingegangen. Abbildung 3 auf 
Seite 129 veranschaulicht die verschiedenen 
Fälle.

Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Mit dem § 9 Abs. 2 BauGB besteht die Mög-
lichkeit, befristete oder nur bedingt zulässige 
Nutzungen im Bebauungsplan zu regeln. 
Die Folgenutzung soll mit festgesetzt wer-
den. Auf diese Weise ist planungsrechtlich 
ein vollständig geordnetes Verfahren für die 
Eröffnung von Zwischennutzungen möglich. 
Durch die Einführung des beschleunigten 
Verfahrens (§ 13a BauGB) für Bebauungs-

Vermittler Pro Contra

Kommunale Koordinationsstelle 
z. B. Planungsamt, Grünflächenamt, 
Entwicklungsgesellschaft

•  Zugriff auf Eigentümerdaten
•  Direkte Abstimmungsmöglich-

keiten mit anderen Verwaltungs-
stellen, Genehmigungsbehörden 
und der Politik

•  Möglichkeit der strategischen 
Vorbereitung von Zwischen-
nutzungen durch Brachflächen
kataster etc.

•  Vorbehalte und Schwellenängste 
bei potenziellen Nutzern

•  Begrenzte personelle Kapazitäten
•  Tendenz zur Benachteiligung 

ungewöhnlicher Projekte

Lokale Koordinationsstelle 
z. B. Quartiersmanager,  
Sanierungsstelle

•  Gute Kenntnisse von lokalen 
Akteuren und Umfeld

•  Administrative Vernetzung mit 
den lokalen Stellen

•  Finanzierung über Fördermittel
•  Beteiligung von Bürgern
•  Niederschwellige Ansprache

•  Spezifisches Know-how (Ver-
tragsrecht, Marketing, Förde-
rung) oft nicht vorhanden

•  Vermittlung von Zwischennutzung 
nicht Hauptaufgabe 

•  Begrenzte Kapazitäten

Externer Dienstleister 
z. B. Zwischennutzungsagentur, 
Planungsbüro

•  Einsatz speziell qualifizierten 
Personals

•  Vorbehaltlosigkeit und Neutralität
•  Flexibles und informelles Arbeiten
•  Kostentransparenz

•  Kein direktes Einleiten der 
notwendigen administrativen 
Prozesse möglich

•  Know-how bleibt außerhalb der 
öffentlichen Verwaltung

•  Verlust des Netzwerks bei Auf-
tragsende

Ehrenamtliche Initiative 
z. B. Verein, Anwohner

•  Viel Motivation und Engagement
•  Unabhängigkeit von wirtschaft-

lichen Interessen
•  Kostengünstige Dienstleistung
•  Erleichterung von Sponsoring

•  Belastungsgrenzen des ehren-
amtlichen Engagements

•  Abhängigkeit von engagierten 
Einzelpersonen

•  Außerhalb des kommunalen 
Einflusses

Tabelle 11
Akteurskonstellationen für die Vermittlung von Zwischennutzungen

Quelle: 	 BPW baumgart+partner
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pläne der Innenentwicklung können Be-
bauungspläne für bestimmte Flächen sehr 
zügig ohne formalisierte Umweltprüfung 
aufgestellt werden. In der Praxis kommt das 
Baurecht auf Zeit jedoch relativ selten zur 
Anwendung, weil das Verfahren eigentlich 
nur dann sinnvoll anzuwenden ist, wenn 
man bereits bei der Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes die Art der Zwischennutzung 
kennt. Ist dies nicht der Fall, so erfordert die 
Anwendung des Baurechts auf Zeit z. B. ge-
genüber dem Werkzeug der Befreiung einen 
verfahrensmäßigen und zeitlichen Mehrauf-
wand, der in der Regel nicht vertretbar ist.

Bauplanungsrechtliche Befreiung

Zeitlich klar begrenzte Zwischennutzungen, 
nach deren Beendigung aller Voraussicht 
nach der ursprüngliche Zustand wiederher-
gestellt werden kann und die während ihrer 
Laufzeit das städtebauliche Umfeld nicht 
unwiederbringlich verändern, gelten als 
städtebaulich vertretbar und können über 
eine Befreiung (§ 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) pla-
nungsrechtlich zugelassen werden. Dies ist 
dann möglich, wenn die Zwischennutzung 
auch der abwägungsgerechte Gegenstand 
eines Bebauungsplans sein könnte. Die 
Grundzüge der Planung dürfen dabei nicht 
berührt werden, d.h. die Festsetzungen des 
Bebauungsplans dürfen nur zeitweilig in den 
Hintergrund treten, ohne ihre Geltungskraft 
zu verlieren. Wenn allerdings absehbar ist, 
dass die festgesetzten Planungsziele nicht 
mehr umgesetzt werden und die Zwischen-
nutzung nur eine Zwischenstation auf dem 
Weg zu einer gänzlichen Neuordnung ist, 
dann ist die Befreiung nicht möglich. Viel-
mehr müsste dann über eine befristete Fest-
setzung im Bebauungsplan förmlich geplant 
werden. In der Praxis ist die bauplanungs-
rechtliche Befreiung oftmals der beste Weg, 
um eine Zwischennutzung zu genehmigen.

Städtebaulicher Vertrag

Städtebauliche Verträge sind öffentlich-
rechtliche Vereinbarungen und dienen der 
Erfüllung städtebaulicher Aufgaben. Die 
Verträge werden zwischen den Kommunen 
und den Grundstückseigentümern bzw.  
-nutzern geschlossen. In ihnen können, 
ähnlich wie in Bebauungsplänen, temporä-
re Nutzungen festgelegt werden. Es ist zuläs-
sig, die Grundstücksnutzungen zu befristen 
oder an bestimmte Bedingungen zu knüpfen 
(§ 11 BauGB). Mit städtebaulichen Verträgen 
können somit quasi Festsetzungen getroffen 
werden, ohne ein Bebauungsplanverfahren 

durchzuführen. Die Eigentumsverhältnisse 
bleiben hiervon unberührt. Der städtebau-
liche Vertrag umfasst jedoch nicht die bau-
ordnungsrechtliche oder fachrechtliche Ge-
nehmigung der Zwischennutzung.

Bauordnungsrechtliche Zulässigkeit

Die wesentliche Funktion des Bauordnungs-
rechts ist die Gefahrenabwehr. Es regelt z. B. 
Anforderungen an die Standsicherheit von 
Gebäuden, an die Beschaffenheit von Bau-
materialien oder an den baulichen Brand-
schutz. In den meisten Fällen ist eine An-
zeige des Bauvorhabens bei der zuständigen 
Behörde ausreichend. Beim Anzeigeverfah-
ren trägt, wie bei der Genehmigungsfreiheit, 
der Bauherr die Verantwortung, dass alle ge-
setzlichen Vorschriften eingehalten werden. 
Sollte eine Baugenehmigung erforderlich 
sein, ist zu beachten, dass der Bauantrag nur 
durch Bauvorlageberechtigte erstellt werden 
darf. Dies kann für den Antragsteller bei klei-
nen Projekten zu Aufwand und Kosten füh-
ren. Nachstehend wird eine Übersicht über 
die wichtigsten Anforderungen gegeben.

Bauordnungsrechtliche Zulässigkeit

•  Bauliche Sicherheit
•  Brandschutz
•  Stellplatznachweis
•  Verfahrensrechtliche Anforderungen des Bau-

ordnungsrechts
•  Erforderlichkeit einer Baugenehmigung
•  Sonderregelungen für „Fliegende Bauten“
•  Duldung
•  Berücksichtigung von Sicherheitsleistungen
•  Bauordnungsrechtliche Befreiung

Bauliche Sicherheit

Die Sicherheit baulicher Anlagen ist auch 
für Zwischennutzungen eine Grundvor
aussetzung. Allerdings ist es für Zwischen-
nutzungen oft nicht möglich, die Gebäude 
vorher vollständig instand zu setzen. Daher 
ist es sinnvoll, mit der Baugenehmigungs-
behörde frühzeitig zu klären, welche Nut-
zungen zugelassen werden können, um eine 
einvernehmliche und pragmatische Lösung 
für die Gebäudesicherheit zu finden. Ansät-
ze sind z. B. die Einschränkung der Nutzung 
bestimmter Gebäudeteile oder eine be-
grenzte Nachrüstung des Gebäudes.

Brandschutz

Höhere Brandschutzanforderungen sind vor 
allem bei Gebäuden mit Publikumsverkehr 
und generell bei größeren Gebäuden zu be-
achten. Insbesondere die Zahlungen für 
die Brandkasse oder die vorgeschriebenen 
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Notausgänge können zu Problemen bei Zwi-
schennutzungen führen. Aber auch beim 
Brandschutz sind flexible Lösungen mög-
lich, z. B. durch zusätzliche Rettungswege 
über hinreichend brand-, nutzungs- und 
standsichere Baugerüste. Hier empfiehlt 
sich eine frühzeitige Abstimmung mit den 
Behörden.

Stellplatznachweis

Eine ausreichende Zahl an Stellplätzen in der 
Umgebung erleichtert Zwischennutzungen 
mit hoher Besucherzahl oder vielen Nutzern. 
Fehlt ein ausreichendes Stellplatzangebot, 
kann dieses in den seltensten Fällen für eine 
temporäre Nutzung hergestellt werden. Die 
Zahlung von Ablösebeträgen zur Befreiung 
von der Stellplatzpflicht ist jedoch bei Zwi-
schennutzungen zumeist nicht leistbar, so 
dass zu prüfen ist, ob die Kommune bzw. die 
Bauaufsichtsbehörde die Möglichkeit hat, 
mit einer Ermessensentscheidung auf die 
Zahlung zu verzichten oder ggf. nur eine an 
Art und Umfang der Zwischennutzung an-
gepasste Teilsumme zu fordern.

Verfahrensrechtliche Anforderungen des 
Bauordnungsrechts

Bei der bauordnungsrechtlichen Zulässig-
keit einer Zwischennutzung ist neben den 
materiell-rechtlichen Anforderungen die 
verfahrensrechtliche Frage entscheidend, ob 
für die Durchführung der Nutzung eine Bau-
genehmigung erforderlich ist oder nicht. Für 
sogenannte „Fliegende Bauten“ gelten dabei 
Sonderregelungen. Weiterhin soll nachfol-
gend auf die Besonderheiten bei der Geneh-
migung von Zwischennutzungen sowie auf 
die Möglichkeiten einer bauordnungsrecht-
lichen Befreiung von Anforderungen einge-
gangen werden.

Erforderlichkeit einer Baugenehmigung

Grundsätzlich gilt im Bauordnungsrecht, 
dass die Errichtung, Änderung, Nutzungs-
änderung und der Abbruch von baulichen 
Anlagen einer Genehmigung bedürfen. Für 
verschiedene Vorhaben gelten jedoch Frei-
stellungen oder vereinfachte Verfahren. Vier 
Typen baulicher Anlagen können im Grund-
satz unterschieden werden:

genehmigungsfreie Anlagen

anzeigepflichtige Anlagen 
(Genehmigungsfreistellungsverfahren)

Anlagen, die einer vereinfachten  
Genehmigungspflicht unterliegen

•

•

•

umfassend genehmigungspflichtige 
Anlagen

Welche Anlagen welchem Typus zuzuord-
nen sind, ist in jeder Landesbauordnung 
unterschiedlich geregelt.

Sonderregelungen für „Fliegende Bauten“

„Fliegende Bauten“ sind bauliche Anlagen, 
die dazu geeignet sind, wiederholt aufge-
stellt und zerlegt zu werden, also z. B. Ka-
russells und andere Fahrgeschäfte, Tribü-
nen, Buden, Zelte oder Wagen, die zeitweilig 
ortsfest benutzt werden. Für die Aufstellung 
eines Fliegenden Baus gelten in den Landes-
bauordnungen Sonderregelungen, so dass 
keine Baugenehmigung erforderlich ist. Es 
ist ausreichend, eine Aufbaugenehmigung 
einzuholen, in der lediglich die Sicherheit 
und Standfestigkeit der Anlage an ihrem 
Aufstellungsort durch die Bauaufsicht über-
prüft wird. In einigen Fällen ist sogar diese 
Überprüfung nicht erforderlich.

Duldung

Die Genehmigungsbehörden können an 
sich rechtswidrige Nutzungen für eine ge-
wisse Zeit dulden. Die Duldung liegt im 
pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. 
Hierbei kann die Duldung in Form eines Ver-
waltungsaktes (Duldungsverfügung) oder  
aber stillschweigend erfolgen. Bei länger 
dauernden formellen Duldungen (ab meh-
reren Jahren) kann für die Zwischennutzer 
ein Vertrauensschutz entstehen, der zur 
Selbstbindung der Verwaltung führt. Die 
Duldung der Zwischennutzung kann dann 
nicht ohne Weiteres von Seiten der Verwal-
tung beendet werden. Demgegenüber muss 
eine stillschweigende Duldung nachweislich 
bewusst erfolgen. Ein bloßes Nichtwissen 
der Genehmigungsbehörde führt nicht zum 
Vertrauensschutz. Es ist weiterhin möglich, 
einen Duldungsvertrag zwischen Geneh-
migungsbehörde und Zwischennutzer zu 
schließen, in dem etwa auch Sicherheitslei-
stungen vereinbart werden können.

Berücksichtigung von Sicherheitsleistungen

Bei der Genehmigung von Zwischennut-
zungen sollte darauf geachtet werden, dass 
Regelungen für die Durchführung einer 
Räumung und die Übernahme der damit 
verbundenen Kosten getroffen werden. Je 
länger eine Zwischennutzung dauern soll, 
desto teurer wird eine solche Sicherheits-
leistung – was wiederum ihre Durchsetzung 
schwierig werden lässt. Rechtlich kann die 

•
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Abbildung 3
Baurechtliche Beurteilung von Zwischennutzungen

Quelle:  BPW baumgart+partner
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Sicherheitsleistung z. B. als Bedingung im 
Rahmen einer Baugenehmigung durchge-
setzt werden, die im Ermessen der Bauge-
nehmigungsbehörde steht (also insbeson-
dere im Kontext von Befreiungen), oder 
auch durch einen städtebaulichen Vertrag 
im Vorfeld der Aufstellung eines Bebauungs-
plans mit dem die Zwischennutzung legali-
siert wird.

Bauordnungsrechtliche Befreiung

In der Gesamtschau der Gesetze der Län-
der ist den bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften zu entnehmen, dass die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung, insbesondere 
Leben, Gesundheit und die natürlichen Le-
bensgrundlagen, durch eine Befreiung kei-
nesfalls gefährdet werden dürfen. Die In-
strumente und Methoden, mit denen dieser 
Schutz gewährleistet werden soll, sind im 
Einzelfall Gegenstand von Ermessensent-
scheidungen. Es kommt bei den Befreiungen 
auf das Ergebnis an, nicht auf die Einhaltung 
jeder generalisierenden Einzelvorschrift. Auf 
Sicherheit und Ordnung darf nicht verzich-
tet werden, sie sind jedoch möglicherweise 
auch anders herzustellen, als es für den Re-
gelfall vorgesehen und vorgeschrieben ist. 
Aus diesem Grund sind bei Zwischennut-
zungen, die von ihrer Natur nicht auf lang-
fristige Nutzungszeiträume angelegt sind, 
auch behelfsmäßige Lösungen denkbar.

Weitere öffentlich-rechtliche  
Anforderungen

Weitere öffentlich-rechtliche Anforderungen

•  Altlasten
•  Fachplanungsrecht
•  Ausgleichspflicht und Baumschutz
•  Denkmalschutz
•  Gewerberecht
•  Gesundheits- und Gaststättenrecht
•  Sonstige öffentlich-rechtliche Anforderungen

Fachplanungsrecht

Bei speziell gewidmeten Flächen wie etwa 
Eisenbahn-, Hafen- oder Verkehrsflächen 
sind im Normalfall Genehmigungen der je-
weiligen Fachbehörde einzuholen oder es 
ist eine förmliche Entwidmung der Flächen 
durchzuführen.

Ausgleichspflicht und Baumschutz

Bei der Pflanzung von Bäumen ist zu be-
achten, dass diese gerade bei länger andau-
ernden Zwischennutzungen nach deren 
Ende nicht ohne Weiteres wieder entfernt 
werden können, da die Bäume unter den 
Schutz von kommunalen Baumschutzsat-
zungen fallen oder das Fällen eine Aus-
gleichspflicht auslöst. In einigen Bundeslän-
dern besteht bereits die Möglichkeit, „Wald 
auf Zeit“ auszuweisen. Andernfalls kann 
etwa die Nutzung von Kübelpflanzen eine 
Alternative sein. Ein Brachflächenkataster 
kann als Grundlage dienen, um Ausnahme-
regelungen für temporär genutzte Flächen 
in der kommunalen Baumschutzsatzung zu 
ermöglichen.

Denkmalschutz 

Die Anforderungen des Denkmalschutzes 
gelten ebenso bei Zwischennutzungen, 
so dass gerade Umbauten in denkmalge-
schützten Gebäuden problematisch sind, 
weil vielfältige Vorgaben zu beachten sind. 
Die Abstimmung mit der Denkmalbehörde 
ist daher unerlässlich. Andererseits bieten 
Zwischennutzungen auch eine Chance, 
denkmalgeschützte Gebäude vor dem wei-
teren Verfall zu bewahren. Hier kann also ein 
gemeinsames Interesse der Zwischennutzer 
und des Denkmalschutzes vorliegen, das in 
Gesprächen mit der Denkmalschutzbehör-
de ausgelotet werden sollte. 

Gewerberecht

Vor allem für kommerzielle Zwischennut-
zungen können zu den bauplanungs- bzw. 
bauordnungsrechtlichen Vorgaben noch ge-
werberechtliche Anforderungen kommen, 
die zu beachten sind. Diese können auch 
arbeitsrechtliche Vorgaben einschließen.

Gesundheits- und Gaststättenrecht

Insbesondere bei Gastronomiebetrieben ist 
eine Genehmigung durch das Gesundheits-
amt erforderlich. Zudem sind gegebenen-
falls Regelungen des Gaststättenrechts, etwa 
zu Schankerlaubnissen, zu beachten.

Altlasten

Altlasten oder Altstandorte können die Nutz-
barkeit einer Immobilie stark einschränken 
oder ganz verhindern. Da Gesundheitsge-
fahren ausgeschlossen werden müssen, ist 
eventuell eine fachliche Begutachtung der 
Verunreinigungen erforderlich. Handelt es 
sich nur um kleinräumige Problembereiche, 
kann eine Nutzung unter deren Aussparung 
ggf. erfolgen. Ist hingegen eine Sanierung 
notwendig, wird eine Zwischennutzung un-
wahrscheinlich, es sei denn, sie lässt sich in 
Zusammenhang mit einer folgenden Dauer-
nutzung finanzieren.
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Sonstige öffentlich-rechtliche Anforderungen

Für Zwischennutzungen kann es weitere 
öffentlich-rechtliche Anforderungen geben. 
Denkbar sind etwa Anforderungen des Ar-
beitsschutzes, der Jugendhilfe oder des Ver-
gaberechts.

6.7	 Welche privatrechtlichen und 
organisatorischen Regelungs-
möglichkeiten bestehen?

Die wichtigste privatrechtliche Regelungs-
möglichkeit für Zwischennutzungen ist die 
vertragliche Übertragung des Nutzungs-
rechts einer Immobilie an die Zwischennut-
zer. Hierfür und für organisatorische Rege-
lungsbedarfe stehen verschiedene rechtliche 
Instrumente zur Verfügung.

Übertragung des Nutzungsrechts

Prinzipiell ist jeder Zwischennutzungsver-
trag ein Gebrauchsüberlassungsvertrag, 
im Rahmen dessen der Eigentümer dem 
Zwischennutzer eine Immobilie überlässt. 
Diese Überlassung kann gegen die Zahlung 
einer Miete bzw. Pacht erfolgen oder als Lei-
he unentgeltlich sein. Sonderfälle sind die 
Gestattungsvereinbarung, bei der Privatflä-
chen einer öffentlichen Nutzung zugeführt 
werden, sowie Pflegeverträge, bei denen 
die Pflege kommunaler Flächen in private 
Hände gegeben wird. In allen Fällen ist es 
ratsam, bestimmte Sachverhalte bereits im 
Zwischennutzungsvertrag zu regeln. Dies 
gilt analog für alle Vertragsarten, auch wenn 
diese Aspekte im Folgenden exemplarisch 
bzw. schwerpunktmäßig für die Form eines 
Mietvertrags beschrieben werden. 

Freiflächen liegt der Hauptaugenmerk hin-
gegen meist auf Haftungsfragen. Wichtigstes 
Vertragsmerkmal ist jedoch bei beiden Im-
mobilienarten der weitgehende Verzicht 
auf Kündigungsschutz. Die anwendbaren 
Vertragsarten sind dabei für die Zwischen-
nutzungen von Gebäuden und Freiflächen 
sowie für Mischnutzungen identisch.

Mietvertrag

In der Regel werden Gebäude an Zwischen-
nutzer vermietet. Rechtliches Instrument 
hierfür ist meist ein gewerblicher Mietver-
trag, oft Zwischennutzungsvertrag genannt. 
In diesem überlässt der Vermieter dem Mie-
ter die Mietsache gegen die Zahlung eines 
Mietzinses. Anders als bei Mietverträgen 
über Wohnraum, bei denen enge rechtliche 
Grenzen bestehen, gilt bei gewerblichen 
Mietverträgen der Grundsatz der Vertrags-
freiheit. Ziel bei Zwischennutzungen ist es, 
möglichst kurze Kündigungsfristen zu ver-
einbaren. Im Extremfall kann ein sofortiges 
Kündigungsrecht bei Verkauf oder dauer-
hafter Vermietung der Immobilie vereinbart 
werden. In einem Mietvertrag sollten die fol-
genden Punkte geregelt werden:

Art der Nutzung

Laufzeit des Mietvertrags  
(mehrere Monate bis mehrere Jahre)

Höhe des Mietzinses

Nebenkosten (Strom, Wasser, Abwasser, 
Müllabfuhr etc.)

Unterhalt der Mietsache (Verpflichtung 
des Mieters, die Mietsache in ordnungs-
gemäßem Zustand zu unterhalten)

Einverständnis des Vermieters, dass der 
Mieter bauliche Veränderungen vor-
nimmt

Haftpflicht für öffentliche Veranstal-
tungen

Verkehrssicherungspflicht (in der Regel: 
Übertragung auf die Zwischennutzer)

Vertragsstrafen bei verspäteter Räumung 
der Immobilie

Bei einem Objekt mit mehreren Mietern ist 
es für den Eigentümer der Immobilie ratsam, 
einen Generalmieter zu finden, der die Un-
tervermietung eigenverantwortlich organi-
siert. Der Verwaltungsaufwand eines Eigen-
tümers bei der Koordination einer Vielzahl 
befristeter bzw. fluktuierender Mietverträ-
ge wird in der Anfangsphase häufig unter-
schätzt. Als Generalmieter kommt sowohl 
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Handlungsempfehlungen

Übertragung des Nutzungsrechts

•  Vertragsinhalte bei Gebäuden und Freiflächen
•  Mietvertrag
•  Verpachtung
•  Leihe / Überlassung
•  Pflegevertrag
•  Gestattungsvereinbarung

Vertragsinhalte bei Gebäuden und  
Freiflächen

Die verschiedenen rechtlichen Anforde-

rungen, die bei der Zwischennutzung von 

Gebäuden und Freiflächen bestehen, un-

terscheiden sich teils erheblich. Bei der Zwi-

schennutzung von Gebäuden stehen vor 

allem Regelungen über den Erhalt der Miet-

sache und die Verteilung der Mietkosten im 

Vordergrund. Bei der Zwischennutzung von 
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Weitere organisatorische  
Regelungsbedarfe

Organisatorische Regelungsbedarfe betref-
fen etwa notwendige bzw. empfehlenswerte 
Versicherungen, die Klärung von Haftungs-
fragen und die Verkehrssicherungspflichten. 
Weiterhin wird mit der notariellen Räu-
mungsvereinbarung ein Instrument vorge-
stellt, das zusätzliche Sicherheit für den Ei-
gentümer bieten kann.

ein Zwischenmieter oder ein zwischenge-
schalteter Verwalter in Frage. Letzterer ist 
aufgrund hoher Kosten nur bei großen Ob-
jekten sinnvoll.

Verpachtung

Die Verpachtung sichert dem Pächter im 
Gegensatz zur Vermietung nicht nur den 
Gebrauch der Pachtsache zu, sondern 
auch daraus erzielte Erträge. Pachtverträge  
kommen daher primär im Bereich der 
Landwirtschaft, der Gastronomie und bei 
Parkplätzen zum Einsatz. Für sie gelten 
ebenfalls die an Mietverträge gerichteten 
Anforderungen. Der Pächter ist verpflichtet, 
dem Verpächter einen vereinbarten Pacht-
zins zu entrichten.

Leihe / Überlassung

Mit einem Überlassungsvertrag, bei dem es 
sich rechtlich um einen Leihvertrag handelt, 
werden Immobilien den Zwischennutzern 
unentgeltlich überlassen. Die zugrunde 
liegenden Eigentumsverhältnisse bleiben 
unverändert. Der Regelungsinhalt eines 
Überlassungsvertrags entspricht dem eines 
Mietvertrags für Zwischennutzungen. Die 
Überlassung von Liegenschaften wird oft-
mals von kommunalen Eigentümern ange-
wandt, sie kann aber auch von privaten Ei-
gentümern eingesetzt werden.

Pflegevertrag

Pflegeverträge sind in der Regel Verträge zwi-
schen Kommunen und Vereinen, Verbänden 
oder Privatpersonen. Diese verpflichten sich 
zu Pflegemaßnahmen auf den betreffenden 
meist kommunalen Freiflächen. Im Gegen-
zug wird hierfür die Nutzung (z. B. als Park 
oder Spielplatz) der sonst brachliegenden 
Freifläche gewährt.

Gestattungsvereinbarung

Gestattungsvereinbarungen sind eine Form 
öffentlich-rechtlicher Verträge, welche die 
befristete Nutzung privater Liegenschaften 
durch die öffentliche Hand beinhalten. Bei 
einer Gestattungsvereinbarung stellen Ei-
gentümer ihr Grundstück für eine öffentliche 
Nutzung zur Verfügung, etwa als Grünfläche 
oder Spielplatz. Neben der Überlassung und 
deren Dauer werden in solchen Verträgen 
weitere organisatorische Einzelheiten ge-
regelt. Das bestehende Baurecht wird übli-
cherweise nicht berührt.

Weitere organisatorische Regelungsbedarfe

•  Versicherungen
•  Haftung
•  Verkehrssicherungspflicht
•  Notarielle Räumungsvereinbarung
•  Schiedsgerichtsvereinbarung

Versicherungen

Immobilieneigentümer müssen eine Feuer-  
und Gebäudehaftpflichtversicherung ab-
schließen, deren Kosten allerdings vertrag-
lich auf die Zwischennutzer umgelegt wer-
den können. Die Zwischennutzer sollten 
darüber hinaus eine versicherungstech-
nische Absicherung ihres in oder auf der Im-
mobilie dauerhaft befindlichen Eigentums 
abschließen. Eine Gewerbe- bzw. Vereins-
haftpflicht sollte ebenso unerlässlich sein 
wie eine Unfallversicherung für Personen-
schäden (z. B. zum Schutz der Mitarbeiter). 
Gemeinnützige Vereine können hier ggf. der 
kommunalen Gemeindehaftpflichtversiche-
rung beitreten. Weiterhin ist der Abschluss 
einer Veranstalterhaftpflichtversicherung 
bei der Ausrichtung öffentlich zugänglicher 
Veranstaltungen dringend zu empfehlen. 
Gegebenenfalls kann der Abschluss einer 
Glasbruchversicherung zweckdienlich sein.

Haftung

Bei einem ausreichenden Versicherungs-
schutz seitens der Zwischennutzer bzw. des 
Eigentümers entstehen offene Haftungs-
fragen im Prinzip nur bei mutwilligen oder 
grob fahrlässigen Verhaltensweisen. Diese 
können jedoch zusätzlich strafrechtlich rele-
vant sein und zu Schadenersatzansprüchen 
von Dritten führen. Ein guter Versicherungs-
schutz entbindet nicht von allgemeinen 
Sorgfaltspflichten. Zu beachten ist, dass 
die Haftung für die Gebrauchsfähigkeit der 
Immobilien unbedingt vertraglich geregelt 
werden sollte, da ansonsten der Immobilien- 
eigentümer für den Zustand der Mietsache 
haftbar ist, was gerade bei maroder Bausub-
stanz problematisch ist.
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Verkehrssicherungspflicht 

Die Verkehrssicherungspflicht obliegt in der 
Regel dem Eigentümer eines Gebäudes. Er hat 
sicherzustellen, dass keine Gefährdungen im 
Rahmen der vereinbarten Nutzung entste-
hen. Bei Nichtbeachtung dieser Pflicht kann 
es zu Schadenersatzansprüchen kommen. 
Die Verkehrssicherungspflicht kann, z. B. im 
Rahmen eines Überlassungsvertrages, auf 
den Zwischennutzer übertragen werden. Ein 
Zwischennutzer sollte sich über die Konse-
quenzen einer solchen Übertragung, z. B. 
hinsichtlich der übertragenen Räum- und 
Streupflicht bei Schneefall und Glatteisbil-
dung, im Klaren sein und ggf. Ausnahmen 
vereinbaren. Die Verkehrssicherungspflicht 
für ein Grundstück kann aber auch im um-
gekehrten Weg von einem Privateigentümer 
auf die Kommune übertragen werden, wie 
dies etwa bei öffentlich-rechtlichen Gestat-
tungsvereinbarungen meist der Fall ist.

Notarielle Räumungsvereinbarung

Eine notarielle Räumungsvereinbarung ist 
ein Schutzinstrument, das es dem Eigentü-
mer erlaubt, bei verspätetem oder nicht er-
folgten Verlassen der Immobilie nach Kündi-
gung oder Auslaufen des Nutzungsvertrags 
eine Räumung durchzuführen, ohne vorher 
auf dem Rechtsweg einen Räumungstitel er-
wirken zu müssen. Mit der notariellen Räu-
mungsvereinbarung erklärt der Zwischen-
nutzer, dass er, falls er nicht fristgerecht 
die Immobilie freigibt, mit einer Räumung 
zu seinen Lasten einverstanden ist. Bei der 
notariellen Räumungsvereinbarung handelt 
es sich um eine vollstreckbare Urkunde, auf 
deren Grundlage die Zwangsvollstreckung 
stattfinden kann. Eine wichtige Voraus-
setzung ist jedoch, dass der vollstreckbare 
Anspruch und auch der oder die Gläubiger 
konkret und vollständig bezeichnet werden. 
Für Wohnraum ist das Instrument allerdings 
nicht anwendbar. 

Durch notarielle Räumungsvereinbarungen 
sollen Gerichtsverfahren und damit einher-
gehende Zeitverzögerungen und finanzielle 
Schäden zu Lasten des Eigentümers vermie-
den werden. Für die Vereinbarung entstehen 
bei jedem Vertragsabschluss Notarkosten 
von knapp einhundert Euro, die meist vom 
Zwischennutzer getragen werden. Eine no-
tarielle Räumungsvereinbarung ist jedoch 
keine Garantie dafür, dass im Einzelfall nicht 
doch eine gerichtliche Räumungsklage er-
forderlich wird.

Schiedsgerichtsvereinbarung

Bei der Aufstellung eines Zwischennut-
zungsvertrags kann es zweckdienlich sein, 
für den Fall eines Streits aus dem Zwischen-
nutzungsverhältnis heraus eine gesonderte 
Schlichtungsstelle zu vereinbaren. Diese 
kann schnell und effektiv eine für beide Sei-
ten verbindliche Regelung festlegen, was 
Geld und Zeit sparen kann, da der Rechts-
weg nicht bestritten werden muss.

6.8	 Welche finanziellen Aspekte 
sind zu berücksichtigen?

Die mit Zwischennutzungen verbundenen 
Aufwendungen lassen sich in Kosten für 
Vorbereitung, Betrieb, Beendigung sowie 
Organisations- und Vermittlungskosten un-
terscheiden.

Handlungsempfehlungen

Kosten für Nutzungsvorbereitung, Betrieb und 
Beendigung

•  Anfangsphase
•  Laufender Betrieb
•  Entschädigung bei vorzeitiger Kündigung
•  Finanzielle Risiken

Kosten für die Vermittlung

•  Vermittlungsaufwand
•  Kommunale oder lokale Koordinationsstelle
•  Externe Dienstleister

Finanzierungsmodelle

•  Finanzierung durch Nutzer
•  Finanzierung durch Eigentümer
•  Kommunale Unterstützungsleistungen
•  Fördermittel
•  Sponsoring

Kosten für Nutzungsvorbereitung, Betrieb 
und Beendigung

Die Kosten für Zwischennutzungen fallen zu 
verschiedenen Phasen in unterschiedlicher 
Höhe an. Insbesondere in der Anfangsphase 
einer Zwischennutzung sind teils erhebliche 
Investitionen notwendig. Von diesen Investi-
tionskosten sind die laufenden Kosten wäh-
rend der Durchführung einer Zwischennut-
zung, zu unterscheiden. Bei der Beendigung 
kann neben den Kosten für eine eventuelle 
Räumung der Immobilie auch die Frage 
nach einer Entschädigung der Zwischennut-
zer für eine frühzeitige Vertragskündigung 
von Belang werden.

Anfangsphase

In der Anfangsphase eines Zwischennut-
zungsprojektes fallen in der Regel zahlreiche 
Kosten an, die nur teilweise durch Eigenlei-
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bei vorzeitiger Vertragsauflösung zu verfah-
ren ist. Diese Kosten müssen in die Kalkula-
tion eingestellt werden. Alternativ wäre die 
Festschreibung von Deckelbeträgen oder 
die Zusicherung materieller bzw. praktischer 
Umzugshilfen (z. B. durch den kommunalen 
Bauhof) denkbar.

Finanzielle Risiken

Kommt der Eigentümer den üblichen 
Pflichten bei der Bewirtschaftung von Im-
mobilien nach (regelmäßige Begehungen 
und Zustandskontrollen), bleiben die finan-
ziellen Risiken, die mit der Überlassung an 
Zwischennutzungen eingegangen werden, 
gemeinhin überschaubar. Sie beschränken 
sich auf die Räumungs- und Instandsetzun-
gskosten, falls der Zwischennutzer, aus wel-
chen Gründen auch immer, als Schuldner 
ausfällt. Bei sorgfältiger vertraglicher Vorbe-
reitung ist die Gefahr eines weitergehenden 
Verlustes durch Verzögern oder Ausbleiben 
einer Investitionsmaßnahme und damit 
verbundener Entschädigungsforderungen 
minimal.

Kosten für die Vermittlung von Zwischen-
nutzungen

Die möglichen Kosten für die Vermittlung 
von Zwischennutzungen hängen von dem 
betriebenen Aufwand ab. Mit entscheidend 
ist, ob die Organisation durch die Kommune 
oder externe Dienstleister erfolgt.

Vermittlungsaufwand

Der Vermittlungsaufwand kann von der In-
formation eines Eigentümers über das Vor-
haben eines potenziellen Zwischennutzers 
bis hin zu einer umfassenden Nutzerrecher-
che über Medien, Netzwerke und sonstige 
öffentlichkeitswirksame Aktivitäten reichen. 
Der Aufwand ist dabei im Regelfall umso hö-
her, je schwieriger die Immobilie selbst zu 
nutzen ist bzw. je höher die Anforderungen 
an eine Zwischennutzung oder die Nut-
zungsbedingungen sind. Eine umfassende, 
zielgruppenorientierte Vermittlungsstrate-
gie mit intensiver Netzwerkarbeit ist sehr 
zeitaufwändig. Die Sachkosten für die Nut-
zung verschiedener medialer Vermarktungs-
instrumente (Presse, Flyer, Anzeigen, Inter-
netbörse etc.) sind hingegen überschaubar.

Kommunale oder lokale Koordinationsstelle

Der Finanzierungsbedarf einer kommu-
nalen Koordinationsstelle umfasst vor allem 
Personalkosten und Kosten für notwendige 

stungen des Nutzers (z. B. bei der Bauaus-
führung) gemindert werden können. Die 
folgende Liste erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, sondern soll die Bandbreite 
an Investitionskosten verdeutlichen:

Herstellung der Verkehrssicherheit des 
Gebäudes / Instandsetzung

Umsetzung nutzungsbedingter bauord-
nerischer Auflagen innerhalb und au-
ßerhalb des Gebäudes (Rettungswege, 
Brandmeldeanlage, Geländer, Erschlie-
ßung, Stellplätze, Umzäunung etc.)

Renovierung und Schönheitsreparaturen

Gewährleistung der technischen Infra-
struktur (i. d. R. Strom, Wasser und Ab-
wasser, hier fallen ggf. Wieder- oder Erst-
anschlussgebühren an)

Sicherstellung der notwendigen / vorge-
schriebenen Sanitäranlagen

Immissionsschutz (v. a. lärmreduzieren-
de Maßnahmen)

Genehmigungen, Gutachten, Beglaubi-
gungen, Kopien, Porto, Fahrtkosten etc.

Erstbewerbung des Projektes

Laufender Betrieb

Während der Ausübung der Zwischennut-
zung fallen weitere laufende Kosten an, die 
nachfolgend exemplarisch aufgeführt wer-
den:

Miete / Pacht / Nutzungsentgelt

Betriebsunabhängige Nebenkosten 
(Grundsteuer, Verbandsabgaben)

Betriebskosten (Strom, Gas, Wasser, Ab-
wasser, Telefon, Reparaturen, Versiche-
rungen)

Nutzungsabhängige Kosten (GEMA, 
Künstlersozialkasse, GEZ, Verbandsbei-
träge und Gebühren)

Werbung und Öffentlichkeitsarbeit

ggf. Aufwandsentschädigungen

sonstige Abgaben und Steuern

Entschädigung bei vorzeitiger Kündigung

Eine Entschädigung für Investitionen von 
Zwischennutzern bei vorzeitiger Beendigung 
des Vertragsverhältnisses durch den Eigen-
tümer ist eine legitime Forderung bei inve-
stitionsaufwändigen Zwischennutzungen. 
Daher muss frühzeitig geklärt werden, ob 
solche Investitionen zulässig sind und wie 
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Qualifizierungsmaßnahmen. Es ist in jedem 
Fall zu prüfen, ob mit den bestehenden Per-
sonalkapazitäten der notwendige Koordi-
nierungsbedarf ggf. auch kurzfristig geleistet 
werden kann oder ob hierfür die Einstellung 
zusätzlichen Personals erforderlich ist. Dem 
Vorteil, Zwischennutzungen mit bestehen-
den personellen Ressourcen organisieren zu 
können, steht allerdings der Nachteil entge-
gen, dass die Kosten über den allgemeinen 
Haushalt finanziert werden und so die spezi-
fischen Belastungen für Zwischennutzungen 
nicht beziffert werden können. 

Externe Dienstleister

Externe Dienstleister, also Büros, die im Auf-
trag der Kommune als Zwischennutzungs-
agentur fungieren, arbeiten üblicherweise 
im Rahmen eines Geschäftsvertrags auf Ho-
norarbasis. Werkverträge sind aufgrund des 
kaum zu definierenden „Werks“ ungeeignet. 
Bei der im Vorfeld notwendigen Ausschrei-
bung des Auftrags sind von den Bewerbern 
Nachweise über die vorhandenen Qualifika-
tionen vorzulegen. Der abgeschlossene Ver-
trag sollte die Aufgaben des Auftragnehmers 
möglichst genau beschreiben sowie Zusam-
menarbeit, Abstimmung, Berichterstattung 
und Abrechnung regeln. Die Erfolgskontrol-
le durch den Auftraggeber sollte den hohen 
Grad an informellen Tätigkeiten und die 
teilweise langen, auch saisonbedingten Vor-
laufzeiten bis zur Realisierung von Projekten 
berücksichtigen. Eine Beauftragung von ex-
ternen Dienstleistern kann die Kostentrans-
parenz erhöhen.

Finanzierungsmodelle

Bei der Finanzierung gibt es verschiedene 
Modelle, die in der Praxis vielfach unterei-
nander kombiniert werden: die Finanzie-
rung durch die Zwischennutzer, den Eigen-
tümer, die Kommune und mit Fördermitteln 
und Sponsorengeldern.

Finanzierung durch Nutzer

Miet- oder Pachtzahlungen können dafür 
sorgen, dass die laufenden Kosten des Eigen-
tümers auf die Zwischennutzer vollständig 
oder zumindest teilweise umgelegt werden 
können. Ob und in welcher Höhe die Zwi-
schennutzer, neben eigenen Investitionen 
bzw. geleisteter Arbeit, zur Finanzierung 
beitragen können, hängt entscheidend von 
der Art der Zwischennutzung ab. Kommerzi-
elle oder gewerbliche Zwischennutzer kön-
nen teilweise zu marktüblichen Konditionen 

Immobilien anmieten, so dass Eigentümer 
unter Umständen auch mit Zwischennut-
zungen Erlöse erzielen.

Finanzierung durch Eigentümer

Künstlerische oder soziale Zwischennut-
zungen können oftmals keine oder nur eine 
geringe Miete bezahlen. Hier zählt vor allem 
der nichtmonetäre Output, etwa durch 
die soziale Stabilisierung eines Quartiers 
oder den Einsatz für eine benachteiligte 
Bevölkerungsgruppe. Ob sich die geplante 
Zwischennutzung umsetzen lässt, hängt 
entscheidend von der Bereitschaft und der 
Fähigkeit des jeweiligen Eigentümers ab, 
sich an den entstehenden Kosten zu betei-
ligen oder das Projekt durch eine Sozialmie-
te oder gar eine vollständige Mietfreiheit zu 
unterstützen. Häufig hat der Eigentümer die 
Kosten für die Grundherrichtung der Immo-
bilie zu tragen.

Kommunale Unterstützungsleistungen

Der Einsatz von Finanzmitteln steht zu Zei
ten knapper öffentlicher Kassen unter einem 
hohen Rechtfertigungsdruck, so dass es ohne 
politische Willenserklärungen schwierig 
sein dürfte, Mittel für Zwischennutzungen 
zur Verfügung zu stellen. Mögliche Unter-
stützungsinstrumente der Kommune sind 
neben der direkten Projektförderung oder 
einer kommunalen Verwaltungsstelle für 
Zwischennutzungen der Erlass von Steuern 
und Abgaben, wie etwa ein Grundsteuerer-
lass für den Grundeigentümer. Wichtiger ist 
jedoch die Bereitschaft kommunaler Lie-
genschaftsverwalter, Immobilien temporär 
auch unter den regulären Preisen zu vermie-
ten oder zu verpachten. Um eine notwen-
dige Kosten- und Finanzierungstransparenz 
zu erzielen, bietet es sich an, eine eigene 
Haushaltsstelle für Zwischennutzungen im 
kommunalen Haushalt auszuweisen und so 
direkt und nicht über Umwege Mittel bereit-
zustellen.

Fördermittel

Zur Finanzierung von Zwischennutzungen 
können in Abhängigkeit von Standort und 
Projektart auch Fördermitteln eingesetzt 
werden. Prinzipiell besteht jedoch bei För-
dermitteln oftmals das Problem, dass diese 
auf langfristige Investitionen ausgerichtet 
sind und daher längere Bindungszeiträu-
me enthalten, die dem Charakter von Zwi-
schennutzungen nicht entsprechen. Bei 
ausreichender Flexibilität der Fördergeber 

Handlungsempfehlungen
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besteht die Option, die Fördermittel auf ent-
sprechend kürzere Bindungszeiträume he-
runterzurechnen.

Sponsoring

Eine weitere Möglichkeit, Zwischennut-
zungen zu finanzieren, ist die Einwerbung 
von Sponsorengeldern oder Sachspenden. 
Sponsoring eignet sich dabei primär für 
soziale, kulturelle oder Eventnutzungen, 
erfordert aber einen großen Organisations-
aufwand bei der Kontaktherstellung und -
pflege.

6.9	 Wie gestaltet sich das Ende von 
Zwischennutzungen?

Das Ende einer Zwischennutzung wird meist 
durch eine anstehende Dauernutzung aus-
gelöst. Da dies relativ kurzfristig geschehen 
kann, sollten die Belastungen für den betrof-
fenen Nutzer so gering wie möglich gehalten 
werden. Aber auch für den Eigentümer kann 
es bei der Notwendigkeit einer Räumung zu 
Belastungen kommen. In manchen Fällen 
entwickelt sich ein Zwischennutzer auch zu 
einem attraktiven Dauermieter. 

Räumung der Zwischennutzung

Räumt ein Zwischennutzer nach dem Ende 
des Vertrags die ihm überlassenen Grund-
stücke oder Gebäude nicht, bleibt dem 
Vermieter oder Eigentümer nur die Mög-
lichkeit einer Räumungsklage. Die dadurch 
entstehenden Kosten liegen zunächst bei 
ihm. Eine vorher getroffene notarielle Räu-
mungsvereinbarung kann hier unter Um-
ständen Erleichterung schaffen. Eine solche 
Verzögerung kann zu weiteren Kosten für 
den Eigentümer führen, da eine Zwangsräu-
mung ohne weitere Regelungen erst nach 
mehrmaligen Mahnungen möglich ist. 

Aufgabe durch den Zwischennutzer

Wenn die Zwischennutzung vorzeitig endet, 
sollte darauf geachtet werden, dass die Zwi-
schennutzer eventuelle Räumungsverpflich-
tungen einhalten. Weiterhin sollte überprüft 
werden, ob die Zwischennutzung nicht mit 
einem anderen Nutzer wiederaufgenommen 
werden kann oder ob der Eigentümer Pflege 
und Unterhalt der Liegenschaft nun wieder 
selbst übernimmt. Für zukünftige Zwischen-
nutzungen sollte überprüft werden, ob der 
Grund für das Ende bei den Zwischennut-
zern selbst liegt oder mit Eigenschaften der 
zur Verfügung gestellten Fläche bzw. den 
damit verbundenen Rahmenbedingungen 
im Zusammenhang steht.

Verstetigung der Zwischennutzung 

Mögliche Verstetigungen von Zwischennut-
zungen werden oftmals als Argument dafür 
angeführt, überhaupt keine Zwischennut-
zungen einer Immobilie zuzulassen. Manche 
Beispiele zeigen allerdings, dass Zwischen-
nutzer sich im Laufe der Nutzungsperiode 
wirtschaftlich am Standort entwickeln kön-
nen. Hier gilt es, durch regelmäßigen Kon-
takt in beiderseitigem Einvernehmen ein 
gewöhnliches Mietverhältnis mit den ent-
sprechenden Genehmigungserfordernissen 
zu entwickeln.

Ende von Zwischennutzungen

•  Kündigung der Zwischennutzung
•  Verlagerung erfolgreicher Zwischennutzung
•  Räumung der Zwischennutzung
•  Aufgabe durch den Zwischennutzer
•  Verstetigung der Zwischennutzung

Kündigung der Zwischennutzung

Zwischennutzungen müssen sich flexibel 
beenden lassen, sonst besteht das Risiko, 
dass sie eine etwaige Dauernutzung blo-
ckieren. Wichtig ist daher, schon in der Ge-
staltung der Verträge Wert darauf zu legen, 
dass ein vorzeitiges Ende der Zwischennut-
zungen möglich wird. Dabei müssen aber 
auch eventuelle Investitionen der Zwischen-
nutzer berücksichtigt werden, die bei einem 
vorzeitigen Ende des Vertrags entschädigt 
werden sollten.

Verlagerung erfolgreicher Zwischennutzung

Bei erfolgreichen Zwischennutzungen oder 
gewachsenen Standortgemeinschaften kann  
eine Unterstützung bei der Suche nach 
einem Alternativstandort empfehlenswert 
sein. Für die Verlagerung von Zwischennut-
zungen sollte zusammen mit den Nutzern 
ein Anforderungsprofil erstellt werden, das 
mit den zur Verfügung stehenden Immobi-
lien abgeglichen wird.
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